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Baurat h. c. Dipl.-lng. Friedrlch Rollwagen 

Präsident des Hauptverbandes der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen Österreichs 

Gebührenanspruchsgesetz und Wohl der 
Allgemeinheit 

Die Gebühren der Sachverständigen werden im Gebührenanspruchs­

gesetz 1975 geregelt. Die Höhe dieser Gebühren geht von der Überle­
gung aus, daß der Sachverständige für seine Tätigkeit bei den Gerich­
ten nach der aufgewendeten Zeit und Mühe für jenes entgangene Ein­
kommen entschädigt werden soll, welches er durch diese Tätigkeit bei 
Gericht in seinem sonstigen Berufsleben zu verdienen versäumt. 

Ausdrücklich aber ist geregel~ daß die Bestimmung dieser Gebühr 
nach dem richterlichen Ermessen zu erfolgen hat, wobei das Ermessen 
auf die öffentliche Aufgabe der Rechtspflege zum Wohle der Allge­
meinheit Bedacht zu nehmen hat, was nichts anderes bedeutet, daß nur 

eine Annäherung an die Einkünfte des Sachverständigen im außerge­
richtlichen Erwerbsleben erfolgt, im Klartext, der Sachverständige 

bekommt zum Wohle der Allgemeinheit weniger als er sonst verdient. 

Nun kann kein Zweifel darüber bestehen, daß die Rechtspflege eine 
öffentliche Aufgabe ist und dem Wohle der Allgemeinheit dient. Die 

Rechtspflege ist ja nichts anderes als die Anwendung und Durchsat­
zung jener Regeln, um ein besseres Zusammenleben zu gewährleisten 
und die wir Gesetze nennen. 

Es ist aber sicherlich die Überlegung zulässig, ob ein bestimmter eng 
begrenzter Kreis von Menschen "zum Wohle der Allgemeinheit" auf 
einen Teil der ihnen sonst zustehenden und sicherlich angemessenen 
Einkünfte verzichten soll. 

Andererseits ist nicht zu bestreiten, daß die Rechtspflege hohe Kosten 

verursacht, sodaß die Gefahr besteht, daß der Zugang zum Recht jenen 
Mitbürgern erschwert oder unmöglich ist, welche die dazu nötigen Mit­

tel nicht aufbringen können. Da es gesellschaftsj:!olitisch unzumutbar 
wäre, wird es auch nicht hinzunehmen sein, nur den Begüterten den 
Zugang zum Recht zu sichern. 

Aus diesen Erwägungen wurde in Österreich-- so wie auch in anderen 
Staaten - die Verfahrenshilfe eingeführt, sodaß bei Nachweis man­

gelnder Mittel den Rechtssuchenden in bestimmten Fällen vom Staat 
ein Rechtsanwalt kostenlos zur Verfügung gestellt wird und auch 
Gebühren erlassen werden. 

Nach der Veröffentlichung einer Wochenzeitschrift*) wendet die Repu­
blik Österreichjährtich einen Betrag von weit über 100 Mio.S auf, um die 
Rechtsanwälte für die Verfahrenshilfen zu bezahlen. Diesen Betrag 
erhalten aber nichtdie eingesetzten Rechtsanwälte selbst, sondern die 
Rechtsanwaltskammer, welche diese Mittel für die Pensionskasse ver­
wendetich wurde informiert, daß der "Wert" der Anwaltsleistungen, d. h. 

die üblicherweise sonst verrechneten Honorare, weit höher sind als die 
genannte Vergütung der Republik Österreich. Dies bedeutet aber, daß 

')Seite 91, PROFIL Nr. 17 vom 22. April1991. 
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auch die Anwaltschaft einen erheblichen Beitrag zur Rechtspflege und 

damit zum Wohl der Allgemeinheit leistet. 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen dem Beitrag der Gerichtssach­
verständigen und dem Beitrag der Anwaltschaft zum Wohl der Allge­

meinheit ist aber der, daß den Sachverständigen dieser Beitrag bei allen 
Verfahren unterschiedslos zugemutet wird, wohingegen die Rechtsan­
wälte diesen Beitrag nur in jenen Fällen leisten, in denen rechtssu­
chende Bürger ohne Geldmittel auftreten, keineswegs aber in allen 
übrigen Fällen. 

Es ist ja auch nicht einzusehen, warum die Gerichtssachverständigen 
sich mit einer nur angenäherten, d. h. verminderten Gebühr, begnügen 
sollen, wenn etwa im Zivilverfahren die Parteien mit Einsatz unbegrenz­
ter Mittel auftreten und sich auch demgemäß Rechtsanwälte mit hohen 

Honoraren leisten. 

Es werden daher nach meiner Ansicht Überlegungen dahingehend 
anzustellen sein, daß der Gedanke des finanzie~en Beitrages der Sach­
verständigen zur öffentlichen Rechtspflege und zum Wohl der Allge­
meinheit nur dann Platz gre"ifen soll, wenn dies solchen rechtssuchen­
den Bürgern zugutekommt, welche es finanziell wirklich notwendig 
haben, jedenfalls daher in Fällen der Verfahrenshitfe. ln allen übrigen 
Fällen sollten den Gerichtssachverständigen kostendeckende Ein­
künfte zugestanden werden, nämlich die gleichen, die sie für eine glei­
che oder ähnliche Tätigkeit im außergerichtlichen Erwerbsleben übli­
cherweise bezögen. 

' <:,) 
Nicht auszuschließen ist, den Beitrag der Sachverständigen zur 
Rechtspflege außer in den Fällen der Verfahrenshilfe auch auf Strafsa­
chen auszudehnen, in welchen die Sachverständigengebühren von der 
Republik Österreich getragen werden müssen, weil sich die Verdächtig­

ten, Beschuldigten pder Angeklagten als unschuldig herausstellen bzw. 
freigesprochen w9rden oder für den überwiegend eintretenden Fall, 
daß bei den Verurteilten Gerichtskosten nicht einbringlich sind. 

Eine konsequente Berücksichtigung dieser zuletzt genannten Fälle 

einerseits, aber andererseits eine volle Schadloshaltung der Gerichts­
sachverständigen in den übrigen Fällen der Zivilverfahren würde 
bedeuten, daß eine Erhöhung des Budgetansatzes des Bundesmini­
steriums für Justiz für Sachverständigengebühren nicht eintreten 
würde. 

Aufgrund dieser Überlegungen werden daher die zuständigen Gremien 
des Hauptverbandes der allgemein beeideten gerichtlichen Sachver­
ständigen Beratungen durchführen und Vorschläge ausarbeiten, in 
welcher Weise _bei einer allfälligen Novaliierung des Gebührensn­
spruchsgesetzes den zweifellos berechtigten Anliegen der Sachver­

ständigen Rechnung getragen werden kann. 
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Prof. Dr. Richard Pischi 

Institut für Stahlbau, Holzbau und Flächentragwerke, Abteilung für Holzbau, Technische Universität Graz 

Holz: Tradition mit Zukunft in Konstruktion und 
Instandhaltung 
Das Bauen mit Holz war lange Zeit in der ganzen Weit die verbreitetste 

alle Bauweisen. Im Mittelalter, etwa seit dem 12. Jahrhundert, gelangte 
die Holzbaukunst in Europa zur höchsten Ausbildung. Viele noch gut 
erhaltene Holzbauten aus jener Zeit legen hiervon ein prächtiges Zeug­
nis ab. Da den Baumeistern in dieser Zeit keine nennenswert zugfesten 
Verbindungsmittel zur Verfügung standen, konnten sie die hohe Zugfe-

.· ·. stigkeitdes Holzes parallel der Faser nichtoder nur unvollkommen aus-
. nützen. Sie entwarfen ihre Konstruktionen so, daß Haupttragelemente 

möglichst nur auf Druck beansprucht wurden, wie es bei den Hänge­
und Sprengwerken weitgehend erreichbar ist und deren Anschlußaus­

bildung sie beherrschten. Durch geschickte Kombination von Hänge­
und Sprengwerken erbaute man bereits gegen Ende des 18. Jahrhun­
dertsweitgespannte Dach- und Brückenkonstruktionen, welche großes 
Aufsehen erregten. Besonders erwähnenswert sind in diesem Zusam­
menhang die Holzbauten des berühmten Schweizer Zimmermeisters 
Johann Ullrich Grubenmann (1709-1783) und hier vor allem die 
Brücke über den Rhein in Schaffhausen, erbaut 1756-1758. 

Die Holzkonstruktionen in dieser Zeit wurden ohne statische Berech­
nung im heutigen Sinne hergestellt. Unsere heutige Baustatik, die die 

Vereinigung von Theorie und Praxis oder von Wissenschaft und Kon­
struktion darstellt, wurde erst im ersten Viertel des 19. Jahrhunderts 
durch den genialen französischen Ingenieur Louis Navier(1785-1836) 
begründet. Die unvergängliche Leistung von Navier liegt darin, daß er in 
seiner im Jahre 1826 veröffentlichten Theorie der Tragkonstruktionen 
die Grundlagen der Wissenschaft der Baustatik geschaffen und den 
Übergang vom handwerklich empirischen Bauen zum wissenschaftlich 
fundierten Konstruieren vollzogen hat. 

Diesen Übergang von der Empirik zur wissenschaftlichen Denkweise 
mit den erarbeiteten Grundlagen der Baustatik und Festigkeitslehre 

schaffte der Holzbau zunächst nur zögernden Schrittes. Der bewährte 
Baustoff Holz wurde auf vielen Ebenen durch die ingenieurmäßig ange­
wendeten BaustoffeStahl und Beton verdrängt. Um wiederumAnschluß 
zu finden und konkurrenzfähig zu werden, wurde der Holzbau förmlich 
gezwungen, neuartige Verbindungstechniken und zweckmäßige Kon­

struktionselemente zu entwickeln. Dies war aber nur möglich, wenn wie 
bei den beiden genannten künstlichen Baustoffen auch für das Holz 

sowie die Verbindungsmittel und Tragelemente das Festigkeits- und 
Formänderungsverhalten bekannt war, um die Tragwerksberechnung 

Ein gesegnetes Weihnachtsfest und ein eifolgreiches neues Jahr 

wünschen allen Mitgliedern und ihren Familienangehörigen 

die Präsidien des Hauptverbandes der 

HEFT 4/1991 

allgemein beeideten gerichtlichen Sachverständigen 

und der Landesverbände 

DIE REDAKTION UND ANZEIGENVERWALTUNG 

DER FACHZEITSCHRIFT "DER SACHVERSTÄNDIGE" 
SCHLIESST SICH DIESEN WÜNSCHEN AUFRICHTIG AN 

DER SACHVERSTÄNDIGE 3 



Holz: Tradition mit Zukunft in Konstruktion und Instandhaltung 

nach den Gesetzen der Baustatik und Festigkeitslehre durchführen zu 
können. Der Beginn der wissenschaftlich fundierten Holzbauforschung 
um die letzteJahrhundertwende, welche im Laufe der Zeit immer inten­
siver einsetzte, um für die Berechnung, konstruktive Durchbildung und 
Ausführung von Holzbauwerken fundierte Grundlagen zu besitzen, 
brachte das teilweise Ablösen des Zimmermannsholzbaues durch den 
Ingenieurholzbau mit sich. Zahlreiche Holzbauforscher beschäftigten 
sich unter anderem mit den Festigkeitseigenschaften und dem Form­
änderungsverhalten des Holzes, mit dem Trag- und Verformungsver­
halten der Verbindungsmittel und der Wirkungsweise zusammenge­
setzter Holzbauteile. Nur eine eingehende und systematische Erfor­
schung der mechanischen Eigenschaften des Holzes und daraus 
abgeleitet der Festlegung von Holzgüteklassen, erbrachte brauchbare 
Unterlagen für eine einwandfreie rechnerische Bemessung tragender 
Holzbauteile. Neben genauerar Kenntnis der Tragfähigkeit und Form­
änderung der mechanischen Verbindungsmittel hat vor allem die Erfor­
schung der tragenden Leimverbindung dem Holzbau ein großes 
Anwendungsgebiet im Holzleimbau erschlossen. Hier war neben der 
Schaffung witterungsbeständiger Kunstharzleime die Entwicklung der 
Keilzinkenverbindung von ausschlaggebender Bedeutung. Theoreti­
sche Untersuchungen mit Hilfe der elastischen Verbundtheorie in Ver­
bindung mit praktischen Versuchen konnte die Kenntnis der Wirkungs­
weise zusammengesetzter Holzbauteile weitgehend klären. Großes 
Augenmerk wurde auch dem baulichen und chemischen Holzschutz 
sowie einer klaren Beurteilung des Brandverhaltens und der damit 
abzuleitenden Brandwiderstandsfähigkeit von Holzkonstruktionen 
geschenkt. 

Die Ergebnisse dieser umfangreichen Forschungs- und Entwicklungs­
arbeiten fanden für die allgemeine Verwertung beim Bauen laufend 
ihren Niederschlag in den Berechnungs-, Konstruktions- und Ausfüh­
rungsvorschriften des Holzbaues. Dadurch wurde und wird ermöglicht, 
daß neuzeitliche Holzbauwerke sicher und formbeständig unter 
Berücksichtigung zweckmäßiger Konstruktionen ausgeführt werden 
können. 

An dieser Stelle sei noch auf ein Kernproblem des Bauans hingewiesen. 
Es ist die Frage der Sicherheit der Bauwerke gegen den Zusammen­
bruch oder das Unbrauchbarwerden, eine Frage, welche den Ingenieur 
schon, seitdem er in der Lage ist, den Spannungs- und Formänderungs­
zustand unter Last rechnerisch zu verfolgen, beschäftigtAber auch die 
Empirikervergangener Epochen waren durch die praktische Erfahrung 
in der Lage, eine gewisse Abschätzung der Sicherheit ihrer Bauwerke 
vorzunehmen, sei es, daß man zur Probe das Bauwerk schwerer bela­
stete, als dies seiner Zweckbestimmung entsprach, oder sei es, daß 
unfreiwillige Überlastungen beobachtet und ausgewertet wurden. Für 
den Ingenieur, von dem man fordert und erwartet, daß erden Dingen auf 
den Grund geht, stelltsich nun heraus, daß der Sicherheitsbegriff unge­
mein komplexer Natur ist. Seine Klärung rief daher wieder die Forscher 
auf den Plan. Wir Ingenieure ermitteln die Beanspruchung eines Bau­
werkes oder Bauteiles unter Berücksichtigung der vorzusehenden 
Belastung, wie etwa Eigengewicht, Schneelast und Winddruck, und 
stellen die Beanspruchungen den Festigkeiten der Materialien, also in 
unserem Falle des Bauholzes, gegenüber. Wir haben jedoch bei dieser 
Arbeit mit unvermeidbaren Fehlerquellen, sogenannten Unsicherheits­
faktoren, zu rechnen, die sich aus Schwankungen in der Festigkeit der 
Baumaterialien und in den festgesetzten Höchstbelastungen einerseits 
und Unsicherheiten in den Berechnungsannahmen sowie Ungenauig­
keiten in der Baudurchführung andererseits zusammensetzen. Wir 
müssen daher gegen den Zusammenbruch eines Bauwerkes oder 
Bauteiles, aber auch gegen unzulässige Verformungen eine gewisse 
Reserve einbauen. Wurde diese Sicherheitsreserve bis vor gar nicht 
allzu langer Zeit noch mehr oder weniger willkürlich gewählt, so hat sich 
die Forschung in den letzten Jahrzehnten intensiv bemüht, eine mathe-
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matische Darstellung des Sicherheitskoeffizienten aufgrundder Stati­
stik und Wahrscheinlichkeitstheorie zu geben, und heute ist die wahr­
scheinlichkeitstheoretische Betrachtung der Frage der Bauwerkssi­

cherheit eine Selbstverständlichkeit. Der große Wert des neuen Sicher­
heitskonzeptes liegt in der Möglichkeit der Festlegung einer einheitli­
chen Sicherheit für alle Bauwerke, unabhängig vom Baustoff und der 

Bauart. 

Wissenschaftliches Denken und eine einwandfreie konstruktive Durch­
bildung führten zu einem hohen Leistungsstand der Holzbautechnik. 
Architekten, Ingenieuren und den ausführenden Handwerkern, die sich 
für das Holz als Baustoff entscheiden, stehen vielfältige Tragwerksarten 

zur Auswahl, welche durch die einfache Bearbeitung des Holzes und 
eine moderne Verbindungstechnik mannigfaltige Gestaltungsmöglich­
keiten bieten. 

Für die Errichtung von Holzkonstruktionen stehen Vollholz, also Rund­
holz und Schnittholz, Brettschichtholz und Holzwerkstoffe zur Verfü-

gung. Ist für die Ausführung exakter Tragkonstruktionen das Rundholz (f·' .. \ 
praktisch ungeeignet, so ist das Schnittholz in Form von Kanthölzern, """"'"' 

Latten, Brettern und Pfosten ein überaus wichtiges Einsatzgebiet des 
Holzes im konstruktiven Bauwesen. Eine große Anzahl mittlerer und 
kleinerer Tragwerke, wo für die einzelnen Tragwerksteile die beschränk-
ten Querschnittsabmessungen des Schnittholzes ausreichen und 
keine besonderen Anforderungen an Formstabilität und Rissigkelt der 
Holzbauteile gestellt werden, sind auch in der heutigen Zeit Schnitt­
holzkonstruktionen. Um die Tragfähigkeit von Bauteilen zu erhöhen, 

wird Schnittholz auch zu mehrteiligen Querschnitten zusammenge-
setzt. Eine besondere Möglichkeit von den durch die verfügbB.ren 
Stammdurchmesser begrenzten Rechteckquerschnitten des Vollhol-
zes abzugehen, bietet die Fertigung von Brettschichtholz, wo künstlich 
getrocknete gleich breite Bretter mit einer Brettstärke bis zu 30 mm mit 
ihren Breitseiten aneinandergeleimt werden. Brettschichtholzbauteile 

werden heute praktisch ausschließlich mit Rechtquerschnitt in üblichen 
Breiten von 12-20 cm hergestellt, wobei in der Regel Bauteillängen von 
30 bis 35 m und Querschnitthöhen bis zu 200 cm möglich sind. Brett­
schichtholz, welches ohne Schwierigkeit auch zu gekrümmten Stab-
und Trägerformen hergestellt werden kann, ist somit der Holzbaustoff 
zur Überbrückung großer Spannweiten und hoher Belastungen. Es fin­
detaber auch sein Einsatzgebiet, wenn es auf Formstabilität und Risse­

freiheit der Holzquerschnitte ankommt. Die einwandfreie Herstellung U 
von Brettschichtholz erfordert besondere Werkeinrichtungen und 
geschultes Fachpersonal, wobei ganz bestimmte Regeln über Holz-
güte, Holzfeuchtigkeit, Trocknungsgleichmäßigkeit, Anordnung der 
Brettlamellen, Ausbildung der Brettstöße und Leimqualität einzuhalten 
sind. Von den Holzwerkstoffen - Furnierplatten, Spanplatten und 

Faserplatten - spielen im konstruktiven Holzbau für besondere Kon­
struktionselemente die Furnierplatten eine bestimmte Rolle. 

Die Tragwerke des konstruktiven Ingenieurbaues sind im allgemeinen 

räumlich aufgebaut und müssen auch gegenüber räumlichen Kraftwir­
kungen tragfähig sein. Die meisten dieser Raumtragwerke lassen sich 
aber in ebene Tragwerkscheiben mit einer in Tragwerksebenen liegen­

den Belastung zerlegen und unabhängig voneinander behandeln. So 
werden bei Hallen- und Dachtragwerken des Hochbaues die anfallen­
den Belastungen in der Hallenquerrichtung stehenden Tragwerkswän­

den, den Bindern, und in der Hallenlängsrichtung liegenden Tragwerks­
wänden, den Verbänden zugewiesen. Im konstruktiven Holzbau haben 
wir es dabei mit ebenen Stabtragwerken zu tun. Die Stabachse kann 
hierbei eine gerade oder ebene Kurve sein, wobei durch die natürlichen 

Wachstumsbedingungen des Holzes bei Schnittholzkonstruktionen 
die gerade Stabform vorgegeben ist und gekrümmte Stäbe dem Brett~ 
schichtheiz vorbehalten sind. Mit geraden, aber auch gekrümmten Stä-
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ben und entsprechenden Lagerformen und Gelenkausbildungen wer­
den nun die verschiedenartigsten Holztragwerke für eine große Anzahl 
von Aufgabenstellungen, vornehmlich des Hochhauses, hergestellt. 
Hiebei sind häufig eingesetzte Bindertragsysteme Einfeld- und Mehr­
feldträger, Kopfbandträger- und Strebenträgersysteme sowie Dreige­
lenksysteme als Rahmen und Bogentragwerke. Je nach gestellter Bau­
aufgabe, Spannweite, Belastung und gestalterischen Vorstellungen 
kommen für diese Tragsysteme vollwandige und fachwerkartige 
Schnittholz- und Brettschichtholzkonstruktionen zur Anwendung. 

ln der konstruktiven Gestaltung von Holztragwerken kommt der Verbin­
dung der Einzelstäbe zum Tragwerk entscheidende Bedeutung zu. Die 
Holzverbindung hat schon immer den Entwicklungsstand des kon­
struktiven Holzbaues geprägt, und hierwurden in den letzten Jahrzehn­
ten durch Einführung neuer Verbindungstechniken große Fortschritte 
erzielt. So stehen heute neben den traditionellen handwerksmäßigen 
Verbindungar mit Versatz, Zapfen und Verblattung die verschiedenarti­
gen Dübel als Einlaß- und Einpreßdübel und die stabförmigen Verbin­

, dungsmittel in Form von Bolzen- Schraubenbolzen und Stabdübel-, 
Nägel- glatte runde Drahtnägel mit Senkkopf und Sondernägel- und 
die Holzschrauben zur Verfügung. Neben der Ausbildung von Holz­
Holz-Verbindungen werden stabförmige Verbindungsmittel auch unter 
Zuhilfenahme von Stahlblechen vorteilhaft eingesetzt, wodurch 
Anschlüsse und Stoßausbildungen von hoher Tragkraft und Steifigkeit 
hergestellt werden können. Die Erweiterung der Stahlblech-Holz-Ver­
bindungen führte zu Tragwerken, wo Kombinationen von Holz und Stahl 
vorkommen. Die Einführung der Leimverbindungen, insbesondere der 
Keilzinkenverbindung und der Herstellung von Brettschichtholz, ergab 
eine besondere Entfaltung des Bauans mit Holz. Hierbei ist im Heiz­
leimbau wiederum zwischen der Leimverbindung der einzelnen Brett­
lamellen und der Verbindung der Holzleimbauteile selbst untereinan­
der, die in der Regel unter Zuhilfenahme von mechanischen Ver­
bindungsmitteln, meist Dübeln oder Stabdübeln, erfolgt, zu unterschei­

den. 

Holzbaustoffe, Tragsysteme und Verbindungstechniken ergeben eine 
Vielfalt konstruktiver Möglichkeiten. Hierbei kann in enger Zusammen­
arbeit zwischen Architekt, Ingenieur und Handwerk bei ganz verschie­
denartigen Aufgabenstellungen eine durchaus zufriedenstellende 
Lösung sowohl in formaler als auch in statisch-konstruktiver und aus­
führungstechnischer Hinsicht gefunden werden. Im ständigen Bemü­
hen um eine sinnvolle Form, eine klare Konstruktion und eine einwand­
freie Ausführung ist in letzter Zeit bei zahlreichen Aufgaben des kon­
struktiven Ingenieurbaues, im besondern bei der Errichtung von Über­
dachungskonstruktionen, das ingenieursmäßige Holztragwerk den 
Konstruktionen des Stahl- und Stahlbetonbaues ebenbürtig geworden. 

Friedrich Mirna 

Dazu hat vor allem der Holzleimbau durch die Möglichkeit der höheren 
Belastbarkeit, der geringeren Einschränkungen bezüglich der Abmes­
sungen und der freieren Formgebung entscheidend beigetragen. ln 
dem kürzlich erschienenen Buch "Moderner Holzbau in der Steier­
mark" wird der Leistungsstand heutiger Holzbautechnik sehr ein­
drucksvoll aufgezeigt. Bemerkenswerte Holzkonstruktionen sind hier­
bei auch sichtbares Zeichen einer nun schon durch Jahrzehnte hin­
durch gewachsenen Verbundenheit zwischen Holzbauforschung und 
Holzbaupraxis. 

Holz besitzt aber auch etwas, was nicht allein durch gestalterische, 
technische, handwerksmäßige und wirtschaftliche Bezüge ausge­
drückt werden kann. Das liegt an jenen Eigenschaften, die das Gefühl 
anregen und Zuneigung bewirken. Wir alle, die mit dem Holz arbeiten, 
verspüren dies deutlich. So vergegenwärtigen uns die vielgestaltigen 
Maserungen der Schnittflächen von Brettern und Balken in besonderer 
Weise das Werden des Lebens und den großen Reichtum der Natur. 
Holz vermittelt Geborgenheit und verschafft mit seinen natürlichen 
Farbtönungen das Gefühl der Wärme. 

Versetzen einen die Vielzahl der Hol~arten, ihre Eigenschaften und 
Anwendungsmöglichkeiten, die Mannigfaltigkeit ihrer Strukturen und 
Farben immer wieder in Satunen, so ist noch besonders darauf hinzu­
weisen, daß das Holz auch ein vergleichsweise leichter Rohstoff ist, was 
bei der Bearbeitung und Anfertigung der Bauteile, beim Transport und 
der Montage hinsichtlich des dabei erforderlichen Energieaufwandes 
sehr vorteilhaft in Erscheinung tritt. 

Es gibt aber letztendlich noch einen Grund, der dem Holz zu einem 
besonderen Stellenwert verhilft; es ist ein erneuerbarer Rohstoff, des­
sen umsichtige Erzeugung im Wald nicht nur keine Umweltprobleme 
schafft, sondern für die gesamte Umwelt und Lebensqualität nur Vor­
teile bringt. So habe ich als Mitautor beim kürzlich herausgegebenen 
Buch "Die Chance Holz, der andere Weg" meinen Beitrag ~Der Baustoff 
Holz ist modern und zukunftsweisend" mit folgenden Worten begon­
nen: ~Wir erkennen heute deutlich, daß wir mit den Grundlagen unseres 
Lebens nicht gerade pfleglich umgegangen sind. Angesichts der ökolo­
gischen Probleme als Folge technischen Fortschritts, die vielerorts 
Unbehagen auslösen, sind in Wissenschaft und technischer Anwen­
dung ihrer Forschungsergebnisse zukünftig Wege gefragt, die den 
Mensch und seine Umwelt nicht verschlingen. Ein verstärkter Umgang 
mit dem leistungsfähigen, energiesparenden und umweltfreundlichen 
Holz, das in den schönsten, leisesten und gesündesten Fabriken, die es 
gibt, erzeugt wird, ist so ein Weg." 

Mit diesen Gedanken möchte ich meine Auführungen beenden. 

Allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger für Buch- und Rechnungsprüfung und für Steuerberatung 

Eigenvorsorge durch Rentenversicherung 
Unter dem Titel "Komfort nach dem Berufsleben" und mit den einleiten­
den Worten: nLangsam spricht es sich herum, daß die staatliche Sozial­
versicherung dem Österreichischen Durchschnittsbürger keinen kom­
fortablen Lebensabend bieten kann. Dennoch ist das Allgemeinwissen 
zu diesem Thema noch eher bescheiden: 

"Es gibt ,lnformationsbedarf'~, behandelt Herr Verkaufsdirektor Ernst H. 
Lauder, Mitarbeiter der Wiener Städtischen Versicherungsanstalt, das 
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Thema der privaten Pensionsvorsorge~) und vermeint abschließend: 
"Auch der Staat anerkennt die Wichtigkeit der privaten Pensionsvor­
sorge als Ergänzung zum staatlichen Pensionssystem. Aus diesem 
Grund sind Beiträge zu einer privaten Pensionsvorsorge ohne die frü­
her notwendige steuerliche Mindestbindezeit möglich. War früher eine 

•) Steuer und Beratung, Heft 8, August 1990, S. 60 ff. 

DER SACHVERSTANDIGE 5 



.· 

Eigenvorsorge durch Rentenversicherung 

bestimmte Mindestbindezeit- zwischen zehn und zwanzig Jahren­
erforderlich, so entfiel diese rückwirkend mit 1.Jänner 1989. Es ist ledig­
lich die Vereinbarung einer Rentenzahlung auf Lebensdauer not­
wendig. 

Das ermöglicht Menschen kurz vor oder bei Pensionierung, mit Einmal­
zahlungen ihre Pensionsvorsorge zu treffen. Dies kann beispielsweise 
aus den Erlösen von Verkäufen von Gewerbebetrieben, Grundstücken 
oder aus der Abfertigungszahlung erfolgen. Eine weitere steuerliche 
Förderung stellt die Tatsache dar, daß Zinsen und Gewinnbeteiligung 
aus privaten Pensionsversicherungen kapitalertragsteuerfrei und ein­
kommensteuerfrei sind. Für den einzelnen ist es also möglich, eine pri­
vate Pensionsvorsorge als Ergänzung zur staatlichen Pension doppelt 
zu nützen: einerseits als steuermindernde Geldanlage und anderer­
seits als sinnvolle Investition~' 

Diesen Schlußfolgerungen kann, soweit sie die steuerliche Seite betref­
fen, nur bedingt beigepflichtet werden, und sie bedürfen einer näheren 
Untersuchung. 

Prämienzahlungen als Sonderausgaben § 18 EStG 1988 

Beiträge zu einer Rentenversicherung sind nach§ 18 Abs. 1 Z. 2 EStG 
1988 als Sonderausgabe im Rahmen des nach§ 18 Abs. 3 normierten 
Höchstausmaßes abzugsfähig, jedoch nur dann, wenn eine minde­
stens auf Lebensdauer zahlbare Rente vereinbart ist. 

Einschränkungen des Vertrages, wie z. B. "zahlbar auf Lebensdauer, 
höchstens zehn Jahre~, führen zur Nichtabzugsfähigkeit der Prämien 
als Sonderausgabe. 

Für Beiträge im Sinnedes § 18 Abs.1 Z.2 (Freiwillige Pensionsversiche­
rungen), Z. 3 (Ausgaben zur Wohnraumschaffung oder zur Wohnraum­
sanierung) und Z. 4 (Genußscheine und junge Aktien), mit Ausnahme 
der Beiträge für eine freiwillige Weiterversicherung in der gesetzlichen 
Pensionsversicherung und vergleichbare Beiträge an Versorgungs­
und Unterstützungseinrichtungen der Kammern der selbständig 
Erwerbstätigen, besteht nach§ 18 Abs. 3 ein einheitlicher Höchstbetrag 
von 40.000,- S jährlich. Dieser Betrag erhöht sich um 

- 40.000,- S, wenn dem Steuerpflichtigen der Alleinverdienerabsatz-
betrag zusteht, und 

-je 5.000,- S für jedes Kind. 

Sind diese Aufwendungen insgesamt 

- niedriger als der jeweils maßgebende Höchstbetrag, so ist die Hälfte 
der Ausgaben als Sonderausgaben abzusetzen; 

- gleich hoch oder höher als der jeweils maßgebende Höchstbetrag, 
so ist die Hälfte des Höchstbetrages als Sonderausgaben abzu­
setzen. 

Prämienzahlungen u. a. für Rentenversicherungen kann der Steuer­
pflichtige auch dann absetzen, wenn er sie für seinen nicht dauernd 
getrennt lebenden Ehegatten und für seine Kinder (im Sinne des§ 106 
EStG 1988) leistet. 

Bestehtdie Versicherungsprämie in einereinmaligen Leistung, so kann 
der Erbringer dieser Leistung auf Antrag ein Zehntel des als Einmalprä­
mie geleisteten Betrages durch zehn aufeinanderfolgende Jahre als 
Sonderausgabe in Anspruch nehmen. 

ln folgenden Fällen sind die als Sonderausgaben abgesetzten Beträge 
nachzuversteuern {§ 18 Abs. 4 EStG 1988) wenn: 

- die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag auf den Erlebansfall 
innerhalb von zwanzig Jahren seit Vertragsabschluß ganz oder zum 
Teil abgetreten oder rückgekauft werden. Dieser Zeitraum verkürzt 
sich, wenn der Versicherte im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
das 41. Lebensjahr vollendet hat, entsprechend Abs. 1 Z. 2; 

- innerhalb von zehn Jahren seit Vertragsabschluß eine Vorauszah­
lung oder Verpfändung der Ansprüche aus dem Versicherungsver­
trag erfolgt; 
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- die Ansprüche aus einem Rentenversicherungsvertrag ganz oder 
zum Teil abgetreten oder rückgekauft oder vor oder nach Beginn der 
Rentenzahlung ganz oder zum Teil durch eine Kapitalzahlung abge­
golten werden. 

Eine Nachversteuerung erfolgt nicht, wenn 

- die Ansprüche aus einer kurzen Ablebensversicherung abgetreten 
oder verpfändet wurden, 

- die Nachversteuerung bei den Erben vorzunehmen wäre oder 
- der Steuerpflichtige nachweist, daß die angeführten Tatsachen 

durch wirtschaftliche Notlage verursacht sind. 

Die Umstände, die zu einer Nachversteuerung oder Verminderung der 
absetzbaren Versicherungsprämien (Abs. 1 Z. 2 letzter Satz) führen, 
müssen dem Wohnsitzfinanzamt ohne amtliche Aufforderung inner­
halb eines Monats mitgeteilt werden 

-vom Versicherungsunternehmen im Falle des Rückkaufs, der Abgel­
tung der Ansprüche aus einem Rentenversicherungsvertrag sowie 
einer Voauszahlung, einer Verpfändung oder einer sonstigen Rück- i·f":\ 
vergütung, 1 ~ 

-vom Steuerpflichtigen in allen übrigen Fällen. 

Im Falle der Verminderung der absetzbaren Versicherungsprämien 
(Abs. 1 Z. 21etzter Satz) entfällt die Meldepflicht dann, wenn die rückver­
güteten Beträge mit künftigen Versicherungsprämien aufgerechnet 
werden. 

Einkünfte aus Kapitalvermögen § 27 ESIG 1988 

Zu diesen Einkünften zählen nach Abs. 1 Z. 6, mit Wirkung fürVersiche­
rungsverträge, die nach dem 31. 12. 1989 abgeschlossen wurden, aucfi 
Unterschiedsbeträge zwischen der einbezahlten Versicherungs­
prämie und der Versicherungsleistung, die im Falle des Erlebans oder 
des Rückkaufes aus einem Kapitalversicherungsvertrag auf den Erle­
benstall oder im Falle eines Rückkaufes oder einer Kapitalabfindung 
eines Rentenversicherungsvertrages ausgezahlt werden, wenn 

- der Versicherungsvertrag nicht gegen laufende Prämienzahlung 
abgeschlossen wurde und 

- zwischen dem Zeitpunkt des Vertragsabschlusses und dem Zeit­
punkt des Anfallans der Versicherungssumme bzw. dem Zeitpunkt 
desAnfallans der ersten Ratenzahlung ein Zeitraum von weniger als , .. , 
zehn Jahren liegt und (J 

-für den Fall des Ablebens aus dem Kapitalversicherungsvertrag 
nicht mindestens die für den Erlebenstall vereinbarte Versiche­
rungssumme zur Auszahlung kommt. 

Zu§ 27 Abs. 1 Z. 6 führen die erläuternden Bemerkungen wie folgt aus: 

~ln der letzten Zeit werden vermehrt kurzläufige Lebensversicherungen 
angeboten, deren wirtschaftlicher Gehalt der einer verzinslichen Spar­
form ist. Nach herrschender Ansicht sind aber Erträge aus Erlebansver­
sicherungen nicht steuerbar. Erträge aus anderen Sparformen sind hin­
gegen gern.§ 27 Abs. 1 Z. 4 steuerpflichtig und unterliegen über weite 
Strecken überdies der Kapitalertragsteuer von 10%. Das Gebot einer 
gleichmäßigen Besteuerung erfordert es, daß die Erträge aus Lebens­
versicherungen mit Sparformcharakter steuerpflichtig gemacht wer­
den. in einer Ergänzung des§ 27 Abs.1 soll dahereine Steuerpflicht von 
Erträgen aus derartigen Versicherungen verankert werden:' 

Begriff .,laufende Prämienzahlung" 

Nach Ansicht des BMF setzt der Begriff "laufende Prämienzahlung" bei 
Versicherungen mit einer nicht mehr als zehnjährigen Laufzeit- abge­
sehen von Fällen einer nicht von vornherein vertraglich fixierten vor­
übergehenden Prämienfreistellung - eine durchgehende, zumindest 
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jährliche Prämienzahlung während der gesamten Versicherungsdauer 
voraus. Der Anspruch auf die Versicherungsleistung darf somit nicht 
mehr als ein Jahr nach der letzten Prämienfälligkeit entstehen (BMF 
24. 4.1990, V 965/1/1-IV/6/90). 

Versteuerung nach Zuflußgrundsätzen 

Erfolgen bei einer unter§ 27 Abs. 1 Z. 6 EStG 1988 fallenden Einmaler­
lagsversicherung jährliche Gewinnausschüttungen, die den Einmal­
erlag insgesamt noch nicht übersteigen, so tritt die Steuerpflicht erst mit 
der Auszahlung der Versicherungssumme nach Ablauf des Vertrages 
ein (BMF 21. 6. 1990, K 2928/1/1-IV/6/90). 

Wiederkehrende Bezüge (Renten) § 29 EStG 

§ 27 behandelt also nur die Steuerpflicht von Rentenversicherungen, 
wenn die laufenden Rentenzahlungen nicht zum Tragen kommen. Lau­
fende Rentenzahlungen werden im § 29 Z. 1 behandelt. Diese Geset­
zesbestimmung besagt, daß, wenn die wiederkehrenden Bezüge als 
Gegenleistung für die Übertragung von Wirtschaftsgütern geleistet 
werden, diese nur insoweit steuerpflichtig sind, als die Summe der ver­
einbarten Beträge den auf den Zeitpunkt der Übertragung kapitalisier­
ten Wert der Rentenverpflichtung (§ 16 Abs. 2 und 4 des Bewertungs­
gesetzes 1955) übersteigt. 

Bei Renten, die in ihrem Betrag ungewiß sind oder schwanken, ist nach 
§ 17 BewG alsJahreswert derBetrag zu Grunde zu legen, der in Zukunft 
im Durchschnitt der Jahre voraussichtlich erzielt werden wird. 

Dies wird der Fall sein, wenn zur Grundrente auch Gewinnausschüttun­
gen in unterschiedlicher Höhe zur Auszahlung gelangen. 

Bei Fehlen der aleatorischen Komponente kann davon ausgegangen 
werden, daß es sich nicht um Renten-, sondern Ratenzahlungen han­
delt. Die Prämien für den Erwerb dieser laufenden Ratenzahlungen 
wären demnach nicht als Sonderausgabe abzugsfähig, die auf Grund 
von Gewinnausschüttungen bzw. Verzinsung anfallenden Mehrzahlun­
gen wären nach dem Erlaß des BMfF vom 21. 6. 1990 erst steuerpflichtig, 
wenn die Auszahlungen die eingezahlten Prämien übersteigen. 

Nach dieser Gesetzesstelle (§ 29 EStG) kommen jene Renten zur 
Besteuerung, welche Herr Verkaufsdirektor Lauder anspricht. 

Herr Lauder führt aus, Mauch der Staat anerkenne die Wichtigkeit der 
privaten Pensionsvorsorge als Ergänzung zum staatlichen Pensions­
system und seien aus diesem Grunde Beiträge zu einer privaten Pen­
sionsvorsorge ohne die früher notwendige steuerliche Mindestbinde­
zeit möglich. War früher eine bestimmte Mindestbindezeit- zwischen 
zehn und zwanzig Jahren -erforderlich, so entfiel diese rückwirkend 
mit 1. Jänner 1989. Es ist lediglich die Vereinbarung einer Rentenzah­
lung auf Lebensdauer notwendig~ 

Hier wird mit dem Wort "möglich" offenbar die Bestimmung über den 
Abzug der Prämien als Sonderausgaben angesprochen und, vermeint 
Herr Lauder weiter, diese Behandlung der Prämienzahlung als Sonder­
ausgabe ermögliche Menschen kurz vor oder bei Pensionierung, mit 
Einmalzahlungen ihre Pensionsvorsorge zu treffen und könne dies bei­
spielsweise aus den Erlösen von Verkäufen von Gewerbebetrieben, 
Grundstücken oder ausder Abfertigungszahlung erfolgen. Herr Lauder 
vermeint abschließend: "Eine weitere steuerliche Förderung stelle die 
Tatsache dar, daß Zinsen und Gewinnbeteiligung aus privaten Pen­
sionsversicherungen kapitalertragsteuerfrei und einkommensteuerfrei 
seien. Es wäre daher also für die einzelnen möglich, eine private Pen-
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sionsvorsorge als Ergänzung zur staatlichen Pension doppelt zu nüt­
zen; einerseits als steuermindernde Geldanlage und andererseits als 
sinnvolle Investition:' 

Diesen Ausführungen kann nicht vorbehaltlos zugestimmt werden. 

Einkommensteuerfrei sind bei Rentenversicherungen zweifelsohne die 
Gutschriften der Zinsen sowie der Gewinnanteil. Mit diesen Gutschrif­
ten, über die der Versicherte vorerst nicht verfügen kann, ist es jedoch 
nicht abgetan. Den Rentenempfänger interessiert vor allem die steuer­
liche Behandlung des Rentenzuflusses. 

Diese würde sich, dem Beispiel von Herrn Lauder folgend, nämlich 
durch Einmalzahlung der Prämie im Zeitpunkt des Eintrittes in den 
Ruhestand, wie folgt darstellen: 

Ein 67jähriger Mann schließt gegen eine Einmalzahlung von 1 Mio. S 
am 1. 6. 1990 eine Pensionsversicherung ab. 

Pensionsbeginn 1. Juni 1992. 

Monatliche Pension inkl. Gewinnanteil10.705,- S 12x jährlich. 

§ 29 z. 1 EStG 1988 besagt: 

,Werden wiederkehrende Bezüge als Gegenleistung für die Über­
tragung von Wirtschaftsgütern (Anm.:Auch Geld ist in diesem Sinneein 
Wirtschaftsgut) geleistet, so sind sie nur insoweit steuerpflichtig, als die 
Summe der vereinnahmten Beträge den auf den Zeitpunkt der Über­
tragung kapitalisierten Wert der Rentenverpflichtung (§ 16 Abs. 2 und 4 
des Bewertungsgesetzes 1955) übersteige 

Der Versicherte ist zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 67 Jahre, 
die einjährige Nutzung beträgt 128.460,- S kapitalisiert (Faktor7fache) 
~ 899.220,- s. 
Dies bedeutet, der Versicherte gibt 1 Mio. S versteuertes Geld an die 
Versicherung. Überschreitet die Rückzahlung den Betrag von 
899.220,- S, so ist der übersteigende Betrag einkommensteuer­
pflichtig. 

Nicht nur, daß gutgeschriebene Zinsen und Gewinnanteile anläßlich der 
Auszahlung einkommensteuerpflichtig werden, unterliegt auch die 
Rücküberweisung des Differenzbetrages zwischen dem einbezahlten 
Kapital von 1 Mio. S und dem kapitalisierten Rentenbetrag von 
899.220,- S der Einkommensteuer. 

Bei dieser Überlegung ist jedoch zu beachten, daß ein kleiner Teil der 
einbezahlten Prämie als Sonderausgabe die einkommensteuerliche 
Bemessungsgrundlage vermindern könnte. 

Für einen alleinstehenden Steuerpflichtigen wäre nach§ 18 (3) i. V. mit 
§ 18 (1} 2, sollte er sonst keine Sonderausgaben aus dem Titel von frei­
willigen Personenversicherungen, Ausgaben für Wohnraumschaffung 
oder Ausgaben für Genußscheine oder junge Aktien geltend machen, 
durch zehn Jahre ein jährlicher Sonderausgabenabzug von 20.000,- S 
möglich. Bei einer Progression von 50% würde dies eine Ersparnis an 
Einkommensteuer von 100.000,- S bedeuten. Demgegenüber steht 
die Versteuerung eines Betrages von 100.780,- S. Bei einem gleichen 
Steuersatz von 50% würde dies eine Belastung von 50.390,- Serge­
ben, verbleibt noch immer eine Steuerersparnis von 49.610,- S. 

Interessant wäre also nach der derzeitigen Gesetzeslage nicht der 
Abschluß einer Rentenversicherung im hohen Alter, sondern früher. 

Bei einem 50jährigen würde bei einer gleichen Rentenhöhe wie beim 
67jährigen, bei einem Kapitalisierungsfaktor von 13, die Steuerpflicht 
der Rente erst eintreten, wenn die zugeflossenen Renten den Betrag 
von 1,669.980,- S übersteigen würden. 
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Prof. Wslter Miean 

Allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger 

Die Nachvollziehbarkeil von Pretiosengutachten 
Ein Gutachten ist nachvollziehbar, wenn der Auftraggeber aus dem Gut­
achtentaxt erfährt, welche Komponenten erforderlich waren, um den 
Sachverständigen zum GA-Resultat zu führen. 

A) Wenn vom Auftraggeber nur eine Diagnose verlangt wird, d. h. 
wenn die Frage lautet 

a) welcher Stein ist das? 
oder 
b) welcher Gegenstand ist das? 

a) Welcher Stein ist das? 

Ein Gutachten, das diese Frage beantworten soll, muß außerden Anga­
ben über die Identitätssicherung (Gewicht, Größenabmessungen, 
Farbe, Schliffart und Form) auch noch so viele Untersuchungsmerk­
male aufweisen, wie zur Ableitung der Diagnose erforderlich sind. 

Z. B.die meßbaren physikalischen Konstanten wie Lichtbrechung, Dop­
pelbrechung, Dichte und Härte, aber auch evtl. das Verhalten des Mate­
rials im polarisierten Licht, im UV.Licht, im Dichroskop, im Spektroskop, 

unter dem Chelseafilter, unter dem Mikroskop (Beschreibung der Ein­
schlußmerkmale) etc. Angaben über die Qualität sind nicht erforder­

lich. 

b) Welcher Gegenstand ist das? 

Bei GA von Schmuckstücken wird außer der Beschreibung von dessen 
Form (Foto), Gewicht und Größe zur Identitätssicherung auch noch hin­
gewiesen um welches Edelmetall (Farbe, Feingehalt) es sich handelt 
und ob eine Oberflächenbehandlung vorgenommen wurde (z. B. Ver­
goldung, Rhodinierung etc.). Die Punzenzeichen werden beschrieben, 

deren Verwendungszeitraum und Provenienz bekanntgegeben. Bei 
manchen Schmuckstücken wird es erforderlich sein, darüber hinaus 
auch noch den Erzeugungszeitraum zu nennen. Danach kommt die 
Beschreibung des Besatzes mit Steinen, Perlen, Korallen etc. 

Z. B.10 Brillanten zusammen ca. 1,50 ct 
12 Smaragde zusammen ca. 2,20 ct etc., 
wobei auf Qualitätsangaben verzichtet wird. 

Von den Bestimmungsmerkmalen der Steine sind soviele anzugeben, 

wie für die Erstellung der Diagnose erforderlich sind. Es kann sich 
durchaus als notwendig erwiesen, daß der eine oder andere Stein zum 

Zwecke der exakten Untersuchung vorübergehend aus der Fassung 
genommen werden muß, wozu allerdings das Einverständnis des Auf­

traggebers einzuholen ist. 

B) Wenn vom Auftraggeber die Frage nach der Qualität gestellt 

wird, weil ihm die Diagnose bereits bekannt ist. 

a) Welche Qualität hat dieser Diamant? 

Für lose Diamanten gibt es bereits seit vielen Jahren ein international 

anerkanntes und auch angewendetes System der qualitativen Beurtei­
lung (Graduierung) nach den sogenannten 

4 C für Carat • Gewicht 
Colour = Farbe 
Clarity =- Reinheit 
Cut = Schliff 
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Dieses System wird in den CIBJO-Regeln sowie in den IDC-Rules ein­

gehend beschrieben und darfbei Sachverständigen, diefür "Handel mit 
Edelsteinen" und/oder für "Juwelen und Pretiosen" beeidet sind, als 
bekannt vorausgesetzt werden. 

b) Bei sog. Farbsteinen (z. B. Rubin, Safir, Smaragd, Amethyst etc.) ist die 
Situation anders. Es gibt noch kein Graduierungssystem, das internatio­

nal anerkannt ist. Vereinzelt wurden in Edelsteinlabors verschiedener 
Länder (Frankreich, GB, USA) Versuche unternommen, Farbsteine zu 
graduieren; diese Versuche scheiterten jedoch alle an übertriebenem 
Perfektionismus und/oder an Auffassungsunterschieden bei der Farb­
zuordnung und bei der Reinheitsbestimmung, so daß keines dieser 

Systeme zur internationalen Anwendung geführt hat. 

ln Österreich verwende ich seit ca. 15 Jahren ein von mir entwickeltes 
Graduiersysteme für farbige Edelsteine, das in Analogie mit dem 
System für Diamanten, über die 4 C, recht gut funktioniert, wenn man 
über die entsprechenden Masterstones (farblich geeichte Farbver­

gleichsätze) verfügt. (Siehe "Die Graduierung von Farbedelsteinen am 
Beispiel Smaragd~, "Der Sachverständige~, Heft 4/1982). 

c) Ein Qualitätsgutachten für ein Schmuckstück mit Steinbesatz ist 
deswegen nicht leicht zu erstellen, weil man beigefaßten Steinen nicht 

die Möglichkeit hat, exakte Graduierungen durchzuführen, so daß man 
nur vage Angaben machen kann, wie z. 8. hoher Farbgrad, mittlerer 
Reinheitsgrad und ungefähres Gewicht der Steine. Die Qualität, d. h. 
den Schwierigkeitsgrad der handwerklichen Ausführung, wird in der 
Regel ein gelernter Gold- und Silberschmiedemeister besser beurtei­
len können als ein Sachverständiger, der aus dem Handel kommt. Ein 
Qualitätsgutachten ist nachvollziehbar, wenn die Identitäts- und Quali­

tätsmerkmale im GA.:rext beschrieben sind. 

C) Wenn vom Auftraggebar eine Bewertung verlangt wird, was fast 

immer der Fall ist, so ist es für die Nachvollziehbarkeil eines solchen ~ 
Schätzgutachtens erforderlich, Qualitätsmerkmale sowie die Quantität · 
(Stückzahl, Gewicht) im GA-Text zu beschreiben, weil es selbstver­
ständlich ist, daß die Bewertung von diesen Kriterien abhängt. 

a) Für die Bewertung eines losen Edelsteines (Diamant. Farbstein) 
brauchen die diagnostischen Merkmale nicht mehr im GA beschrieben 
werden. Es genügt, wenn diese auf dem zu archivierenden Arbeitsbo­
gen aufscheinen. Die Qualitätsangaben (Graduierergebnisse) sollen 

jedoch im GA.:restangegeben werden, weil von ihnen doch derWertdes 
Steinesabgeleitetwird und nur so das Erfordernis der Nachvollziehbar­

keil gegeben ist. Die Wertangabe darf nur in Bezug auf einen Zweck der 
Schätzung vorgenommen werden (siehe "Sachverständigen-Gutach­

ten in der Schmuckbranche", "Der Sachverständige", Heft 4/1990). 

b) Bei der Bewertung eines Schmuckstückes mit Steinbesatz sind die 
selben Angaben zu machen wie bei einem Qualitäts-GA (siehe 8) c). 
Die Wertangabe darf nur in bezug auf einen Schätzwert gemacht wer­

den (siehe "Sachverständigen-Gutachten in der Schmuckbranche", 
"Der Sachverständige~, Heft 4/1990). 

Anmerkung: Sollten zu diesem Thema Unklarheiten auftreten, kontak­
tieren Sie bitte den Autor Professor Waller MiCan, 1010 Wien, Habsbur­
gergasse 10, Montag-Donnerstag,B-16 Uhr, Tel. 533 90 99) (Obmann 

der Fachgruppe Uhren-Juwelen). 
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Generalanwalt Dr. Peter Reindl 
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Die Aufgaben des Gerichtssachverständigen bei 
der Erhebung der Unfallursachen im Bergland*) 
Ich werde mich auf mein Thema beschränken, also über die Tätigkeit 
des Sachverständigen vor Gericht reden, nicht über die Tätigkeit des 
Sachkundigen bei der Erforschung des Alpinunfalls im allgemeinen. 
Zwar ist es natürlich die Aufgabe des Sachverständigen, ein richtiges 
und vollständiges Gutachten zu machen, ich werde mich aber auch mit 
dieser Frage nicht beschäftigen; ich werde auch nicht einzelne Gutach­
ten herausgreifen und eine Gutachtenschelte von der fachlichen Seite 
her vornehmen, weil ich mich dazu nicht als sachkundig genug 
betrachte und weil das den Rahmen meines Referates völlig sprengen 
würde. Ich werde mich auch nicht, was sehr verlockend wäre, mit der 
rechtlichen Würdigung dessen beschäftigen, was ein Sachverständi­
ger sagen könnte oder in konkreten Fällen gesagt hat, was an sich eher 
mein Metier ist, auch das würde hier den Rahmen völlig sprengen. 

Was Ist der Gerichtssachverständige? 

Der Gerichtssachverständige ist nach den Verfahrensgesetzen ein 
Mensch, der, ähnlich dem Zeugen, dem Richter die tatsächlichen 
Grundlagen für sein Urteilliefern soll. Er ist.also sowohl nach der Zivil­
prozeß- als auch nach der Strafprozeßordnung ein Beweismittel. Das 
wirkt sich auch auf die Haftung aus: Er ist nicht der Gehilfe des Gerich­
tes, für Fehler des Sachverständigen haftet daher nicht der Staat im 
Rahmen des Amtshaftungsgesetzes, sondern der Sachverständige 
persönlich nach den allgemeinen Schadenersatzregeln der§§ 1295 f 
ABGB. Er steht aber doch dem Gericht näher als der Zeuge, was sich 
auch aus verschiedenen Regelungen ergibt, vor allem aus der, daß die 
Unbefangenheit des Sachverständigen sichergestellt werden muß. Der 
Sachverständige kann also sowohl von den Parteien abgelehnt werden, 
er ist auch selbst verpflichtet, die Gutachtenserstattung abzulehnen, 
wenn Umstände vorliegen, derentwegen seine Unbefangenheit in 
Zweifel gestellt werden könnte. Er ist also auswechselbar, wie man so 
schön sagt, und daher doch nicht ganz dem Zeugen vergleichbar. Im 
Detail brauchen wir uns mit der Frage nicht zu beschäftigen, es gibt sehr 
viel Literatur darüber, welche Stellung der Sachverständige hat. Wichtig 
istfür uns jedenfalls: Er hat dem Richter Elementedes Sachverhaltes zu 
liefern; diese Sachverhaltselemente hat dann der Richter- und das ist 
eine einfache Gegenüberstellung - zu würdigen, daraus seine Fest­
stellungen zu treffen. Auch das Sachverständigengutachten ist Gegen­
stand der Beweiswürdigung des Gerichtes. Das Sachverständigengut­
achten allein ist in der Regel nie sachliche Grundlage des Urteils, son­
dern es kommen eben auch andere sachliche Grundlagen dazu, teils 
dasvon den Parteien Vorgebrachte, das ja im Zivilprozeß fürden Richter 
bindend ist, wenn es übereinstimmt, teils das aus anderen Beweismit­
teln Gewonnene. 

Gerade diese Beweiswürdigung ist ein besonderes Problem, wir haben 
darüber sehr viele Diskussionen vom Justizbereich. Über die verfah­
rensrechtliche Frage, wie ein Beweis aufgenommen wird, haben wir 

·) Bei diesem Artikel handelt es sich um den AbdrucK eines Vortrages, den der Verlasser bei 
dem .Kapruner Gespräch 1989" gehallen hat und der im Jahrbuch 1990 des Österreichi­

schen Kuratoriums für Alpine Sicherheit veröffentlicht worden ist. 
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eine ausführliche Regelung des Verfahrensrechts; wir haben eine rela­
tiv ausführliche Regelung, vor allem eine in Normen und Rechtssätze 
gekleidete Judikatur, wie der Sachverhalt rechtlich zu würdigen ist. Wir 
haben aber nur eine einzige Bestimmung, wie der Richteraufgrund der 
Beweisergebnisse zu seinem Sachverhalt kommt, nämlich den § 272 
ZPO und den§ 258 StPO, den Grundsatz der freien Beweiswürdigung. 
Es ist also nirgends eine Regelung, wie der Richter aus den vorhande­
nen Beweisergebnissen zu dem Sachverhalt kommt, den er rechtlichen 
Beurteilungen zugrundezulegen hat. Gerade beim Sachverständigen 
haben wir da die riesige Schwierigkeit für den Richter. 

Die allgemeine Schwierigkeit für den Richter ist es, viel später in einem 
Gerichtssaal einen Vorgang rekonstruieren zu müssen, dersich viel frü­
her unter völlig anderen, vor allem nicht mehr rekonstruierbaren Ver­
hältnissen abgespielt hat. Zum Teil werden sehr geschickte und fachlich 
fundierte Versuche unternommen, das möglichst zu verschleiern, was 
wirklich geschehen istAusdem allen soll der Richterdann nachträglich 
richtig feststellen, was sich abgespielt hat. Das ist wahnsinnig schwer 
und ist etwas, was, wie gesagt im Gesetz kaum geregelt ist, und etwas, 
was kaum theoretisch erörtert worden ist, und deshalb auch kaum im 
Unterricht, weder auf der Universität noch in der Richterausbildung 
näher gelehrt wird. Der Richter ist dabei rein auf seinen Menschenver­
stand und auf seine natürlichen menschlichen Instinkte angewiesen. 
Beim Gutachten des Sachverständigen ergibt sich das große Problem, 
daß der Richterweitgehend vom Sachverständigen abhängig wird, weil 
der Richter es sehr schwer hat, das Gutachten des Sachverständigen 
zu prüfen. Umso mehr ist es notwendig, daß der Sachverständige sein 
Gutachten ausführlich erläutert, es nachvollziehbar macht. Ein weiteres 
Problem, das theoretisch überhaupt nicht gelöst ist, ist es, wie der Rich­
ter das Gutachten eines Gerichtssachverständigen im Gegensatz zu 
einem davon abweichenden Privatgutachten würdigen soll, das von 
den Parteien vorgelegt wird. Das ist ein Problem, für das es zumindest 
keine generelle Lösung gibt, etwas, mit der man als Richter im Einzelfall 
versuchen muß, zurande zu kommen. 

Die Aufgaben des Sachverständigen 

Der Sachverständige hat dem Richter Sachverhaltselemente mitzutei­
len, und zwar hat er erstens Umstände festzustellen, deren Feststellung 
eine besondere Sachkunde erfordert, das ist der Befund. Und er hat 
aufgrund dieser, aber auch aufgrund anderer Tatsachen, die ihm etwa 
der Richter mitteilt, die bereits aktenkundig sind, und aufgrund allge­
meiner Erfahrungstatsachen Schlüsse zu ziehen auf weitere, für den 
konkreten Fall entscheidende Tatsachen, das ist sein Gutachten_ Wie 
immer steckt bei der Abgrenzung, was Aufgabe des Sachverständigen, 
was Aufgabe des Richters ist- Aufgabe des Sachverständigen: Mitwir­
kung bei der Feststellung des Sachverhaltes; Aufgabe des Richters: 
Würdigung dieses Sachverhaltes in rechtlicher Hinsicht- derTeufet im 
Detail. Die Gefahr, daß diese Grenzen verwischt werden, ist relativ groß. 
Ganz allgemein gesprochen: Zur Beurteilung der Rechtsfragen, die 
gerade hier zur Debatte stehen, fühlen sich sehroft auch Nicht-Juristen 
berufen, vielleicht nur vergleichbar dem Arzt, der wahrscheinlich am 
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meisten von allen Berufen immer konfrontiert ist mit der Meinung von 
Nicht-Medizinern zu Fragen seines Sachgebietes. Wobei ich ausdrück­
lich betone, daß ich das nicht bewerten möchte; ich möchte nicht sagen, 
ob das gut oder schlecht ist, ich möchte schon gar nicht die rechtsphilo­
sophische Frage beurteilen, welche Bedeutung auch die Meinung des 
Volkes für die Rechtserkenntnis und die Rechtsfortbildung hat. Das 
mag durchaus positiv sein, aber, wie gesagt, hier beim Sachverständi­
gengutachten ist eine klare Trennung geboten. Andererseits ist natür­
lich auch der Jurist, wie jeder Mensch, geneigt, technisch-naturwissen­
schaftliche Fragen, deren Beantwortung eigentlich Aufgabe des Sach­
verständigen ist, selbst zu beantworten. Vor allem dann, wenn es, wie 
hier, um Dinge geht, die sehr weitverbreitete Hobbies sind, wie jede 
Betätigung am Berg. Schließlich ist geradeder Richter sehr dazu veran­
laßt, weil er ja einerseits nach der Zivilprozeßordnung verhalten ist, im 
Prozeß auch sein eigenes Fachwissen einzubringen. Er kann durchaus 
auch sein Fachwissen anwenden, wenn es ausreicht, und keinen Sach­
verständigen zur Beantwortung dertechnischen Fragen bestellen, was 
etwa bei einem einfachen Kollisionsunfall vorkommen mag (Neff: Neue 
Zürcher Zeitung vom 30. 6. 1989). Andererseits ist der Richter ja ver­
pflichtet, die Überzeugungskraft des Sachverständigengutachtens zu 
prüfen, und daher allein muß er schon in die Sachtragen eintreten. Den­
noch ist" es wichtig, gerade am Beginn der gemeinsamen Tätigkeit als 
Sachverständiger und als Richter mit dem Ziel, ein richtiges Urteil zu fin­
den, die Aufgabenkreise von Sachverständigem und Richter auseinan­
derzuhalten. 

Nun im einzelnen: Was hat der Sachverständige zu tun? Er- und im 
besonderen der Lawinensachverständige, worauf schon Deitisch hin­
gewiesen hat (Der Sachverständige im Schiunfall nach Österreichi­
schen Recht. AnwBI1980, 275)- hat dem Richter anzugeben, welche 
Möglichkeiten die Beteiligten hatten, sich über die Lawinengefahr zu 
erkundigen, welchen Wert, welche Sicherheit der Aussage diese Infor­
mationsquellen haben. Er muß dabei aber auch, und das ist sehr wich­
tig, die Verschiedenheit des Meinungsstandes zu diesen Fragen darle­
gen. Er darf nicht, was sicher oft verlockend wäre, seine eigene Meinung 
als die absolut richtige hinstellen, wenn seine Meinung umstritten ist. 
Dann muß ersieh eben mitder Gegenmeinung auseinandersetzen und 
seine Gründe darlegen, warum er seine Meinung fürdie richtige hält, um 
dem Richter die Möglichkeit zu geben, das nachzuvollziehen. Der 
Sachverständige muß auch, und das wird oft übersehen, das wird ihm 
vor allem oft schwer gemacht, klar sagen, daß er über eine bestimmte 
Tatfrage, ob es A oder B war, keine Aussage machen kann. Er muß also 
auch bekennen, daß es in dem einen oder anderen Punkt ein "non 
liquet" gibt. Er kann das eventuell präzisieren mit derfachkundigen Aus­
sage, daß die Wahrscheinlichkeit mehr für die eine oder für die andere 
Lösung spricht, aber er muß das dartun und darf nicht, weil er eine 
Lösung fürdie wahrscheinlichere hält, sie als die sicher richtige hinstel­
len. Er soll sich weder durch drängende Fragen des Richters- dem es 
natürlich lieber ist, daß der Sachverständige eine eindeutige Meinung 
sagt und es nicht letztlich seiner Beweiswürdigung überläßt, welche 
Tatfragen der als erwiesen annimmt-, noch durch drängende Fragen 
der Parteienvertreter dazu bringen lassen, eine apodiktische Aussage 
über etwas zu treffen, was eben nicht apodiktisch zu sagen ist. 

Die weitere Frage, ob die Beteiligten die ihnen zu Verfügung stehenden 
Informationsmöglichkeiten nutzen mußten, wieweit sie sich diese Infor­
mationen beschaffen mußten, das ist Sache der rechtlichen Beurtei­
lung, das hat nicht mehr der Sachverständige zu sagen. Das gilt 
genauso für die weitere Frage- hier scheint mir Dellisch (a. a. 0.) etwas 
mißverständlich zu sein - ob ein erkennbares Risiko noch in Kauf 
genommen werden durfte, ob es eben ein erlaubtes Risiko war, ob ange­
sichtsder sich aus derl äußeren Umständen und der beim Bergsteigen 
im allgemeinen oder bei Bergführern im besonderen üblichen und zu 
vertretenden Kenntnisse des betreffenden Beteiligten ein Verschulden 
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anzulasten ist. Das muß klar gesagt werden: Das ist Sache des Gerich­
tes und nicht Sache des Sachverständigen. Ob die Meinung des Rich­
ters richtig oderfalsch ist, das ist nicht in der Diskussion zwischen Sach­
verständigem und Richter zu klären, mag siesich auch ergeben (und wir 
kennen Sachverständige, die auch höchst berufen sind, diese Rechts­
fragen zu beantworten). Dennoch ist das Sache des Gerichtes, und die 
Kontrolle, die Korrektur einer allenfalls falschen Ansicht des Gerichtes 
ist Sache des Rechtsmittelverfahrens und nicht Sache der Diskussion 
zwischen Richter und Sachverständigem. Gleichfalls Rechtsfrage ist 
es, das Verschulden mehrerer Beteiligter gegeneinander abzuwägen, 
wie groß das Verschulden des einen und des anderen ist. Der Sachver­
ständige kann höchstens dem Richterdie tatsächlichen Grundlagen an 
die Hand geben, wie schwer die Verursachung des einen, wie schwer 
die Verursachung des anderen rein faktisch wiegt, wieweit der eine, wie 
weit der andere stärker den Erfolg verursacht hat, wie weit allenfalls 
sogar der Erfolg eingetreten wäre, ohne daß der andere sein entspre­
chendes Verhalten gesetzt hätte. Wir kommen da in einen sehr heiklen 
Bereich von Rechtsfragen hinein, der kumulativen und der alternativen 
Kausalität, das würde allein einen Abend füllen, darüber zu sprechen. (.) 
Genauso ist es letztlich Sache der rechtlichen Beurteilung, was der 
Richter seiner Entscheidung faktisch zugrundezulegen hat, wenn über 
ein Faktum keine Aussage getroffen werden kann, wenn also wederder 
Sachverständige sagen kann, es war A oder es warB, und wenn auch 
nicht der Richter dann durch Heranziehung anderer Beweismittel oder 
sonstiger Überlegungen sagen kann, es war A oder B, dann ist es Sache 
der rechtlichen Beurteilung mit den Beweislastregeln zu sagen, von 
welcher von den zwei Varianten der Richter bei seinem Urteil auszuge-
hen hat. Im Strafprozeß kennen Sie die Beweislastregeln wahrschein-
lich alle, die dort ganz einfach sind: ~in dubio pro reo", das heißt, dann ist 
eben auszugehen von der Sachverhaltsvariante, die für den Beschul-
digten am günstigsten ist; im Zivilprozeß ist die Sache etwas heikler, da 
gibt es sehr differenzierende Beweislastregeln, über die wir uns hier 
nicht den Kopf zerbrechen brauchen. Eine gewisse Komplikation bei 
der Abgrenzung ergibt sich noch dadurch, daß auch- wie erwähnt-
der Richter gewisse Tatfragen beurteilen kann, bei denen Erfahrungs-
sätze anzuwenden sind, wobei auch "da wieder ein heikles Abgren­
zungsproblem entsteht: Die allgemeinen Erfahrungstatsachen des täg-
lichen Lebens, die gelten schon nicht mehr als Sachverhalt, die gelten 
schon als reChtliche Beurteilung. Das spielt bis hinüber zu der Frage, ob 
in einem Rechtsmittel an den Obersten Gerichtshof dieser Punkt als 
unrichtige rechtliche Beurteilung angefochten werden kann, oder ob () 
dieser Punkt als Tatsachenfeststellung für den Obersten Gerichtshof 
bindend ist. Ein ganz simples Beispiel: Wenn die Frage auftaucht, was 
geschieht, wenn ich diese Uhr in der Luft auslasse, ob sie hinunterfällt 
oder nicht, kann das der Richter ohne Sachverständigen beurteilen. 
Wenn er das falsch beurteilt, kann ich das auch bis zum Obersten 
Gerichtshof anfechten, weil das ist eine Erfahrungstatsache des tägli-
chen Lebens. Piehier hat in seinem Handbuch (S. 321 f) sehr schön dar-
gelegt, was alles etwa bei einem Lawinenunfall vom Sachverständigen 
zu sagen ist, vor allem hat er umgekehrt sehreingehend die Beurteilung 
des Lawinenunfalls dargelegt anhand von einzelnen Urteilen. Das, was 
dortallesals seine Meinung steht, das ist alles Rechtsfrage, das ist alles 
rechtliche Beurteilung. 

Der Gutachtensauttrag 

Nun komme ich zu etwas, was sicher von den Juristen verschieden 
gehandhabt wird: Die Frage, wie macht man das, daß der Sachverstän­
dige von vorneherein auf sein Aufgabengebiet konzentriert wird. Ich 
komme da von einem Bild her, das ganz allgemein für die Aufgabe des 
Richters gebraucht wird, schon seitalters her, nämlich dem Bild des Hin­
und Herwanderos des Blickes des Richters zwischen Sachverhalt und 
Rechtsnormen. Es wäre falsch, wenn der Richter - wie es vielleicht 
angeblich manche tun- zunächst nur munter den Sachverhalt erhebt 
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und klärt und alles aufnimmt, was an Beweisen vorgebracht wird, dann 
einen dicken, aufgeblasenen Akt hat und sich dann erst den Kopf zer­
bricht: Was mache ich jetzt eigentlich rechtlich. Das ist sicher falsch. Es 
ist auch umgekehrt nicht richtig zu sagen: ln welches rechtliche Kastel 
paßt das jetzt, und dann darauf hinzuarbeiten, daß ich gerade für das 
Kastel, das ich mir zunächst vorgestellt habe, die Tatsachen finde. Es 
muß ständig das Wechselspiel zwischen beidem funktioneren. Es muß 
der Richter natürlich einmal ausgehen von einem rechtlichen Rahmen, 
aber er muß auch andererseits wieder bereit sein, jeden neuen rechtli­
chen Gesichtspunkt, der sich aus dem Sachverhaltsvorbringen ergibt, 
zu berücksichtigen. Im Strafprozeß schon deshalb, weil er ja von Amts 
wegen den Sachverhalt vollständig zu klären hat, aber auch im Zivil pro~ 
zeß, weil er nach§ 182 ZPO verpflichtet ist, im Rahmen der materiellen 
Prozeßleitung die Parteien auf Unvollständigkeilen und Unschlüssig­
keilen ihres Verbringens hinzuweisen. Also ist es auch beim Zivilprozeß 
nicht so, daß der Richter nurdort sitzt und dasvor sich ablaufen läßt, was 
die Parteien vorbringen, sondern er selbst muß auch oftauf die vollstän­
dige Klärung des Sachverhaltes hinwirken. 

Da sind wir ein bißchen anders als etwa im angloamerikanischen Pro­
zeß, den sie ja sicher aus verschiedenen Filmen und Fernsehserien 
kennen, wo der Richter nur oben sitzt und sich das ganze Beweisverfah­
ren unten abspielt unter ausschließlicher lngerenz der Parteien. Das ist 
nicht unser Zivilprozeß. Wie gesagt, dieses Hin- und Herwandern des 
Blicks müssen wir auch auf den Gutachtensauftrag anwenden. Das 
heißt, daß man nicht so vorgehen sollte, daß der Richter dem Sachver­
ständigen einfach den Akt schickt mit einem zweizeiligen Auftrag, ein 
bestimmtes Gutachten zu machen, sondern daß der Richter zunächst 
ein Gespräch mit dem Sachverständigen zu führen hat. Ein Gespräch, 
bei dem beide sagen müssen, was sie schon haben und was sie bieten 
können. Der Richter muß dem Sachverständigen sagen, welcher Sach­
verhalt schon vorhanden ist, von dem er ausgehen muß, und welcher 
rechtliche Rahmen für ihn maßgeblich sein wird. Unter Umständen muß 
der Richter hier die Beweiswürdigung schon ein bißchen vorwegneh­
men, um dem Sachverständigen eine gewisse Grundlage für seine auf 
seinem Fachwissen beruhende weitere Ergänzung des Sachverhaltes 
zu bringen. Umgekehrt muß der Sachverständige auch dem Richter 
sagen, was er ihm an fachlichen, sachlichen Gesichtspunkten liefern 
kann. Ich kenne das aus meiner Praxis beim Handelsgericht Wien, da 
waren verschiedene technische Fragen zu beantworten, wo es nicht 
genügt hat, irgendeinen Wald- und Wiesensachverständigen aus der 
Liste herauszunehmen, sondern man hat lange gesucht, um einen 
Sachverstäm1igen zu finden, der diese spezielle Frage beurteilen 
konnte, und mit dem mußte man erst einmal reden, was er zu der Frage 
sagen könne und welche weiteren Fakten er wissen müsse, die woan­
ders zu erheben seien. Steininger (Der Sachverständige in der 
Gerichtsbarkeit. SV 1981/3, 9) hat das Bild geprägt, daß es heute fast 
schon notwendig ist, für diesen Bereich einen Sachverständigen über 
das Sachverständigenwesen heranzuziehen. Dieses Gespräch sollte 
es eigentlich überflüssig machen, den Sachverständigen über das 
Sachverständigenwesen zu haben, sondern der Richter müßte mitdem 
Sachverständigen selbst zurande kommen. Sicher gibt es Fälle, wo das 
Gutachten ein Wald- und Wiesengutachten ist, da brauche ich mit dem 
Sachverständigen nicht lange zu reden, vor allem, wenn ich mit ihm 
schon wiederholt gearbeitet habe und er schon weiß, was ich brauche. 
Aber gerade die Fälle, die wir haben, die Lawinenunfälle und derglei­
chen, sind zweifellos Dinge, die aus der Norm herausfallen, vor allem 
sind die Sachverhalte so unterschiedlich, daß hier ein Gespräch zwi­
schen Richter und Sachverständigem unerläßlich ist. Oieses Gespräch 
ist auch deshalb wichtig, weil es ein Nebeneinanderherdenken von 
Richter und Sachverständigem vermeidet und ein Ineinanderdenken 
herbeiführen kann, und weil es zeigt, ob die Voraussetzungen für ein 
gedeihliches Zusammenarbeiten gegeben sind. Es muß auf beiden 
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Seiten ein Mindestmaß an Verständnis für die jeweils andere Wissen­
schaftsdisziplin vorhaden sein, der Richter muß sich ein bißchen in den 
Sachverständigen hineindenken können, und der Sachverständige 
muß verstehen, welche rechtlichen Gesichtspunkte der Richter anzu­
wenden hat. Zumindest muß die Bereitschaft vorhanden sein, hier ein­
zudringen, bis es dann im Laufe dieses Gespräches soweit kommt. Des 
weiteren ist es wichtig, eine gemeinsame Sprache zu finden, eine 
gemeinsame Terminologie, wobei es sehrwichtig ist, von beiden Seiten 
her die Worte im allgemeinen Sprachsinn zu verwenden und es zu ver­
meiden, Fachchinesisch zu verwenden, nur dann wird man sich über die 
Fachgrenzen hinweg vernünftig unterhalten können. Der Sachverstän­
dige wird bei dem Gespräch keine Scheu haben dürfen, den Richter zu 
fragen, was er genau haben will. 

Um das ganze ein bißchen plastischer zu machen, möchte ich kurz auf 
zwei Fälle eingehen, die ich bekommen habe. Ich möchte mich nicht auf 
eine Beurteilung der RichtigkeitdiesesGutachtens einlassen, und auch 
nicht auf die rechtliche Würdigung dieses Gutachtens, ich möchte nur 
zeigen, wie hierdieses Gespräch zwischen Richter und Sachverständi­
gem offenbar nicht funktioniert hat, was dazu führt, daß der Sachver­
ständige wichtige Dinge nicht erwähnt und umgekehrt Dinge ausführt, 
die eigentlich vollkommen überflüssig sind. Bei dem einen gab es einen 
ca. 40 Meter breiten Hang, der 35 Grad geneigt war, also ziemlich steil, 
zwischen zwei sicheren Zirbelbeständen. Der Führer hat diesen Hang 
als erster gequert, hat auf der anderen Seite einen sicheren Standort 
genommen, dann ist der zweite Teilnehmer drübergefahren, der ist von 
einer oberhalb abbrechenden Schneebrettlawine verschüttet worden 
und ist so unglücklich an einen weiter unten stehenden Baum gedrückt 
worden, daß er dort durch innere Verletzungen sofort gestorben ist. Also 
ein Fall, bei dem auch sofortige Bergung nichts genützt hätte. Ich muß 
dazu sagen, ich kenne nur das Gutachten. Ich weiß nicht, wieweit dann 
später dieses schriftliche Gutachten hinreichend ausführlich mündlich 
erörtert worden ist und dabei bestehende Unklarheiten noch beseitigt 
worden sind, und wie die rechtliche Würdigung dieses Gutachtens war; 
aber das Gutachten war fragwürdig. Der Gutachtensauftrag war schon 
einmal sehr dürftig: "Ein Gutachten über den Unfallhergang; war die 
gegenständliche Tour unter den gegebenen Umständen zu rechtferti­
gen, wurden vo"m alpinen Standpunkt vom Führer Fehler begangen?" 
Ein so allgemeiner Auftrag ist schon einmal sehr dürftig, und dann ist er 
in terminologischer Hinsicht falsch. Die Frage, ob die Tour zu rechtferti­
gen war, ist ja nicht eine Sachverständigenfrage, das ist ja die Rechts­
frage. Der Sachverständige müßte Tatsachen liefern, auf denen dann 
diese rechtliche Beurteilung aufbauen kann. Der Richter hätte also 
wahrscheinlich doch eher sagen müssen, von welchen Tatsachen er 
ausgeht, zum Beispiel von der Tatsache, daß der Verschüttete auf jeden 
Fall gestorben wäre, ganz egal wie rasch die Rettungsmaßnahmen 
eingesetzt hätten, allenfalls mit den Gesichtspunkten Kausalität, recht­
mäßiges Alternativverhalten usw. Dann hätte er noch sagen können, 
welche Sachverhaltsvarianten er sich vorstellt und wie er bei der Beur­
teilung dieser Varianten, also bei der Feststellung, welche Variante sich 
tatsächlich ereignet hat, die Verschuldansfrage beurteilen würde. Damit 
hätte der Sachverständige sicher etwas genauer die Erkennbarkeil der 
Lawinengefahr und die Vermeidbarkeil des Lawinenabganges und die 
dafür entscheidenden Tatsachen präziser herausarbeiten können. Er 
hat beispielsweise in seinem Gutachten nur unter anderen, sehr langen 
Ausführungen erwähnt, der Bergführer hätte die Spur nicht leicht 
ansteigend- es war beim Aufstieg-, sondern leicht abwärtsführend 
anlegen sollen, dann wäre die Lawine möglicherweise nicht abgegan­
gen. Das wäre sicher eine Frage, die man näher hätte ausführen müs­
sen, das war ein sehr entscheidender Punkt beim Verhalten des Berg­
führers, das zur Beurteilung, ob er schuldhaftgehandelt hat oder nicht, 
sehr wesentlich gewesen wäre. 

DER SACHVEAST ÄNDIGE 11 



Die Aufgaben des Gerichtssachverständigen bei der Erhebung der Unfallursachen im Bergland 

Umgekehrt hätte sich der Sachverständige sonstige sehr ausführliche 
Ausführungen, die er über sonstiges lawinengerechtes Verhalten 
gemacht hat, ersparen können. Er hat zwölf Punkte angeführt, was man 
in der Lawine tun muß oder bei Lawinengefahr, wobei bei den zwölf 
Punkten mindestens acht sind, die sicherstellen sollen, daß bei einem 
Lawinenabgang sehr rasch die Rettung durchgeführt wird, daß mög­
lichst nur einer unter die Lawine kommt, daß Pips-Geräte richtig einge­
setzt werden sollen usw. Dazu hätte man ja gar nicht viel sagen müssen, 
denn hierwar ja ein Fall, wo es ja nurdarum ging:Wie hätte man vermei­
den können, daß die Lawine runtergeht oder daß jemand unter die 
Lawine kommt. Das geht bis hin zu der sicherlich auch fachlich proble­
matischen Meinung des Sachverständigen, daß das Lockern der Bin­
dung und das Lösen der Fangriemen bei Begehung dieses gefährli­
chen Hanges lawinengerecht gewesen wäre. Zumindest hätte er darle­
gen müssen, ob das für den weiteren Ablauf der Ereignisse eine 
gewisse Rolle gespielt hätte; wahrscheinlich wird man das nicht sagen 
können. An den Baum wäre der Verunglückte wahrscheinlich auch 
dann gedrückt worden, wenn er die Bindungen gelockert oder die Fang­
riemen gelöst hätte. Der Sachverständige wäre dann auch nicht in eine 
Erörterung hineingeraten, daß er bei einer intensiveren Belehrung der 
Tourenmitglieder über das lawinengerechte Verhalten vor der Querung 
dieses Lawinenhanges und bei einer sich daraus ergebenden Diskus­
sion über die Lawinengefahr sich die Gruppe vielleicht überhaupt ent­
schlossen hätte, den Lawinenhang nicht zu begehen. Gewiß ist auch 
das ein Kausalitätsproblem, das gebe ich schon zu, aber das ist eine 
Frage, die nicht der Sachverständige zu beantworten hat, das ist eine 
Anwendung allgemeiner Erfahrenssätze, was sich in einer Diskussion 
zwischen mehreren Personen ergeben kann, und daher letztlich eine 
Frage der rechtlichen Beurteilung. Dann ist er ja noch weiter in die Beur­
teilung von Rechtsfragen hineingeschlittert, indem er lang und breit 
erörtert, wieweit der Führer die Teilnehmer einer Tour eingehend über 
die Gefahr belehren soll, wieweit er dazu verpflichtet ist, und vor allem 
wie weit er durch eine Belehrung der Tourenteilnehmer über das beste­
hende Risiko überhaupt von der Haftung frei wird. Das ist ein sehr heik­
les Problem, angesiedelt bei § 90 StGB- danach rechtfertigt die Einwil­
ligung des Verletzten grundsätzlich die Gefährdung oder Verletzung, 
nicht aber die Tötung. Das sind nicht Dinge, die ihren Platz in dem Gut­
achten haben. Es hätte also bei einem Gespräch mit dem Richter, was er 
an Fakten hat, die er vom Sachverständigen von dessen Sachkunde her 
beurteilt und ergänzt haben möchte, die Dinge präziser herausgearbei­
tet werden können, und die Dinge, die völlig überflüssig sind und lang 
ausgeführt sind, hätten wegbleiben können. 

Im zweiten Fall isteine Gruppeauf einer Abfahrtaufeinem 40 Grad stei­
len Hang von einem Moränenrücken zum nächsten gefahren; auf Wei­
sung des Führers sollten sie einzeln fahren, es sind auch schon sechs 
drübergefahren, der siebente ist mitten im Hang gestürzt, und das hat 
den achten dazu veranlaßt, ungeduldig zu werden, und, ohne daß er 
dazu ein Zeichen bekommen hat, ist er auch gefahren. Er hat den ande­
ren etwas oberhalb überholt. Dabei ist eine Lawine abgegangen, 
von der er, der Überholende, tödlich verschüttet worden ist, und zwar 

Dr. Hermann G. Meisterhafer 

auch wieder ein Fall eines sofort eingetretenen Schocktodes, wo auch 
die sofortige Rettung nichts genützt hat. Der Überholte ist zwar auch in 
die Lawine gekommen, war aber nicht verletzt und konnte sich selbst 
befreien. Die sechs, die schon unten waren, einschließlich des Führers, 
sind auch von der Lawine erfaßt worden, weggestoßen worden und 
waren auch verschieden stark verletzt. 

Auch hier war der Auftrag an den Sachverständigen sehr allgemein. Es 
sollte die Ursache des Lawinenabganges festgestellt und ein Schnee­
profil erstellt werden. Da hätte wahrscheinlich auch schon einmal das 
Gespräch ergeben, daß der Sachverständige das Schneeprofil nicht 
erstellen kann, der Unfall war am 23. März und der Gutachtensauftrag ist 
am 28. Juni ergangen. Es war zwar ein Gletscher, und der Schnee war 
schon noch da, aber natürlich muß der Sachverständige sagen, daß 
sich da die Situation total verändert hat. Es war aber sowieso ein 
Schneeprofil von der Gendarmerie da, und das hat der Sachverstän­
dige dann zugrunde gelegt. Aber auch ein typischer Fall, wie man durch 
ein Gespräch eine entsprechende Präzisierung und Erleichterung der 
Gutachtertätigkeit herbeiführen hätte können. Auch hier hat der Sach­
verständige die für die Beurteilung der Rechtsfrage wichtigen Tatsa­
chen zwar erwähnt, aber nur schemenhaft, etwa die Frage der Erkenn­
barkeil der Lawinengefahr. Dann hat er erwähnt die Möglichkeit einer 
anderen, aber weniger reizvollen Routenwahl, man hätte überden Rük­
ken weiter hinunter und dann über einen flachen Teil abfahren können, 
aber der Rücken hat wenig Schnee gehabt, da hätte man sich mögli­
cherweise mit Steinen herumschlagen müssen. Dann hat er angedeu­
tet, daß die Lawine wahrscheinlich durch das Fahren des zweiten Schi­
fahrers ausgelöst wurde, durch die Doppelbelastung oder vielleicht 
auch dadurch, daß der überholende Schifahrer an eine ungünstigere 
Stelle gekommen ist, die der Führer bei seiner Spurwahl nicht erreicht 
hat. "Der Sachverständige stellt in den Raum, ob eine zwingende Not­
wendigkeit bestand, die Route so zu wählen." Das bringt natürlich 
nichts, da kann der Richter sagen: Was heißt "in den Raum gestellt?" 
War eine Möglichkeit, oder war keine Möglichkeit, und wie waren die 
Sicherheitsprobleme der anderen Route? Umgekehrt waren dann wie­
der sehr überflüssige Ausführungen zu Rechtsfragen, etwa: "Auch mit 
der Anordnung, Abstände zu halten, wurde immer noch das Risiko für 
den einzelnen in Kauf genommen. Nur wenn alle Teilnehmer mit dem 
Risiko einverstanden sind und es zu tragen bereit sind, hätte der Führer 
aus der Sicht des Sachverständigen das Recht, die Befahrung eines 
verdächtigen Hanges vorzunehmen~ Die Frage, ob der Führer das 
Recht hat oder nicht, das ist wieder eindeutig eine Rechtsfrage, die hat 
im Gutachten nichts zu suchen gehabt. 

Das sind zwei Beispiele, an denen sich zeigt, daß es sehr wichtig ist, vor­
weg miteinander zu reden. Dieses Gespräch kann vom Richter ausge­
hen, oder, wenn der Richter es dem Sachverständigen zu kursorisch 
macht, dann muß es eben vom Sachverständigen ausgehen, daß er den 
Richter anruft, hingeht und sagt: Das ist mir zu ungenau. Ich kann Dirdas 
und das liefern, sag mir Du, von welchen Grundlagen ich tatsächlich und 
rechtlich ausgehen soll, dann kann ich Dir das und das liefern. 

Zivilingenieur für technische Chemie, allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger 

Schadstoffbelastungen an und durch das Bauwerk 
1. Einleitung 

Die gegenständliche Abhandlung bringt einen generellen Oberblick 
über die Problematik eventueller Kontaminationen von Bauwerken und 
Grundstücken mit Schadstoffen. Diese Kontaminationen stammen übli­
cherweise von der bisherigen Verwendung der Bauwerke und Grund-
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stücke für industrielle, gewerbliche und sonstige Zwecke bzw. waren 
bereits vor der heutigen Verwendung der Bauwerke als Altlasten auf 
diesen Grundstücken vorhanden. 

Auf Grund der wachsenden Sensibilisierung der Bevölkerung in 
Umweltfragen, der sich verschärfenden Gesetzeslage und des heuti-
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Schadstoffbelastungen an und durch das Bauwerk 

gen umwelttechnischen Wissens werden immer häufiger Sanierungen 
von Bauwerken und Grundstücken wegen Schadstoffkontaminationen 
notwendig bzw. bei Abbruch- und Aushubarbeiten fallen Bauschutt­
und Aushubmaterialien für eine teure Entsorgung oder Wiederauf­
arbeitung an. 

Er soll daher ein allgemeiner kurzer Überblick über die Möglichkeiten 
der Erkennung von Schadstoffkontaminationen auf Grundstücken und 
in Bauwerken gegeben werden; hiebeisollen Richtlinien für die Bewer­
tung der Kontaminationen angeführt und Möglichkeiten der Sanierung 
bzw. einer geeigneten Aushub- und Bauschuttmaterialentsorgung dis­
kutiert werden. 

2. Von Kontaminationen häufig betroffene Objekte 

Üblicherweise sind Schadstoffkontaminationen auf Grundstücken und 
bei Bauwerken immer dann zu erwarten, wenn diese industriell oder 
gewerblich genutzt wurden bzw. werden, oder wenn Bauwerke auf ehe­
maligen Deponien bzw. bereits seit Jahrzehnten belasteten Industrie­
grundstücken errichtet worden sind. 

So sind z. B.Schwermetallbelastungen häufig im Bereich von metallver­
arbeitenden Betrieben, Galvanikbetrieben etc. vorzufinden. Aliphati­
sche Kohlenwasserstoffbelastungen treten hingegen häufig im Bereich 
von Tankstellen, Öllagern etc. auf. Halogenierte Kohlenwasserstoff­
emissionen sind häufig im Bereich von oberflächenbehandelnden 
Betrieben, Textilreinigungsbetrieben etc. vorzufinden, und Cyanide tre­
ten häufig im Bereich von Gaswerkgrundstücken auf. 

Untersucht wird auf eventuelle Kontaminationen im besonderen dann, 
wenn ein Besitzerwechsel des Objektes bevorsteht, bzw. wenn Umbau­
ten, Neuzubauten etc. notwendig werden, oder aber wenn von der 
Behörde auf Grund von Störfällen, bestehenden Wasserverunreinigun­
gen, vermuteten Kontaminationen, Wassergefährdung oder wegen 
Betriebsauflassung Untersuchungen auf mögliche Kontaminationen 
des Grundstückes und Bauwerkes verlangt werden. 

3. Häufig auftretende Kontaminationen an Bauwerken und Grund­
stücken 

Nachfolgende Kontaminationen an Bauwerken und Grundstücken tre­
ten erfahrungsgemäß in Österreich besonders häufig auf (diese Konta­
minationen sind im wesentlichen durch die lndustriestruktur, die ver­
wendeten Energieträger und durch derzeit in Osterreich als besonders 
umweltgefährdend definierte Stoffe bedingt): 

- Kohlenwasserstoffe inkl. HKW, Phenole, Mineralöle etc. 
- Schwermetalle (Kupfer, Quecksilber, Chrom etc.) 
-Cyanide 
- Nitrate, Sulfate, Phosphate, Chloride 

Von diesen Stoffen können unter bestimmten Umständen Wasserge­
fährdungen und Gesundheitsgefährdungen ausgehen. Dies gilt sowohl 
für die bestehenden Bauwerke als auch für das Grundstückerdreich­
malerial und die zu deponierenden Bauschutt- und Aushubmaterialien. 

4. Mögliche Methoden zur Untersuchung der Kontamination 

4.1 Erdreich/Grundstücke 

Flüchtige Verbindungen im Erdreich, wie z. B. Alkane, Aramate und 
halogenierte Kohlenwasserstoffe, können mittels der Bodenluftanalyse 
untersucht werden. 

Auf Grund der Erkenntnis, daß der C02-Gehalt ein präziser Indikatorfür 
Bodenluft ist, basiert das Verfahren der Bodenluftanalytik auf einer 
Online-Messung von C02 während der Probenahme. Durch Bohrarbei­
ten wird die Zusammensetzung der Bodenluft beeinflußt. Durch das 
Ziehen des Bohrgestänges entweicht Bodenluftaus dem Bohrloch und 
Umgebungsluft strömt nach. Die Messungen zeigen, daß der C02-Wert 
nach kurzer Zeit schnell ansteigt und dann konstant bleibt. Erst jetzt 
kann davon ausgegangen werden, daß unverdünnte Bodenluft geför­
dert wird. 
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Mit einer sterilen Einwegspritze wird die Probe durch ein Septum direkt 
aus der Säule entnommen. 

Die Analyse auf im Boden eventuell vorhandene Kohlenwasserstoffe 
erfolgt mittels eines Gaschromatographens. 

Für nicht flüchtige Substanzen (z. B. Schwermetalle, Phosphate, Nitrate 
und Nitrit etc.) sind unter Berücksichtigung geologischer, hydrogeologi­
scher und sonstiger Bedingungen Proben aus unterschiedlichen Tie­
fen zu entnehmen und zu untersuchen. Die Untersuchung erfolgtdurch 
Extraktion der Kontaminationen aus dem Erdreich und anschließender 
Bestimmung nach entsprechenden, jeweils von Umfeldbedingungen 
abhängigen Normen. Schwermetalle werden bei Erdreich- und Bau­
schuttdeponienhäufig mit Aufschlußverfahren ermittelt, nicht flüchtige 
Kohlenwaserstoffe und andere nicht flüchtige anorganische Stoffe wer­
den extrahiert und anschließend normgerecht analysiert. 

4.2. Deponiematerialproben 

ln Hinblick auf die Deponiefähigkeit von Aushub- und Bauschuttmate­
rialien sind in jedem Fall Eluattests nach dem Deutschen Einheitsver­
fahrenS 4 durchzuführen. Die verwendeten Analysenverfahren hängen 
auch von Bewertungsrichtlinien ab, da in den Bewertungsrichtlinien 
Analysenverfahren üblicherweise definiert werden. 

5. Bewertungsrichtlinien für Kontaminationen 

ln Osterreich findet sich als Grenzwertanforderung an die Reinheit von 
Boden ausschließlich ein technischer Grenzwert für halogenierte Koh­
lenwasserstoffe in der neuen CKWAnlagenverordnung BGBI. 27/1990, 
wonach bei über 10 mgf3halogeniertem Kohlenwasserstoff in der 
Bodenluft eine Sanierung des Erdreiches einzuleiten ist. Andere techni­
sche, in Österreich erlassene Grenzwerte bestehen derzeit nicht. 

Aus diesem Grund werden bei Auflagen zu Sanierungen von Erdreich 
zur Vermeidung von Wassergefährdungen in Österreich von den 
zuständigen Behörden ausländische Richtlinien und Empfehlungen 
herangezogen. Es sind dies u. a.: 

- Richtlinien des Bayerischen Wasserwirtschaftsamtes, 
- Hollandliste, 
- Van Lidth de Jeude t983, 
- ICRCL, London 1980, 
- Kelly R. E, London 1980, 
- Kloke A., 1980, 
- Calif. Assess. Mann, USA 1984 
- etc. 

ln der Hollandliste und Vergleichbarem finden sich für die einzelnen 
Schadstoffe Richtwerte für eine erlaubte Grundbelastung,. Werte, ab 
denen weitere Untersuchungen notwendig werden und Sanierungs­
richtwerte. Hiebei wird unterschieden, wo und unterwelchen Vorausset­
zungen Erdreichverunreinigungen auftreten. 

6. Bewertung der Deponierarbeit bzw. der Entsorgungsmöglich­
keiten von Erdreichauahub- und Bauschuttmaterlallen 

Für die Bewertung der Euluatuntersuchung über die Deponierbarkeit 
oder Entsorgungsmöglichkeiten von Aushub- und Bauschuttmateria­
lien sind im besonderen die ÖNORMEN S 2071 und S 2072 sowie der 
Entwurf einer Richtlinie über die Untersuchung und Beurteilung von 
Abfällen, Teil 2, des Landesamtes für Wasser und Abfall, Nordrhein­
Westfalen, 1987, heranzuziehen, die je nach Kontamination des Erdrei­
ches unterschiedliche Deponieklassen angeben. 

Kostensparende Maßnahmen für die spätere Deponierung oder wei­
tere Entsorgung von Erdreich- und Aushubmaterialien sind Maßnah­
men vor Ort zur Sanierung von Aushub- und ErdreichmateriaL Der­
artige Maßnahmen sind u. a.: 

-eine Bodenwäsche, 
-eine Bakterienbehandlung, 
-eine Bodenluftsanierung. 
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Leserbriefe 

7. Zusammenfassung und Empfehlungen 

Grundsätzlich sollten bei der geplanten Veräußerung von Industrie­
grundstücken bzw. vor Durchführung von Bau- und Abbrucharbeiten 
etc. an Grundstücken, an denen Werkstätten, Gewerbebetriebe, Indu­
striebetriebe, Labors etc. bestehen, entsprechende Erdreich- und Bau­
materialuntersuchungennach dem neuasten Stand der Technik durch­
geführt werden. 

Auf Grund der erhaltenen Ergebnisse kann bei kontaminierten Grund­
stücken und Bauwerken in vielen Fällen eine wirtschaftlich günstigere 
Sanierungs- bzw. Behandlungsmethode gefunden werden, als wenn 
unter Zeitdruck bei Bauarbeiten bzw. unmittelbar vor einem Grund­
stücksverkauf oder nach Erteilung entsprechender behördlicher Aufla­
gen sofort eine Sanierungs- bzw. Deponiemöglichkeit durchgeführt 
werden muß. 

Druckfehlerberichtigung: 
Bei dem Artikel von Dr. jur. Eva-Maria Leeb-Bernhard und Dipl.-lng. 
Franz Zanket auf Seite 2 in Heft 3/1991 der Zeitschrift "Der Sachver­
ständige'' sollte der Titel richtig lauten: Begriffsauslegungen im inter­
disziplinären Bereich e I e k t r o t e c h n i s c h - juristischer 
Rechtsnormen. Ebenso hat es auf Seite 4 dieses Artikels in der zweiten 
Spalte im zweiten Absatz statt: "elektronisches" richtig "elektrotechni­
sches •.. Unfallgeschehen" zu lauten. 

Leserbrief zu SV 1991/2, 18 
Derfreundlichen Einladung zu Ihrem Artikel in der Zeitschrift "Der Sach­
verständige" Stellung zu nehmen, folge ich erst jetzt, weil nunmehr sei­
tens des Bundesministeriums für Finanzen, welches gemäß§ 43 Pun­
zierungsgesetz für die Vollziehung dieses Gesetzes, insbesonders 
auch des von Ihnen angesprochenen§ 15 Abs. 1 Z. 1 lit.d leg.cit. verant­
wortlich ist, einige Klarstellungen erfolgt sind. 

Die von Ihnen abgebildeten Gutachten von Univ.-Prof. DDr. Gerald 
Schöpfer heben den bedeutsamen Wert von allen Edelmetallgegen­
ständen einer ganzen Zeitepoche hervor. Abgesehen davon, daß dies 
sicherlich nicht der Fall ist, widerspricht die Anerkennung dieser Gut­
achten dem Verwaltungsverfahren, welches gemäß § 27 PG auch im 
Verfahren der Punzierungsbehörde anzuwenden ist. 

Das nach§ 2 Durchführungsverordnung einzuholende Gutachten ist­
verfahrensrechtlich betrachtet - ein Teil des Ermittlungsverfahrens, 
dessen Ergebnisse von der Behörde gemäß§ 45 Abs. 2 AVG sorgfältig 
zu berücksichtigen und frei zu würdigen sind. Ein Gutachten ist somit ln 
jedem Einzelfall einzuholen, das dann von der Behörde auf seine 
Schlüssigkeil zu prüfen ist. Hinsichtlich der Anerkennung von Gutach­
ten gibt es eine Reihe von Erkenntnissen des Verfassungs- und Verwal­
tungsgerichtshofes in der Fachliteratur (Ringhofer etc.). 

Die Anerkennung sämtlicher Punzen aus einer bestimmten Epoche 
widerspricht somit dem gesetzlichen Auftrag. Was für das Bundesmini­
sterium für Finanzen der Anlaß war, das Schöpfer-Gutachten vom 
12. April1985 (Abbildung 2) mangels ausreichender Spezifizierung für 
die Beurteilung der Punzierungsbefreiung nicht anzuerkennen. 

Schließlich wurde vom Bundesministerium für Finanzen auch die sei­
nerzeitige Anerkennung des Schöpfer-Gutachtens vom 7. Juni 1984 
(Abbildung 1) als ausreichend für die Punzierungsbefreiung revidiert 
und fallengelassen. 

Im Falle der Feilhaltung hat der Verfügungsberechtigte somit immer die 
unpunzierten Gegenstände gemäß§ 6 PG dem Punzierungsamt vorzu­
legen, auch dann wenn eine Befreiung in Frage kommt. Sie werden ein­
geladen, wenn möglich den Kreis der einschlägigen Händler in diesem 
Sinne zu formieren. 

Hofrat Dr. Friedrich Kahr 
Leiter des Hauptpunzierungs- und Probieramtes 
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Leserbrief zu SV 1991/2,2 und SV 1991/3, 19 
Replik auf den im Heft 3/1991 abgedruckten Leserbrief des Herrn Franz 
Rauchecker zu meinem im Heft 2/1991 veröffentlichten Artikel "Die 
Kollisionsanalyse des Kreuzungsunfalles mit dem Computer -
das Problem der Festlegung des Stoßpunktes unter Beachtung der 
Verformung des Vorbaues": 

Im Mai 1984 wurde an der Technischen Universität Berlin ein "Kreu­
zungsunfall" durchgeführt. Anschließend versuchten Sachverständige 
die Rekonstruktion dieses Unfalles mit den von ihnen bei ihrer forensi­
schen Tätigkeit angewendeten Methoden,·darunter auch der von Herrn 
Kollegen Franz Rauchecker zitierte Dipl.-lng. Grube. Diesem gelang die 
Rekonstruktion nur wenig überzeugend, weil m. E. die Schadensbilder 
falsch interpretiert wurden. 

Wenn man mit den heute verfügbaren allgemein anerkannten und ver­
öffentlichten Verfahren (siehe meinen Beitrag in Heft2/1991 und Bilder) 
die Rekonstruktion so vornimmt, daß die Verformungen und die Eindrin­
gungen der Fahrzeuge wie von mir vorgeschlagen bei der Festlegung 
des Stoßpunktes berücksichtigt werden, dann kommt man zu den richti­
gen Ergebnissen (quod erat demonstrandum). 

Lösung mit dem erst kürzlich unterWindows verfügbar gemachten Programm von 
Dipl.-lng. W Deppe 

= PC tHA:;H lnq Ur Hoben Up~ 4~4U Voctlabro~k aa 

Stoii-EinhwNmpuls 
1 AU014000: 2 FOAOGRAN 
blioool; 

v-15Uil _" • :rr.u bollo 
1·1 !::r:: j..j .. .. DO 

KineUle 

Star1pOCitlln 

Nnc Simul. 

VORWÄRTS 

RÜCKWÄRTS 

I I AUDI41l00 I 
jdt=G.lOh j:!:j 

~lAUOI.tOGO 
1812 FOADiiRAN 

·i 

Auch mit dem ab dem Frühjahr 1992 verlügbaren .PROFURu-Simulations· 
prgramm "PC-CRASW kann der .Berliner Kreuzungsunfall~ mit sehr großer 
Genauigkeit raprod uziert werden 

lng. Dr. Robert Lipa 
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Veränderungen im Österreichischen Normenwerk 
Neue ÖNORMEN 
Folgende ÖNORMEN sind mit 1. September 1991 neu erschienen: 

A 1118 

A 1206 

Faserstoffe - Prüfung des Entwässerungsverhaltens - Schepper - Alegler· 
Verfahren (PG 8) 

Prüfung von Drucken und Druckfarben - Waschmittelechtheit (Ersatz für vorh. 
Ausg.) (PG 4) 

A 6062 Technische Zeichnungen - Schnittdarstellungen für allgemeine Anwendungen 
(Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 12) 

B 4200 T 11 Leichtbeton -Herstellung und Überwachung (PG21) 

B 6021 Dämmstoffe für den Wärme- und/oder Schallschutz im Hochbau- Holzwalle­
Dämmplatten WW und Holzwolle-Mehrschichtdämmplatten (Ersatz für vorh. 
Ausg.) (PG 14) 

B 6022 Dämmstoffe für den Wärme- und/oder Schallschutz im Hochbau- Holzspan-

E7225 

Dämmplatten WS und Holzspan-Mehrschicht-Dämmplatten (Ersatz für vorh. 
Ausg.) (PG 15) 

Keramische Werkstücke für die Elektrotechnik- Allgemeintoleranzen für Maße, 
Form und Lage (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 6) 

EN 286 T 1 Einfache unbefeuerte Druckbehälter für Luft oder Stickstoff- Konstruktion, Her­
stellung und Prülung (PG 37) 

EN 2101 Luft- und Raumfahrt- Chromsäure-Anodisieren von Aluminium und Aluminium­
Knetlegierungen (PG 1) 

EN 2284 Luft- und Raumfahrt - Schwefelsäure-Anodisieren von Aluminium-Knetlegie­
rungen (PG 1) 

EN 27982 T 1 Bank-Telekommunikation - Fondstransfer-Mitteilungen - Fachwörter­
verzeichnis und Datenelemente (ISO 7962: 1987, Ausgabe 1 (PG 2,3 Seiten) 

EN 28583 Nachrichten in Verbindung mit Bankkarten-Beschreibungdes Nachrichtenaus­
tausches - Inhalt für den Zahlungsverkehr (ISO 8583: 1987) (PG 24) 

EN 45020 Allgemeine Fachausdrücke und deren Definitionen betreffend Normung und 
damit zusammenhängende Tätigkeiten (PG 29) 

M 6281 Wasseruntersuchung - Bestimmung von Gesamtchlor mittels jodametrischer 
Titration (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 9) 

M 9454 Emissionsbegrenzung für luftverunreinigende Stoffe in der Perlit- und Vermiculi­
terzeugung (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 6) 

S 7026 Prüfung von Leder- Bestimmung der Migrationsechtheit der Farbe von Leder 
(PG3) 

V 5040 Bremsausrlistung für Kraftfahrzeuge und Anhänger- Begriffsbestimmungen für 
Einzelteile (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 17) 

V 5119 Schneeketten für den Nutzfahrzeug-Einsatzbereich- Anforderungen, Prüfung, 
Normkennzeichnung (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 5) 

Zurückgezogene Normen 
Folgende ONORMEN wurden m" 1. September 1991 zurückgezogen: 

A 1206 Prüfung von Drucken; Verfahren zur Prüfung der Echtheit gegenaber Waschmit­
teln (Ersatz: neue Ausg.) 

A6062 

B 6021 

B 6022 

E 7225 

M 6281 

M9454 

V 5040 

Technische Zeichnungen; Schnittdarstellungen (Ersatz: neue Ausg.) 

Dämmstoffe für den Wärme- und/oder Schallschutz mit Hochbau; Holzwolle­
Leichtbauplatten HWL (Ersatz: neue Ausg.) 

Dämmstoffe für den Wärme- und/oder Schallschutz im Hochbau; Holzspan­
Leichtbauplatten HSL (Ersatz: neue Ausg.) 

Freimaßtoleranzen; zulässige Maßabweichungen für keramische Werkstoffe für 
die Elektrotechnik (Ersatz: neue Ausg.) 

Wasseruntersuchung: Bestimmung von Gesamtchlor mittels jodametrischer 
Titration (Ersatz: neue Ausg.) 

Emissionsbegrenzung fllr luftverunreinigende staubförmige Stoffe in der Perlit­
und Vermlcullterzeugung und -verarbeitung (Ersatz: neue Ausg.) 

Bremsausrüstung für Kraftfahrzeuge und Anhänger; Begriffsbestimmungen für 
Einzelteile (Ersatz: neue Ausg.) 

V 5119 Kraftwagen; Gleitschut;o,:vorrichtungen !Ur Rädervon Lastkraftwagen, Sattelkraft­
fahrzeugen, Omnibussen und Anhangern (Ersatz: neue Ausg.) 

Die ONORM 7804 T 3, die per 1. Junl1991 Irrtümlich als zurückgezogen gemeldet wurde, 
ist noch gültig. 

Neue ÖNORMEN 
FolgendeONORMEN sind mit 1. Oktober 1991 neu erschiene'n: 

B 2209 Bauwerksabdichtungen- Werkvertragsnorm (Ersatz für B 2209 T 1, B 2209 T 2) 
(PG29) 

B 2305 

B 3501 

Vorgefertigte Beton-(Betonwerkstein-)Stufen (Ersatz lür vorh. Ausg.) (PG 11) 

Bitumenemulsionen für den Straßenbau -Anforderungen - Bitumenemulsio­
nen für Oberflächenbehandlungen (PG 4) 

B 3697 Schutz-,ll'enn- und Filtervliese ausSynthesefasern für Dach· und Dichtungsbah­
nen -Anforderungen, Prüfungen, Normkennzeichnung (PG 11) 

DIN 18182 T 1: 1987 Zubehör für die Bearbeitung von Gipskarlonplatten- Profile aus Stahl­
blech (PG 1) 

HEFT 4/1991 

DIN 18182 T 2: 1987 Zubehörfür die Verarbeitung von Gipskartonplatten - Schnellbauschrau­
ben (PG 1) 

DIN 16182 T 3: 1987 Zubehör fi.lr die Verarbeitung von Gipskartonplatten - Klam­
mern (PG 1) 

DIN 18182 T 4: 1987 Zubehör fi.lr die Verarbeitung von Gipskartonplatten - Nägel (PG 1) 

ENV 41502 Kommunikation von Informationssystemen-Schriftzeichenvorrat und Codie­
rung für die Zusammenarbeit mit CEPT-Teletex-Dienaten (Ersatz für vorh. Ausg.) 
(PG 2,010 Seiten) 

ENV 41506 Kommunikation von Informationssystemen-Datenformat für Information, emp­
fangen von und Obertragen zu dem Teletex-Dienst oder zu privaten Teletex-fähi­
gen lnformationss. (abgekürzt) (PG 2,009 Seiten) 

ISO 6987 T 2 Wendeschneidplatten für Schneidwerkzeuge - Hartmetaii-Wendeschneid­
platten mit Eckenrundung und konischer Befestigungsbohrung-Abmessungen 
von WS-Platten mit 11° Normai-Freiwinkel (PG G) 

K 1103 Rollstühle -Ermittlung der statischen Kippstabilität (PG 8) 

M 1330 Grundbegriffe der Meßtechnik (Ersatz fi.lr vorh. Au!>g.) (PG 26) 

M 1340 Prülmittelllberwachung (PG 11) 

M 6245 Wasseruntersuchung - Übersicht über Wasseranalyseverfahren - Nachweis­
grenzen, Einsatzbereiche, statistische Angaben (Ersatz !Or vorh. Ausg.) (PG 26) 

M 6279 Wasseruntersuchung-Bestimmung von 33 Elementen mittels Atomemissions­
Spektrometrie mit induktiv gekoppeltem Plasma (ICP-AES) (PG 16) 

M 6286 Wasseruntersuchung-Bestimmung von Chrom (VI)- Spectrophotometrische 
Methode mit 1,5-Diphenylcarbazld (PG 8) 

M 6326 T 2 Wälzlager- Wälzlagerschäden- Schadensbilderkatalog (PG 22) 

M 7443 T 3 Bb11 Gasgeräte mit atmosphärischen Brennern- GegenOberstellung dergrund­
legenden Anforderungen der EG·Gasgeräterichtlinien mit den bestehenden 
Anforderungen und Prüfbestimmungen (PG 10) 

M 7858 Thermisches Schneiden- Laserstrahlschneiden von metallischen Werkstoffen 
- Verfahrensgrundlagen, Güte, Maßtoieranzen (PG 8) 

S 2110 Analytische Beurteilung von Abfällen (PG 22) 

S 5081 Besondere Festlegungen für die Bestimmung der Schalleistung von Schallquel-
len- Handkettensägemaschinen mit Antrieb durch Verbrennungsmotor (PG 4) 

S 5081 Bbl1 Besondere Festlegungen für die Bestimmung der Schalleistung von Schallquel­
len - Handkettensägemaschinen mit Antrieb durch Verbrennungsmotor- Prüf­
bericht (OS 20,00) 

S 5082 Besondere Festlegungen fllr die Bestimmung der Schalleistung von Schallquel­
len - Freischneidgeräte mit Antrieb durch Verbrennungsmotor (PG 5) 

S 5082 Bblt Besondere Festlegungen für die Bestimmung der Schalleistung von Schallquel­
len - Freischneidgeräte mit Antrieb durch Verbrennungsmotor - Prüfbericht 
(OS 20,00) 

S 5083 Besondere Festlegungen filr die Bestimmung der Schalleistung von Verbren­
nungsmotoren (PG 11) 

S 5083 BBI1 Besondere Festtagungen für die Bestimmung der Schalleistung von Verbren­
ungsmotoren - Prüfbericht (OS 20,00) 

S 5084 Besondere Festlegungen für die Bestimmung der Schalleistung von Getrieben 
(PG 10) 

S 5084 Bbl1 Besondere Festlegungen für die Bestimmung der Schalleistung von Getrieben -
Prüfbericht (OS 20,00) 

S 5088 Maß- und Betriebsbedingungen fürdie Bestimmung der Schalleistung von Turbo­
maschinensätzen in Wärmekraftanlagen (PG 6) 

S 5068 BBI 1 Meß- und Betriebsbedingungen für die Bestimmung der Schalleistung von 
TurbomaSChinensätzen in Wärmekraftanlagen - Prüfbericht (OS 20,00) 

V 5750 T 2 Ladungssicherung beim Transport- Methoden (Ersatz für vorh. Ausg.: im abge­
kürzten Verfahren)") (PG 15) 

Zurückgezogene ÖNORMEN 

Folgende ÖNORMEN wurden mit 1. Oktober 1991 zurückgezogen: 

B 2209 T 1 Abdichtungen mit bituminösen Stoffen gegen Wassereinwirkung; Planungsnorm 
(Ersatz: B 2209) 

B 2209 T 2 Abdlchtungen mit bituminösen Stoffen gegen Wassereinwirkung; Werkvertrags­
norm (Ersatz: B 2209) 

B 2305 Stiegenstufen aus Stahlbeton (Ersatz: neue Aus.) 

ENV 41502: 1987 Verbindung von lnformationssystemen: Vorrat und Codierung von Schriftzei­
chen für die Zusammenarbeit mit CEPT Teletex Services (Ersatz: neue Ausg.) 

M 1330 

M 6245 

Grundbegriffe der Meßtechnik; Längen· und Winkelmessung (Ersatz; neue Ausg.) 

Wasseruntersuchung; Übersicht überWasseranalysenverfahren; Nachweisgren­
zen, Einsatzbereiche, statistische Angaben (Ersatz: neue Ausg.) 

S 2024 Anwendungsrichtlinien für Müllkompost (Ersatz:-) 

V 5750 T 2 Ladungssicherung beim Transport: Methoden (Ersatz: neue Ausg.) 

') K8uferder vorhergehenden Ausgabe k6nnen diese gegen die Neuausgabe kostenlos ein­
tauschen . 
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Veränderungen im Österreichischen Normenwerk 

Neue ÖNORMEN 

Folgende ÖNORMEN sind mit 1. November 1991 neu erschienen: 

A3011 Bbl1 Graphische Symbole fOr die Öffentlichkeitsinformation- Alphabetische Über­
sicht (Ersatz llir vorh. Ausg.) (PG 5) 

A 3011 T 7 Graphische Symbole für die Öffentlichkeitsinformalion-Symbole 117 bis 125 
(PGS) 

A5910 Kassenarbeitsplatz-Anforderungen (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 11) 

B 1205 Bblt Tore - Prüfbuch (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG) 

B1205Bbi2Tore- Kriterien für die Auswahl der Arten von Toren, Türen und Schranken 
(Ersatz für vom. Ausg.) (PG 3) 

81205 T 1 Tore- Bauvorschritten (Ersatz für vorh. Ausg. B 1201) (PG 9) 

B 1205 T 2 Tore -Antriebe, Steuerungen und Sicherheitseinrichtungen (Ersatz für vorh. 
Ausg.) (PG 12) 

B 1205 T 3 Tore- Verwendungs-,Prüf·, Betriebs· und Wartungsvorschriften (Ersatz für vorh. 

B 3682 

B 3855 

C9213 

Ausg.) (PG 4) 

Technische Asphalte für den Straßenbau und verwandte Gebiete- Prüfung des 
Haftverhaltenszwischen Bindemittel und Gestein bei Wasserlagerung (Ersatz für 
vorh. Ausg.) (PG 4) 

Rauchabschlüsse - Ein- und zweiflügelige Drehflügeltüren (Ersatz für vorh. 
Ausg.) (PG 5) 

Prüfung von Bitumen - Bestimmung des Brechpunktes nach Fraaß (PG 9) 

E 1200 T 1 Grap,hische Symbole auf Betriebsmitteln- Bildzeichen der lEG 417 (Ersatz für 
vorh. Ausg.) (PG 30) 

E 6515 

E 6516 

E 6545 

Starre halogenfreie Kabelschutzrohre und Zubehör aus lsollerstoff, glatt, für mit­
telschwere mechanische Beanspruchung, schwer brennbar (PG 6) 

Biegsame halogenfreie Kabelschutzrohre und Zubehör aus lsolierstotf, gewellt, 
für mittelschwere mechanische Beanspruchung, schwer brennbar (PG 5) 

Elektro-lnstallationsmaterial- Sich selbst zurückbildende und biegsame lsolier­
stoffrohre, glatt, für mittlere mechanische Beanspruchung (PG 4) 

E 6546 T 1 Elektro-Installationsmaterial - Biegsame lsollerstotfrohre, gewellt, ummantelt, 
!Or mittlere mechanische Beanspruchung (PG 4) 

EN 253 

EN267 

EN 282 

Werksm. gedämmte Verbundmantelrohrsystem I. erdverl. Fernwärmenetze -
Verbund-Rohrsystem, best. aus Stahi·Mediumrohr, Polyurethan-Wärmedäm-
mung und Außenmantel aus Polyethylen, hoh. Rohdichte (PG 20) 

Olzerstäubungsbrenner vom Typ Monoblock-Prüfungen (Ersatz filr M 7540) 
(PG 16) 

Lawlnenverschütteten-Suchgeräte - Sender-Empfängersysteme - Sicher· 
heitstechnische Anforderungen und Prüfung (Ersatz fürS 4120) (PG 11) 

EN 1002g Warmgewalztes Stahlblech von 3 mm Dicke an - Grenzabmaße, Formtoleran­
zen, zulässige Gewichtsabweichungen (PG 13) 

EN 10083 T 1 Vergütungsstähle-Technische Lieferbedingungen für Edelstähle (PG 27) 

EN 10083 T 2 Vergütungsstähle - Technische Lieferbedingungen für uniagierte Qualitäts­
stähle (PG 20) 

EN 10130 Kaltgewalzte Flacherzeugnisseausweichen Stählen zum Kaltumformen- Tech-
nische Lieferbedingungen (PG 15) 

EN 10203 Kaltgewalztes elektrolytisch verzinntes Weißblech (PG 20) 

EN 21562 Zahnhellkunde- Zahnärztliche Goldgußlegierungen (Ersatz für K 2701) (PG10) 

EN 21797 Zahnheilkunde- Zahnärztliche rotierende Instrumente- Schäfte (PG 10) 

EN 22157 Zahnheilkunde - Zahnärztliche rotierende Instrumente - Nenngrößen und 
Bezeichnungen (PG 8) 

EN 23964 Zahnheilkunde- Zahnärztliche Handstücke - Anschlußmaße (PG 6) 

ETS 3001041ntegrated Services Digital Network (ISDN) - Attachment reQuirements for termi· 
nal eQuipment to connect to an ISDN using ISDN basic access -layer 3 aspects 
(PG3) 

H 6020 T 2 Lüftungstechnische Anlagen in Krankenanstalten- Betrieb, Instandhaltung und 
Kontrollen (Ersatz für M 7620 T 2) (PG 8) 

HO 24824 Zahnheilkunde - Porzellanzähne (PG 10) 

s 6000 

s 6001 

s 6010 

S6070 

S6072 

s 6075 

s 6076 

s 6077 

s 6090 

Schutzräume- Anforderungen, Klassifizierung (PG 10) 

Schutzräume - Begriffsbestimmungen (PG 8) 

Planung von Grundschutzbauten bis zu 50 Schutzplätzen (PG 13) 

Ausstattung von Schutzräumen - Einrichtung, Geräte und Gebrauchsgegen· 
stände (PG 13) 

Einrichtung von Schutzräumen - Schockprüfung und Kriterien für schockge­
prüfte Gegenstände zur Schutzraumausstattung (PG 13) 

Einrichtung von Schutzräumen - Schutzraumliegen -Anforderungen, Prüfun­
gen, Normkennzeichnung (PG 10) 

Einrichtung von Schutzräumen, Schutzraumsitze- Anforderungen, Prüfungen, 
Normkennzeichnung (PG 10) 

Einrichtung von Schutzräumen- Schutzraumtische- Anforderungen, Prüfun­
gen, Normkennzeichnung (PG 8) 

Schutzraumkennzeichnung (PG 4) 

V 5023 VORNORM Untenbefüllung und GasrOckführung für Straßentankfahrzeuge (PG 5) 

V 5117 Schneeketten für den PKW-Einsatzbereich- Anforderungen, Prüfung, Norm­
kennzeichnung (Ersatz für vorh. Ausg.) (PG 7) 

V 5130 

V5131 

Straßenfahrzeuge- Elektrische Steckvorrichtungen zwischen Zugfahrzeug und 
Anhänger, 13polig, 12 V (PG 8) 

Straßenfahrzeuge- Elektrische Steckvorrichtungen zwischen Zugfahrzeug und 
Anhänger- Anforderungen, Prüfung (PG 10) 
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ZurOckgezogene ÖNORMEN 

FolgendeONORMEN wurden mit 1. November 1991 zurückgezogen: 

A 3011 Bbl1 Graphische Symbole für die Öffentlichkeitsinformation; alphabetische Übersicht 
(Ersatz: neue Ausg.) 

A 5910 VORNORM Kassenarbeitsplatz; Anforderungen (Ersatz: neue Ausg.) 

B 1201 Kleinkipptore mit Federzugausg!eich; Einbaumaße und Baurichtlinien (Ersatz: B 
1205 T 1) 

B 1205 Bbl1 Prüfbuch für Tore (Ersatz: neue Ausg.) 

B 1205 Bbi2Tore; Kriterien fürdie Auswahl der Arten von Toren, Türen und Schranken (Ersatz: 
neue Ausg.) 

B 1205 T 1 Tore: Bauvorschriften (Ersatz: neue Ausg.) 

B 1205 T 2 Tore; Antriebe, Steuerungen und Sicherheitseinrichtungen (Ersatz: neue Ausg.) 

B 1205 T 3 Tore; Verwendungs-, Prüf-, Betriebs· und Wartungsvorschriften (Ersatz: neue 

B3682 

83655 

Ausg.) 

Technische Asphalte für den Straßenbau und verwandte Gebiete; Prüfung des 
Haftverhaltens zwischen Bindemittel und Gestein bei Wasserlagerung (Ersatz: 
neue Ausg.) 

Rauchabschlüsse; einflügellge und zweiflügelige Drehtüren aus Stahl oder Holz 
(Ersatz: neue Ausg.) 

E 1200 T 1 Graphische Symbole auf Geräten; Übersicht der IEC-Symbole für die Elektro­
technik (Ersatz: neue Ausg.) 

K 2701 

M 7540 

Dentai·Goldgußlegierungen; Anforderungen, Prüfung (Ersatz: EN 21562) 

Olzerstäubungsbrenner; Begriffsbestimmungen, Anforderungen, Normkenn­
zeichnung, Prüfung (Ersatz: EN 267) 

M 7620 T 2 Lüftungstechnische Anlagen ln Krankenanstalten; Betrieb, Wartung und Kontrol­
len (Ersatz: H 6020 T 2) 

V 5117 Kraftwagen; Gleitschutzvorrichtungen für PKW-Reifen (Ersatz: neue Ausg.) 

Juristenball1992 
Am Fasching-Samstag, dem 29. Februar 

1992, findet in der Wiener Hofburg der 

Juristenball 1992 
statt. 

Ehebaldige Tischreservierung wird emp­
fohlen. 

Karten und Tische im Büro des Juristen­
verbandes, 1016 Wien, Justizpalast, 
Zimmer 134 (Frau Mag. Schöner), Montag 
bis Freitag 9.00 bis 13.00 Uhr, Tel. 52 1 52 
DW882. 

Kleidung: Damen: langes Abendkleid 
(kein Hosenanzug) 
Herren: Frack oder Smoking 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 

Schadenersatz und Umsatzsteuer 
(§ 12 UStG, Art. XII Z 3 EGUStG, 
§§ 1295 ff ABGB) 
1. Die Bemessung des Schadenersatzes wird durch die Berechtl· 

gung des Geschädigten zum Abzug von Vorsteuern nicht 
berührt. Ist nach bürgerlichem Recht Schadenersatz einschließ­
lich Umsatzsteuer zu leisten, wie etwa beim Zuspruch des tat­
sächlichen Reparaturkostenaufwandes, so gebührt diese 
Ersatzleistung dem Geschädigten, egal ob er vorsteuerabzugs­
berechtigt ist oder nicht. Dem Schädiger bleibt im Fall der Vor­
steuerabzugsberechtigung des Geschädigten ein Rückersatz­
anspruch, und zwar auch dann, wenn der Geschädigte vom Vor­
steuerabzug keinen Gebrauch gemacht haben sollte. 

2. Beim Zuspruch von fiktiven Reparaturkosten Ist jene Umsatz­
steuer zu ersetzen, die im Falle der Durchführung der Reparatur 
zu entrichten gewesen wäre. Fiktive Reparaturkosten sind aller­
dings nur bis zur Höhe der objektiven Wertminderung zuzuspre­
chen. 

3. Oie Naturalrestitution durch den Schädlger selbst Ist nicht 
umsatzsteuerpfllchtlg, wohl aber der Entgeltanspruch des vom 
Schädiger mit der Schadensbehebung beauftragten Dritten. 

4. Hat der Geschädigte die Reparatur tatsächlich selbst durchge­
führt. so ist zu prüfen, ob und inwiefern der Unternehmer bei der 
Selbstreparatur umsatzsteuerpflichtig wurde, weil er einen der 
Umsatzsteuer unterliegenden Eigenverbrauch bewirkte. Hiezu 
hat der bewelspfllchtlge Kläger ein entsprechendes Vorbringen 
zu erstatten und dieses unter Beweis zu stellen. 

OGH vom 28. März 1990, 2 Ob 128/89 

Dem Kläger stehen aus einem Verkehrsunfall, den der Erstbeklagte 
allein verschuldet hat, gegen die beklagten Parteien Schadenersatzan­
sprüche zu. Unter anderem wurden ihm bereits rechtskräftig Kosten für 
die Reparatur seines havarierten Fahrzeuges zugesprochen, die 
dieser, ein Transportunternehmer, in seiner eigenen Werkstatt durchge­
führt hat. 

Strittig ist im Revisionsverfahren ausschließlich, ob der Kläger diese 
Reparaturkosten einschließlich der Umsatzsteuer in Höhe von 
S 23.960,86 oder nur ohne diese Steuer begehren kann. 

Das Erstgericht sprach dem Kläger ohne weitere Begründung auch die 
Umsatzsteuer für die Reparaturkosten zu. 

Das Berufsungsgericht gab der Berufung der beklagten Parteien Folge 
und änderte die angefochtene Entscheidung in diesem Umfang im 
klagsabweisenden Sinn ab. Es meinte unter Berufung auf die Entschei­
dung des Handelsgerichtes Wien vom 7. März 1983, 1 R 44/83, WR 1, 
der vorliegende Fall sei nicht damit vergleichbar, weil damals gar keine 
Reparatur durchgeführt wurde, sondern das havarierte Fahrzeug 
gegen ein neues (mit Aufzahlung) eingetauscht wurde. Wenn der 
Geschädigte die Reparatur selbst durchführe, fände kein Leistungs­
austausch statt, der eine Umsatzsteuerpflicht begründen würde, sodaß 
in einem solchen Fall der Schadenersatz nicht der Umsatzsteuer unter­
liege. Die Revision ließ das Berufungsgericht zu, weil die Judikatur zu 
dieser Frage zu widersprüchlich und nicht genügend ausgeformt sei. 

Gegen dieses Urteil richtet sich die Revision des Klägers. Er ficht das 
Berufungsurteil insoweit an, als das Berufungsgerichtder Berufung der 
Beklagten Folge gegeben und das Ersturteil insoweit abgeändert hat, 
daß es weitereS 23.960,86 sN abwies. Er macht unrichtige rechtliche 
Beurteilung der Sache geltend und beantragt, das Ersturteil wiederher­
zustellen; hilfsweise stellt er einen Aufhebungsantrag. 
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bearbeitet von Dr. Harald Krammer, Senatspräsident des OLG 

Die Beklagten beantragen, der Revision nicht Folge zu geben. 

Die Revision ist zulässig und im Sinne des Aufhebungsantrages auch 
berechtigt. 

Zur Frage, ob und unter welchen Umständen der Schädiger dem 
Geschädigten auch die auf die Reparaturkosten entfallende Umsatz­
steuer ersetzen muß, liegt zwar eine umfangreiche, auch oberstgericht­
liche Judikatur vor. Der Oberste Gerichtshof hat sich aber noch nicht mit 
der hier vorliegenden Fallkonstellation, nämlich, daß der geschädigte 
Unternehmer die Reparatur selbst durchgeführt hat, zu beschäftigen 
gehabt. Die Judikatur der Untergerichte zu dieser Fallkonstellation ist 
uneinheitlich. Daß der Frage, ob der Schädiger dem geschädigten 
Unternehmer, der die Reparatur selbst durchgeführt hat, für die Repara­
turkosten auch Umsatzsteuer zahlen muß, über den Einzelfall hinaus­
gehende Bedeutung zukommt, ist evident. 

Seit langem ist gesicherte oberstgerichtliche Rechtsprechung (EvBI. 
1976/22; ZVR 1978/18; 1979/75; SZ 53/154 ua), daß die Berechtigung 
eines Unternehmers, der Anspruch auf Ersatz für eine Sache oder Lei­
stung hat, zum Abzug von Vorsteuern (§ 12 UStG 1972) die Bemessung 
des Ersatzes nicht berührt. Ist also nach den Vorschriften des bürgerli­
chen Rechtes Schadenersatz einschließlich Umsatzsteuer zu leisten, 
wie dies nach ständiger Rechtsprechung (EvBI. 1979/75 uva) etwa 
beim Ersatz von Fahrzeugschäden durch Zuspruch des tatsächlichen 
Reparaturkostenaufwandes der Fall ist, so gebührt diese Ersatzlei­
stung dem Geschädigten ohne Rücksicht darauf, ob er vorsteuerab­
zugsberechtigt ist oder nicht. Dem Schädiger bleibt im Fall der Vorsteu­
erabzugsberechtigung des Geschädigten sein im Art. Xll Z 3 EGUStG 
1972 normierterRückersatzanspruch,der ihm auch dann zusteht, wenn 
der Geschädigte vom Vorsteuerabzug keinen Gebrauch gemacht 
haben sollte (SZ 53/154). 

Streng von diesem- als geklärt zu betrachtenden- Problemkreis zu 
trennen ist die Frage, ob die Schadenersatzleistung selbst der Umsatz­
steuer unterliegt. 

1. Dies ist bei der Durchführung der Reparatur durch Dritte unzweifel­
haft, weil die Umsatzsteuer zu dem tatsächlichen Reparaturaufwand 
zählt, den der Geschädigte hat (vgl. ZVR 1979/75 uva). 

Nach ständiger oberstgerichtlicher Rechtsprechung (ZVR 1971/100, 
125, 155; 1974/55, 69; 1979/132 ua), die von der Lehre allerdings teil­
weise abgelehnt wird (z. B. Koziol, Haftpflichtrecht2 I 202, und Apathy 
JBI.1984, 41; differenzierend Reisehauer in Rummel, ABGB Rz 12 zu 
§ 1323, zustimmend jedoch Selb, Schwind-FS (1978) 289 D hat der 
Geschädigte Anspruch auf Ersatz der fiktiven Reparaturkosten, das 
sind die zur Instandsetzung seines Kraftfahrzeuges notwendigen und 
angemessenen Reparaturkosten, gleichgültig ob er die Reparatur tat­
sächlich durchführen läßt oder den Betrag nur als Grundstock für die 
Anschaffung eines Ersatzfahrzeuges oder sonstwie verwendet. Es 
genügt danach, daß der vom Schädiger zu leistende Betrag zum Zweck 
der Reparatur erforderlich ist. Dann ist auch jene Umsatzsteuer zu 
ersetzen, die im Falle der Durchführung der Reparaturvon den Repara­
turkosten zu entrichten gewesen wäre, weil sie im Sinne des Aus­
gleichsgedankens eine die Schadenshöhe bestimmende Schadens­
post darstellt. 

Um eine Bereicherung des Geschädigten zu vermeiden, spricht der 
Oberste Gerichtshof nach neuerar Rechtsprechung (SZ 55/28; JBI. 
1985 41; EvBI. 1987/33 ua) diese fiktiven Reparaturkosten allerdings 
nur bis zur Höhe der objektiven Wertminderung zu; der zu ersetzende 
Sachschaden findet grundsätzlich im Zeitwert seine Grenze (SZ 41 I 
114; 51/37 ua). Aus diesem Grund werden auch einem Geschädigten, 
der die Reparatur im Ausland tatsächlich billiger durchführen ließ, nur 
die dort notwendigen und nicht die fiktiven Reparaturkosten im Inland 
zugesprochen (ZVR 1982/194) und einem Geschädigten, derdie Repa­
ratur im Ausland durchführen ließ, wobei ihm nur eine niedrigere 
Umsatzsteuer entstanden ist, nur diese zugebilligt (EvBI. 1978/191 ). Es 
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werden also fiktive Reparaturkosten dann nicht mehr zugesprochen, 
wenn die Reparatur tatsächlich mit einem geringeren Aufwand durch­
geführt wurde (JBI. 1985 41 ). 

2. Wird die Schadensbehebung durch den Schädiger selbst durchge­
führt, kann sich die Frage nach der Höhe des Ersatzanspruches gegen­
über dem Geschädigten nicht stellen, weil diesem Naturalrestitution 
geleistet wird. Der Oberste Gerichtshof hat in diesem Zusammenhang 

ausgesprochen, daß zwar die Schadensbehebung durch den Schädi­
ger selbst nicht umsatzsteuerpflichtig ist, wohl aber der Entgeltan­
spruch des vom Schädiger mit der weiteren Schadensbehebung 
beauftragten Dritten. Ein Deckungsanspruch des Schädigers gegen 
seinen Haftpflichtversicherer umfasse daher die an den Dritten gelei­
stete Umsatzsteuer (SZ 54/174). 

3. Hatder Geschädigte die Reparaturselbst durchgeführt, was zulässig 
ist, hat er Anspruch darauf, daß ihm als Geschäftsführer ohne Auftrag 

der notwendige und zweckmäßig gemacht Aufwand ersetzt wird 
(SZ 45/137 ua). Diesen Aufwand bilden alle Werte, die zum Zweck der 
Geschäftsführung verbraucht wurden (Auslagen, Verbindlichkeiten, 
Zeitversäumnis), darüber hinaus auch Entlohnung für Mühewaltung bei 

persönlichen berufsmäßigen Arbeitsleistungen (EvBI. 1968/39; SZ 
51/7 ua). Dazu gehört bei einem gewerblichen Unternehmer auch der 
handelsübliche Gewinn. Es besteht kein Grund, den Schädiger besser 
zu stellen, wenn der geschädigte Gewerbetreibende selbst den Scha­
den behoben hat und ihn nicht durch einen anderen Unternehmer 
beheben ließ (JBI. 1959, 209; SZ 51 /7). Es ist auch anerkannt, daß nicht 
nur jeder Unternehmer, der Arbeitskräfte seines Betriebes freistellt, um 

den Schaden selbst zu beheben, den Mehraufwand ersetzt verlangen 
kann, sondern auch jeder andere Geschädigte, der Zeit und Geld im 
Zusammenhang mit der Behebung des Schadens aufwenden muß 

(SZ 401144; 51/7). 

Hingegen wurde vom Obersten Gerichtshof die Frage, ob der Geschä­
digte, der die Reparatur selbst durchführt, für die im obigen Sinn 
berechneten Reparaturkosten auch Umsatzsteuer verlangen kann, 
noch nicht generell geklärt. Er hatsich mit dieser Frage bisher nur in der 

Entscheidung SZ 5117 beschäftigt, in der er den Ersatz lediglich mit 
dem Argument verneinte, daß der Geschädigte (Bundesstraßenverwal­

tung) gemäß§ 2 UStG 1972 an sich nichtumsatzsteuerpflichtig war und 
daher bei Selbstbehebung des Schadens nur die tatsächlichen Kosten 
ersetzt verlangen kann, wozu die Umsatzsteuer, weil nicht angefallen, 
nicht gehöre.· Hieraus muß jedenfalls verallgemeinernd abgeleitet wer­
den, daß generell Private, welche die Reparatur selbst durchgeführt 
haben, Umsatzsteuer nur dann verlangen können, wenn und insoweit 
(z. 8. für beschaffte Ersatzteile) eine solche angefallen ist (vgl. Arnold, 

GesR 1990, 22 ff, insb 30). 

Zweitinstanzliehe Entscheidungen hatten sich allerdings bereits seit 
längerem mit der Frage zu beschäftigen gehabt, ob einem geschädig­

ten Unternehmer, der die Reparatur selbst durchführt, Umsatzsteuer zu 
zahlen ist; diese Entscheidungen führten zu divergierenden Ergebnis­

sen. 

Die Entscheidung des Handelsgerichtes Wien vom 1. März 1983 (WR 1 ), 
der sich die zweitinstanzliehe Entscheidung im vorliegenden Rechts­
streit anschließt, meint, daß dann, wenn ein geschädigter Unternehmer 
die Reparatur selbst durchführt, die Schadenersatzpflicht nicht der 
Umsatzsteuer unterliege. Es seien von Rechtsprechung und Lehre zur 

Abgrenzung der steuerbaren von den nicht steuerbaren Umsätzen die 
Begriffe des"echten" und "unechten" Schadenersatzes entwickelt wor­
den. "Echte" Schadenersatzleistungen seien solche, die nicht deshalb 
gezahlt würden, um eine Lieferung oder sonstige Leistung zu erhalten, 
sondern weil man einen Schaden verursacht oder für einen solchen 

deten keine Umsatzsteuerpflicht, weil es an einem Leistungsaustausch 
fehle. Führe also ein Geschädigter die Reparatur selbst durch, so unter­
liege dieser Vorgang nicht der Umsatzsteuer. 

Hingegen wurde in einem erst vor kurzem (30. Juni 1988) entschiede­
nen Fall vom Oberlandesgericht lnnsbruck die Meinung vertreten, daß 
dem gechädigten Unternehmer auch dann, wenn dieser die Fahrzeug­
reparatur selbst durchführt, die Umsatzsteuerfür die fiktiven Reparatur­
kosten - als preis- und wertbildender Faktor- zustehe (ZVR 1989/91 ). 
Diese Entscheidung lehnt die genannte Entscheidung des Handelsge­
richtes Wien ausdrücklich ab, weil die Geschädigten gemäß § 1323 

ABGB grundsätzlich Anspruch auf Wiederherstellung des vor der 
Schädigung gegebenen Zustandes habe und ihm daher die hiezu not­
wendigen Kosten zu ersetzen seien, unabhängig davon, ob es nun tat­
sächlich zur Naturalrestitution komme oder nicht. Zu diesen notwendi­

gen Kosten zähle auch die Umsatzsteuer, ohne deren Bezahlung die 
Schadensbehebung nicht vollständig abgegolten und daher auch nicht 
zu erreichen wäre. 

Der erkennende Senatvermag sich nicht generell einer dieser Meinun­
gen anzuschließen. Geht man von den bisher entwickelten Grundsät­

zen aus, daß der Geschädigte zwar fiktive Reparaturkosten verlangen 
kann, sich hiedurch aber nicht bereichern darf, insbesondere keine 
oder keine höhere als die tatsächlich angefallene Umsatzsteuer verlan­
gen darf, ist zu prüfen, ob und inwiefern der Unternehmer bei der Selbst­
reparatur umsatzsteuerpflichtig wurde, weil er einen der Umsatzsteuer­
pflicht unterliegenden Eigenverbrauch(§ 1 Abs. 1 Z 21it. b UStG 1972) 

bewirkte (dazu Arnold, aaO 30 f; vgl. zB das Problem der "Entnahme von 
Dienstleistungen", Kranich- Sieg I-Waba, Kommentar zur Mehrwert­

s1euer, § 1 Anm. 173 f, 209 und 225). 

Da die Parteien nicht von einer Rechtsansicht überrascht werden sol­
len, die mit ihnen nicht erörtert wurde, sind die Vorentscheidungen auf­
zuheben, um dem hiefür-weil anspruchsbegründend- beweispflich­
tigen Kläger Gelegenheit zu geben, hiezu ein entsprechendes Vorbrin­
gen zu erstatten und dieses unter Beweis zu stellen. 

Der erkennende Senat übersieht nicht, daß bei dieser Lösung der 
Umfang de~ Ersatzpflicht von dem eher zufälligen Moment abhängt, 
wann der Geschädigte Ersatz begehrt. Weil der Oberste Gerichtshof 
fiktive Reparaturkosten nicht mehr generell, sondern nur insoweit zuer- ~~,..,. 

kennt, als der Geschädigte nicht bereichert wird, und das Umsatzsteu- ~ 
errecht derart kasuistische Einzelregelungen enthält, ist dies n'1cht zu 
vermeiden. Zwar kann der Geschädigte bereits vor Durchführung der 
Reparatur Ersatz in Form derfiktiv berechneten angemessenen Kosten 
begehren; in diesem Fall sind- wie oben ausgeführt- die gesamten 

fiktiven angemessenen Kosten, die auch die Umsatzsteuer erfassen, 
der Höhe nach begrenzt durch die objektive Wertminderung zu erset-
zen. Ob der Schädiger im Falle der Nichtbehebung des Schadens vom 
Geschädigten ein allfällig erhaltenes Übermaß nach bereicherungs­
rechtlichen Grundsätzen zurückfordern könnte, wie von manchen 

gefordert wird (z. B. Reischauer, aaO), kann hier dahinstehen. Hat der 
Geschädigte die Reparatur aber bereits durchgeführt, hat er nur 

Anspruch auf Ersatz seines tatsächlichen Aufwandes im oben ausge­
führten Sinn (also auch auf Ersatz von Arbeitsleistungen und eines 
angemessenen Gewinnes); Anspruch auf Ersatz von Umsatzsteuer hat 
er nur, wenn und insoweit eine solche tatsächlich angefallen ist. 

Die Entscheidungen der Vorinstanzen sind daher im Umfang der 

Anfechtung aufzuheben und die Rechtssache zur Klärung, ob und 
·Inwieweit den Kläger eine Umsatzsteuerpflkht trifft, zur Ergänzung des 
Verfahrens und neuerlichen Entscheidung an das Erstgericht zurück-

einzustehen habe. Solche "echte" Schadenersatzleistungen begrün- zuverweisen. 
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Zum Arzttarif 
(§ 43 Abs. 1 Z 1 GebAG) 
1. Für ärztliche Sachverständige besteht der Tarif nach § 43 Abs. 1 

Z 1 GebAG). Eine Verzeichnung nach Stunden ist grundsätzlich 
unzulässig. 

2. Die Begutachtung der Fragen nach Art und Schwere der Verlet· 
zung, Dauer und Intensität der Schmerzen und Dauerfolgen stel· 
len zwei Gutachtenskomplexe dar, für die zweimal die volle 
Gebühr nach § 43 Abs. 1 Z 1 lit. d GebAG zusteht. 

3. Zur Honorlerung nach § 43 Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG. 

4. Für tlie gutachterliehe Stellungnahme zur Frage, ob der Kläger 
im Unfallszeitpunkt angegurtet war und über allfällige Auswir­
kungen auf die Verletzungen gebührt dem Sachverständigen 
eine weitere Mühewaltungsgebühr. 

5. Die Einbeziehung des augenfachärztlichen HUfsgutachtens 
(zusammenfassendes Gutachten) ist mit dem Gebührenansatz 
nach § 43 Abs. 1 Z 1 lit. b GebAG zu honorieren. 

OLG Linz vom 21. Oktober 1991, 1 R 266/91 

Im vorliegenden Rechtsstreit wurde der Sachverständige mit Beschluß 
des Erstgerichts vom 12. 10.1990 beauftragt, Befund und Gutachten zu 
den Verletzungen des Klägers, insbesondere auch über Dauer und 
Intensität der mit den unfallkausalen Verletzungen verbundenen 
Schmerzen zu erstatten sowie zu beurteilen, inwieweit Spät- und Dau­
erfolgen auszuschließen seien. Weiters wurde der Sachverständige 
beauftragt, sich zu äußern, ob auf Grund der Verletzungen sich ein Hin­
weis dafür ergibt, ob der Kläger zum Unfallszeitpunkt angegurtet war 
und, verneinendenfalls, inwieweit Verletzungen des Klägers bei Tragen 
des Sicherheitsgurts geringer gewesen wären. 

Da beim Unfall auch ein Augenhöhlenbruch erfolgte, hat der Sachver­
ständige von sich aus einen Facharzt für Augenheilkunde beigezogen 
und dessen Gutachten, welches vom Erstgericht gesondert honoriert 
wurde, in seine zusammenfassende Begutachtung einbezogen. 

Für Mühewaltung verzeichnete der Sachverständige unter Außeracht­
lassung der im § 43 GebAG normierten Tarife einen Betrag von 
S 5.800,- für 7,25 Stunden a S 800,-. 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht die 
Gebühr desSachverständigen für Mühewaltung gemäß§ 34Abs. 2 iVm 
§ 43 Abs. 1 GebAG mit S 1.760,-. Für Aktenstudium wurde ein Betrag 
von S 400,- zuerkannt. Im übrigen bestimmte das Erstgericht die 
Gebühr antragsgemäß und kam hiebei zu einem Zuspruch von 
$6.884,-. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich der rechtzeitige Rekurs des Sach­
verständigen mit dem Antrag, die Gebühr mit insgesamt S 12.048,- zu 
bestimmen. 

Dem Rekurs kommt teilweise Berechtigung zu. 

Der Rekurswerber macht geltend, er hätte drei gesondert zu honorie­
rende Gutachten erstellt, nämlich über Art der Verletzungen sowie Aus­
maß und Dauer der Schmerzen und schließlich über das Vorliegen von 
Oauerfolgen. Hiezu komme noch die gutachterliehe Stellungnahme 
bezüglich des Sicherheitsgurtes und die Berücksichtigung bzw. Einbe­
ziehung des augenfachärztlichen Gutachtens. 

Hiezu ist folgendes auszuführen: 

HEFT 4/1991 

Es entspricht überwiegender Rechtsprechung (vgl. zuletzt SV 1988 
S. 15 sowie die bei Krammer-Schmidt MGA unterE 46-51 abgedruck­
ten Entscheidungen), daß dann, wenn ein ärztlicher Sachverständiger 
mehrere Fragen gutachterlieh beantwortet, mehrere gesondert zu 
honorierende Gutachten vorliegen, und zwar dann, wenn fürdie Begut­
achtung jeder Frage die dem Sachverständigen eigenen Fachkennt­
nisse notwendig sind und durch die Beantwortung dereinen Frage nicht 
die weiteren vom Richter gelöst werden können.ln mehreren Entschei­
dungen (siehe Krammer-Schmidt aaO) wurde ausgesprochen, daß die 
Fragen Art und Schwere der Verletzung, Dauer und Intensität der 
Schmerzen sowie Dauerfolgen drei Fragenkomplexe darstellen, deren 
Beantwortung dreifach zu honorieren ist. 

Nach Auffassung des erkennenden Senats aber stellt die Beantwor­
tung der Frage, welche Verletzungen der Kläger überhaupt erlitten hat, 
nur die Erstellung des Befundes dar, welcher Voraussetzung für die 
Beurteilung von Dauer und Intensität der Schmerzen sowie des Vor­
handanseins von Dauerfolgen ist. 

Es erscheint daher eine gesonderte Honorierung auch nur für diese 
beiden Fragenkomplexe angebracht. Das hiefür angemessene Hono­
rar beträgt unter Bedachtnahme auf den Inhalt des Gutachtens je 
S 1.046,-. Die Voraussetzung für eine Honorierung nach§ 43 Abs. 1 Z 1 
lit. e setzt eine besonders ausführliche wissenschaftliche Begründung 
voraus, welche entsprechende Hinweise auf wissenschaftliche Lehr­
meinungen enthält und sich mit diesen auch auseinandersetzt (Kram­
mer aaO unterE 20,21 abgedruckte Entscheidungen). Diesen Anforde­
rungen entspricht das gewiß sehr ausführlich ausgearbeitete Gutach­
ten jedoch nicht. 

Richtig ist, daß auch die gutachterliehe Stellungnahme bezüglich des 
Sicherheitsgurtes gesondert zu honorieren ist. Die vom Sachverständi­
gen hiefür angesprochene Gebührvon S 532,- erscheint, da hiefür ein 
Tarif nicht vorgesehen ist, unter Bedachtnahme auf§ 49 Abs. 1 GebAG 
angemessen. Die Einbeziehung des augenfachärztlichen Gutachtens 
war nach § 43 Abs. 1 Z 1 lit. b mit dem dort vorgesehenen Betrag von 
S 356,- zu honorieren. 
Die Gebühr des Sachverständigen für Mühewaltung errechnet sich 
demnach wie folgt 
Gutachten über Dauer und Intensität der Schmerzen 
gemäß§ 43 Abs. 1 z 1 lit. d ......................................... S 1.046,­
Gutachten über eingetretene Dauerfolgen . 
Stellungnahme zum Sicherheitsgurt(§ 49 Abs. 1, § 43 

s 1.046,-

Abs. 1 Z 1 lit. b) . ... . ................ .......................... s 532,-
zusammenfassender Gutachten (§ 43 Abs. 1 Z 1 lit. b) .... c$:..__.:3:.:5:.:6"-,--

Summe: ....................................... . s 2.980,-

Die übrigen Punkte des Gebührenbeschlusses blieben unangefochten. 
Es war daher wie im Spruch zu entscheiden. 
Die Auszahlung der Gebühr obliegt gemäß§ 527 ZPO dem Erstgericht 
Die Unzulässigkeil des Rekurses an den OGH ergibt sich aus§ 528 Abs. 
2Z5 ZPO. 

Anmerkung: 
Zur Frage der Honorlerung eines ärztlichen Gutachtens nach§ 43 
Abs. 1 Z 1 lit. e GebAG ist auf die ausführliche und meines Erach· 
tens zutreffend begründete Entscheidung des OLG Wien vom 
30. November 1987, 15 R 207/87 (SV 1988/2, 14) zu verweisen. Nach 
dieser Entscheidung ist die Voraussetzung einer besonders aus­
führlichen wissenschaftlichen Begründung des Gutachtens dahin 
zu verstehen, daß nach § 43 Abs. 1 z 1 lit. e GebAG schwierige, 
arbeitsintensive und umfangreiche ärztliche Gutachten zu 
honorieren sind, die nach anerkannten wissenschaftlichen 
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Methoden erarbeitet und besonders ausführlich begründet sind. 
Nicht entscheidend Ist, ob der Gutachter verschiedene Lehrmei­
nungen zitiert und sich mit der Literatur auseinandersetzt. Es ist 
auch nicht erforderlich, daß im Gutachten neue Erkenntnisse 
gewonnen werden. Ich halte die in den Entscheidungen Nr. 20-25 
in Krammer-Schmidt, SDG-GebAG2, Seite 275 ff dargestellte Recht­
sprechung, auf die sich die vorliegende Entscheidung beruft, für 
überholt und verweise darauf, daß die Herausgeber dieser Geset­
zesausgabe schon damals ln einer Anmerkung zur Entscheidung 
Nr. 25 Bedenken geäußert haben, ob die Erfordernisse für die 
Annahme einer besonders ausführlichen wissenschaftlichen 
Begründung im Hinblickauf die Höhe der Tarifsätze von der Judika­
tur nicht zu anspruchsvoll formuliert werden. 

Harald Krammer 

Pflegegebühren einer Kranken­
anstalt (§ 28 Abs. 4 Bundes-Kran­
kenanstaltengesetz, §§ 36 Abs. 3 
und 48 Abs. 1 Wiener Kranken­
anstaltengesetz, § 31 GebAG) 
1. Personen, die von einem Gericht im Zusammenhang mit einem 

Verfahren über Leistungssachen zum Zwecke einer Betundung 
oder einer Begutachtung in eine Krankenanstalt eingewiesen 
werden, sind anstaltsbedürftig (§ 36 Abs. 3 Wiener Krankenan­
staltengesetz). 

2. ln diesen Fällen der Betundung OderBegutachtung sind die Pfle­
gegebühren in voller Höhe zu entrichten (§ 48 Abs. 1 Wlener 
Krankenanstaltengesetz). 

OLG Wien vom 26. August 1991, 33 Rs 110/91 

Über Ersuchen des Erstgerichtes wurde der Kläger in den bezeichne­
ten Zeiträumen stationär zur Durchuntersuchung im neurologischen 
Krankenhaus der Stadt Wien - Rosenhügel - aufgenommen und 
wurde das Gutachten ON 20 erstellt. 

Der Magistrat der Stadt Wien, MA 17- Gebührenreferat, begehrte für 
diese stationären Untersuchungen samt Gutachten mit Pftegegebüh­
renauswe'lsen vom 28.Apri11988 und vom 20.Juni 1988 auf Basis eines 
Tagesgebührensatzes von S 2.490,- zuzüglich USt die Bezahlung der 
im Spruch angeführten Beträge. 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht die 
Pflegegebühren (inklusive USt) mit S 14.676,- und S 1.034,- und wies 
ein Mehrbegehren von S 23.870,- und S 1.707,- ab. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Rekurs des Magistrates der 
Stadt Wien, MA 17 - Gebührenreferat, mit dem Abänderungsantrag, 
den Rechnungsführer des Erstgerichtes anzuweisen, aus Amtsgeldern 
den Betrag von S41.085,- an das neurologische Krankenhaus Rosen­
hügel mitdem Vermerk,"PflegegebührenfürN.N.zu AZ ... ",zu überwei­
sen. 

Der Rekurs des Magistrats der Stadt Wien ist berechtigt. 

Mit Gesetz vom 28. Juni 1989, verlautbart im Landesgesetzblatt für 
Wien, 26. Stück Nr. 40 vom 27. Oktober 1989, wurde das Wiener Kran­
kenanstaltgesetz 1987 im Sinne der Grundsatzbestimmung des § 28 
Abs. 4 Bundes-KAG in der Fassung der KAG-Novelle 1988 geändert. 

§ 48 Abs. 1 des Wiener Krankenanstaltengesetzes lautet nunmehr: 

Die von den Trägern der Sozialversicherung an die Rechtsträger der 
Krankenanstalten zu entrichtenden Pflegegebühren sind in den Fällen 
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der Betundung oder Begutachtung gemäß § 36 Abs. 3, 2. Halbsatz in 
voller Höhe zu entrichten. 

Nach§ 36 Abs. 3 des Wiener Krankenanstaltengesetzes sind anstalts­
bedürftige Personen, deren auf Grund ärztlicher Untersuchung festge­
stellter geistiger oder körperlicher Zustand die Aufnahme in Kranken­
anstaltspflege erfordert, sowie Personen, die ein Sozialversicherungs­
träger oder ein Gericht im Zusammenhang mit einem Verfahren über 
Leistungssachen zum Zwecke einer Betundung oder einer Begutach­
tung in die Krankenanstalt einweist. 

Durch diese beiden Bestimmungen in Verbindung mit§ 28 Abs. 4 Bun­
des-KAG ist nunmehr klargestellt, daß im Falle der Einweisung im 
Zusammenhang mit einem Verfahren in Leistungssachen zum Zwecke 
einer Betundung oder einer Begutachtung, gleichviel ob diese auf Ver­
anlassung eines Gerichtes oder eines Sozialversicherungsträgers 
erfolgt ist, jedenfalls die Pflegegebühren in voller Höhe zu entrichten 
sind. 

Gemäß Art.IVAbs.226.StückNr.40/1989 vom 27. Oktober 1989 tritt 
die zitierte Bestimmung des§ 48 Abs. 1 des Wiener Krankenanstalten­
gesetzes mit 1. Jänner 1988 in Kraft, sodaß diese Bestimmung und die 
darin genannte Bestimmung des § 36 Abs. 3 des Wiener Krankenan­
staltengesetzes daher auf den vorliegenden Fall anzuwenden sind. 

Nach der Kundmachung der Wiener Landesregierung vom 4. Dezem­
ber 1987, Landesgesetzblatt für Wien, 40. Stück Nr. 49/1987, beträgt ab 
1. Jänner 1988 die Pflegegebühr pro Pflegetag und Patient unter ande­
rem für das neurologische Krankenhaus der Stadt Wien- Rosenhügel 
S 2.490,- plus USt. 

über die für die stationären Untersuchungen des Klägers in den 
bezeichneten Zeiträumen samt Begutachtung zustehenden Gebühren 
war daher in Stattgebung des Rekurses wie im Spruche zu entscheiden 
(vgl. 33 Rs 31/90 u. a.). 

Pflegegebühren und Mühewal­
tungsgebühr des begutachtenden 
Arztes (§ 43 Abs. 1 Z 1 GebAG und 
Wiener Krankenanstaltengesetz) 
Durch die Zahlung der Pflegegebühren wird die Gutachtertätigkeit 
des begutachtenden ärztlichen Sachverständigen nicht abgegol­
ten. Der ärztliche Sachverständige hat Anspruch auf Mühewal­
tungsgebühr nach § 43 Abs. 1 Z 1 GebAG. 

OLG Wien vom 26. Februar 1991, 33 Rs 30/91 

Über Anregung des gerichtsärztlichen Sachverständigen für Neurolo­
gie und Psychiatrie, Dr. X., ersuchte das Erstgericht die Direktion des 
neurologischen Krankenhauses Rosenhügel um stationäre Durch­
untersuchung des Klägers und um Äußerung darüber, welche Arbeiten 
(detailliert) der Kläger noch leisten könne. Im Ersuchen wies das Erst­
gericht darauf hin, daß die Pflegegebühren und die Honoraransprüche 
der untersuchenden Arzte getrennt vorzulegen seien. 

Das neurologische Krankenhaus Rosenhügel der Stadt Wien, II. Neuro­
logische Abteilung - Pav. B, Vorstand: Univ.-Prof. Dr. Y., erstattete das 
neurologisch-psychiatrische Gutachten, gezeichnet von Oberärztin Dr. 
N. N. und Prof. Dr. Y., verzeichnete an Pflegegebühren S 11.352,- undfür 
das neurologisch-psychiatrische GutachtenS 4.153,-. 

Die beklagte Partei erhob gegen die verzeichneten Pflegegebühren 
keinen Einwand und me'1nte unter Hinweisauf§27 KAG, mit der Zahlung 
der Pflegegebühren seien sämtliche Leistungen der Krankenanstalt 
abgegolten. 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 

Über Aufforderung des Erstgerichtes erfolgte eine Aufgliederung der 
Gebühren von S 4.153,-. 

Auch dazu hielt die Beklagte ihren Standpunkt aufrecht. 

Das Erstgericht bestimmte mit dem angefochtenen Beschluß die 
Gebühren der Oberärztin Dr. N. N. des Neurologischen Krankenhauses 
der Stadt Wien Rosenhüget, II. Neurologische Abteilung, für die Erstel­
lung des neurologisch-psychiatrischen Gutachtens in Anwendung des 
§ 43 Abs. 1 Z 1 lit. d. GebAG zuzüglich USt mit S 1.151,- und wies das 
Mehrbegehren von S 3.002,- ab. 

~s führte aus, die Erstellung eines Gutachtens sei eine Leistung, die 
Zwar in den Tätigkeitsrahmen des Krankenhauses falle, jedoch nicht in 
den Kreis der Tätigkeiten, die üblicherweise an Patienten der allgemei­
nen Gebührenklasse zwecks ihrer Wiederherstellung ausgeübt wer­
den.§ 27 KAG sei daher auf die Gebühren für die Gutachtertätigkeiten 
nicht anzuwenden. Im übrigen habe der gerichtliche Auftrag ungeachtet 
der weiteren Begutachtung durch den Sachverständigen Dr. X. auch 
eine Gutachtenserstellung umfaßt. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Rekurs der beklagten Partei 
wegen unrichtiger rechtlicher Beurteilung mit dem Antrag, "die Ent­
scheidung des Erstgerichtes aufzuheben und festzustellen, daß Dr. N. 
N. als Erfüllungsgehilfe des Vertragspartners der Rekurswerberin für 
ihre Gutachtenserstellung keine gesonderten Gebühren zustehen"; 
hilfsweise stellt sie einen Aufhebungs- und Zurückverweisungsantrag. 

Der Rekurs ist nicht berechtigt. 

Das Oberlandesgericht Wien billigt die Rechtsansicht des Erstgerich­
tes im angefochtenen Beschluß. Dem vermag die Rekurswerberin 
durch Wiederholen ihres bereits in erster Instanz vorgebrachten Stand­
punktes nichts mit Erfolg entgegenzusetzen. Das Erstgericht hat schon 
in seinem Ersuchschreiben zur stationären Untersuchung des Klägers 
auf die Trennung der Gebühren, Pflegegebühren und Honoraransprü­
che der Ärzte hingewiesen. Eine von der beklagten Partei vermeinte 
Unbilligkeil liegt nicht vor. Eine doppelte Honorierung ist nicht zu erken­
nen, weil der Gerichtsauftrag auf stationäre Untersuchung und Begut­
achtung lautete. 

Gerichtlicher Auftrag, Kopier­
kosten, Aktenstudium 
(§§ 25, 31 Z 1, 36 GebAG) 
1. Auch wenn der Sachverständige nicht zu den einzelnen Tagsat­

zungen geladen wurde, sondern den Termin der jeweils nächsten 
Tagsatzung nur zur Kenntnis genommen und an diesen Tagsat­
zungen unbeanstandet tellgenommen hat, so ist seine Teil­
nahme an den Verhandlungen durch den gerichtlichen Auftrag 
(§ 25 GebAG) gedeckt. 

2. Verwendet der Sachverständige ein eigenes Kopiergerät, so 
sind S 10.- für eine Fotokopie nicht überhöht(§ 31 Z 1 GebAG). 

3. Andert sich der Akteninhalt nicht in relevanter Weise, ist bei 
einem Intervall der Tagsatzungen von jeweils 6-7 Wochen kein 
neuerliches Aktenstudium (§ 36 GebAG) erforderlich. 

OLG Wien vom 21. Mai1991, 12 R 57/91 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht die 
Gebühren des Sachverständigen lng. N. N. für seine Tätigkeit an läßlich 
der Tagsatzungen vom 9. Mai und 19. Juni 1990 inklusive Mehrwert­
steuer mit S 1.788,- und S 2.014,-. 

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Rekurs der klagenden Par­
tei. 
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Der Rekurs ist teilweise gerechtfertigt. 

Ob ein Sachverständiger dem Verfahren beigezogen wird und in wel­
chem Umfang, liegt im Ermessen des erkennenden Gerichts. Vorlie­
gendenfalls wurde der Sachverständige zwar nicht zu den einzelnen 
Tagsatzungen geladen, nahm aber den Termin der jeweils nächsten 
Tagsatzung zur Kenntnis und erschien bei dieser, ohne daß dies vom 
Gericht oder einem der Parteienvertreter beanstandet wurde. Eine 
Pflicht des Sachverständigen, darauf hinzuweisen, daß seine Teil­
nahme an weiteren Tagsatzungen unnötig wäre, kann dem Gesetz nicht 
entnommen werden. 

Entgegen der Meinung des Rekurswerbers ist die Gebühr für eine Foto­
kopie mitS 10,- nicht überhöht (vgi.OLG Wien, 16 R 71 /88), dies insbe­
sondere dann nicht, wenn ein eigenes Gerät verwendet wird und die 
Kalkulationskosten auf die einzelnen Fotokopien überwälzt werden. 

Berechtigung kommt dem Rekurs jedoch insoweit zu, als dem Sachver­
ständigen sowohl zur Vorbereitung der Tagsatzung vom 9. Mai 1990 als 
auch der vom 19. Juni 1990 eine Gebühr für Aktenstudium gemäß§ 36 
GebAG zuerkannt wurde. Der Intervall zwischen diesen beiden Tagsat­
zungen betrug lediglich sechs Wochen, die letzte Tagsatzung vor dem 
9. Mai 1990, an der der Sachverständigeebenfalls teilnahm, nämlich die 
vom 21. März 1990, lag nur rund sieben Wochen zurück. Außerhalb der 
Tagsatzungen änderte sich der Akteninhalt nicht um Stücke, die für den 
Sachverständigen relevant gewesen wären, sodaß ein Aktenstudium 
durch den Sachverständigen nicht erforderlich war. 

ln diesem Umfang war daher dem Rekurs Folge zu geben. 

Die Kostenentscheidung gründet sich auf§ 41 Abs. 3 GebAG 1975. 

Die Unzulässigkeil des Revisionskurses folgt aus§ 528 Abs. 2 Z 5 ZPO. 

Rekursantrag, Verbesserungsver­
fahren, Neuerungsverbot, Hilfs­
kräftekosten (§§ 30, 41 GebAG) 
1. Bei einem ziffernmäßig unbestimmten Rekursantrag Ist ein Ver­

besserungsverfahren zulässig. 

2. Der Rekurswerber kann im Rekursverfahren keine neuen, fürdie 
Gebührenbestimmungwesentlichen Umstände geltend machen 
(Neuerungsverbot). 

3. Die im Gesetz vorgesehene Äußerungsmöglichkeit der Parteien 
zum Gebührenantrag des Sachverständigen hat den Zweck, das 
Gericht über nicht bekannte, für den Gebührenanspruch bedeut­
same Umstände zu informieren. 

4. Grundsätzlich sind die Angaben des Sachverständigen über 
seine Aufwendungen für wahr zu halten. 

5. Die Beiziehung von Hilfskräften ist grundsätzlich nur mit dem 
Aufwand zu entlehnen, den der Sachverständige auch tatsäch­
lich getragen hat. 

6. Dabei können aber die Hilfskraftkosten der Höhe nach unter 
sinngemäßer Anwendung des § 273 ZPO nach den für Hilfskräfte 
bestehenden Tarifen von Gebührenordnungen bestimmt wer­
den. 

7. Bei Maturantenleistungen der Hilfskraft eines Ziviltechnikers 
ergibt der Leistungsfaktor 0,65 der Zeitgrundgebühr das ange­
messene Stundenentgelt für diese Hilfskraft (hier. S 379,60). 

8. ln Gebührensachen findet kein Kostenersatz statt. 

OLG Wien vom 13. Mai 1991, 1 R 70/91 

DER SACHVERSTÄNDIGE 21 



Entscheidungen + Erkenntnisse 

Mit dem angefochtenen Beschluß bestimmte das Erstgericht die Sach­
verständigengebühren mit S 439.578,-. 

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Rekurs des Beklagten mit dem 
Antrag auf Abänderung dahin, daß "die Positionen 111 und IV des ange­
fochtenen Beschlusses entsprechend reduziert werdenu (diese Posi­
tionen betreffen den Zuspruch von S 71.364,80 für Hilfskräfte und 
S 271.989,- für die Mühewaltung des Sachverständigen); hilfsweise 
stellt der Beklagte einen Aufhebungsantrag zur Verfahrensergänzung. 

Der Rekurs des Beklagten ist nicht berechtigt. 

ln formeller Hinsicht ist zunächst zu bemerken, daß der Mangel eines 
ziffernmäßig nicht bestimmten Rekursantrages deswegen nicht scha­
det, weil nach der ZVN 1983 die Verbesserung eines Rekurses auch 

wegen inhaltlicher Mängel zulässig erscheint (MGA GebAG2Anm 5 zu 
§ 41) und bei unklarer Anfechtungserklärung die Entscheidung als zur 
Gänze angefochten gilt(§ 84 Abs. 3 ZPO). Da sich der Rekurs aus den 
darzulegenden Gründen als nicht berechtigt erweist, konnte aber von 
der Einleitung eines Verbesserungsverfahrens zur ziffernmäßigen Prä­

zisierung des Abänderungsantrages Abstand genommen werden. 

ln seiner Äußerung zur Gebührennote des Sachverständigen wandte 

sich der Beklagte nurgegen die Höhe derverzeichneten Stundensätze 
für die Hilfskräfte und den Arbeitsaufwand des Sachverständigen sowie 

die verzeichneten Leistungsfaktoren von 0,5, 0,65 und 1,15. 

Diesen Einwand wiederholt der Beklagte in seinem Rekurs, mit wel­

chem er zusätzlich geltend macht, daß in keiner Weise ersichtlich und 
begründet sei, ob der Betrag von S 72.364,80 (für 188 Maturantenstun­

den ä. S 379,60) an die Hilfskräfte auch tatsächlich ausbezahlt worden 
sei. Zu letzterem, erstmalig im Rekurs erstatteten Vorbringen kann dem 
Rekurswerber zwar zugestimmt werden, daß die Beiziehung von Hilfs­
kräften grundsätzlich nur mit dem Aufwand zu entlehnen ist, den der 
Sachverständige für die Arbeitsleistung seiner Hilfskräfte auch tatsäch­
lich getragen hat (MGA GebAG2 § 30/26). Der Rekurswerber hat aber 
die entsprechenden Behauptungen des Sachverständigen im Verfah­
ren erster Instanz unwidersprochen gelassen und sich nur gegen die 
Höhe des Stundensatzes gewandt. Die im Gesetz vorgesehene Äuße­
rungsmöglichkeit der Parteien zum Gebührenantrag des Sachverstän­
digen(§ 39 Abs. 1 GebAG 1975) hatden Zweck, daß das Gericht von der 

Partei über nicht bekannte, für den Gebührenanspruch bedeutsame 
Umstände informiert wird (vgl. MGA GebAG2 § 39/22). Grundsätzlich 
sind die Angaben des Sachverständigen über seine Aufwendungen für 
wahr zu halten (vgl. MGA GebAG2 § 38/24). Der Beklagte kann auf 
Grund der dargelegten Rechtslage schon wegen des im Rekursverfah­
ren herrschenden Neuerungsverbotes keine neuen, für die Gebühren­
bestimmung wesentlichen Umstände geltend machen (MGA GebAG2 

Anm. 4 zu§ 39). Wegen Unterlassung entsprechender Behauptungen 
im Verfahren in erster Instanz ist daher davon auszugehen, daß der 
Sachverständige den behaupteten Kostenaufwand für Hilfskräfte tat­

sächlich getragen hat. 

Zur Höhe der verzeichneten Stundensätze ist folgendes auszuführen: 

Auch die Kosten für beigezogene Hilfskräfte sind unter sinngemäßer 

Anwendung des§ 273 ZPO nach den für die Verwendung von Hilfskräf­
ten bestehenden Tarifen von Honorarordnungen zu bestimmen (MGA 
GebAG2 § 30/24; Krammer in SV 1983/3, 4). Der gemäß§ 31 Ingenieur­
kammerG erlassene allgemeine Teil der Gebührenordnungen und die 
darin vorgesehenen Gebührengrundsätze sind auf die Leistungen 

eines Sachverständigen anzuwenden, für die in den besonderen Teilen 
der Gebührenordnungen keine entsprechenden Regelungen vorgese­
hen sind(§ 2 Abs. 2 Z 2.3 des am 1. 1. 1989 in Kraft getretenen allgemei­
nen Teiles der Gebührenordnungen für Ziviltechniker). Der besondere 
Teil der hier maßgeblichen Gebührenordnung der Ziviltechniker für 

22 DER SACHVEAST ÄNDIGE 

Land- und Forstwirtschaft (GOLF) enthält besondere Gebührenbestim­

mungen beispielsweise für die Wertermittlung (Schätzung} und andere 
hier nicht zu beurteilende Leistungen, sodaß auf den vorliegenden 
Gebührenanspruch eine Verrechnung nach dem Zeitaufwand (§ 4 des 
allgemeinen Teiles der Gebührenordnungen für Ziviltechniker) stattzu­
finden hat. Danach steht dem Ziviltechniker eine Zeitgebühr zu,die sich 
aus der Multiplikation der Zeitgrundgebühr mit dem Leistungsfaktor 
ergibt. Die Zeitgrundgebühr beträgt nach der derzeit gültigen 83. Ver­
ordnung der Bundesingenieurkammer S 584,-. Der Sachverständige 
hat für seine eigene Tätigkeit den Leistungsfaktor 1,15 in Anspruch 

genommen, der auf Leistungen bzw. Tätigkeiten schwieriger und ver­
antwortungsreicher Art, die besondere theoretische Und praktische 

Fachkenntnisse erfordern, anzuwenden ist (tabellarische Zusammen­
stellung in§ 4 Abs. 3 des allgemeinen Teiles der Gebührenordnungen 
für Ziviltechniker). Für das Rekursgericht bestehen keine Zweifel, daß 

die Tätigkeit des Sachverständigen dem angeführten Leistungsbild 
entspricht. Dies vor allem bei Berücksichtigung des komplexen Beweis­
themas und der erforderlich gewesenen weitwendigen Befundauf­
nahme, die in einem umfangreichen und begründeten Gutachten Nie­
derschlag gefunden hat. Der Rekurswerber vermochte auch weder in 

seiner Äußerung noch im Rekurs einen einzigen konkreten Umstand 
aufzuzeigen, der gegen den vom Sachverständigen in Anspruch 
genommenen Leistungsfaktor sprechen könnte. Gleiches gilt aber 
auch für den für die Hilfskräfte verzeichneten Leistungsfaktor von 0,65. 
Die laut Leistungsverzeichnis des Sachverständigen übersichtlich dar­
gestellten Maturantenleistungen entsprechen durchausden im§ 4Abs. 
3 des allgemeinen Teils der Gebührenordnungen für Ziviltechniker 

angeführten Leistungsbild ("Leistungen bzw. Tätigkeiten einfacher, 
nicht schematischer oder mechanischer Art nach gegebenen RichtliM 

nien"). Der Hinweis des Rekurswerbers, daß ein Stundenentgelt von S 
379,60 überhöht erscheine, ist schon deswegen verfehlt, weil - wie 
schon ausgeführt- bei Vorliegen von Gebührenordnungen die darin 
angeführten Sätze als Maßstab richterlichen Ermessens heranzuzie­
hen sind. Da die Anzahl derverzeichneten und vom Erstgericht berück­
sichtigten Stunden (sowohl der Hilfskräfte als auch des Sachverständi­
gen selbst) vom Rekurswerber nicht weiter ernstlich in Zweifel gezogen 
wird und sich dagegen nach der Aktenlage auch keinerlei Anhalts­
punkte finden lassen, war dem Rekurs des Beklagten ein Erfolg zu ver­

sagen. 

Die Rekurskosten hat der Beklagte nicht nur wegen des fehlenden 

Rechtsmittelerfolges, sondern auch infolge des gesetzlichen Aus­
schlusses eines Kostenersatzes selbst zu tragen (§ 41 Abs. 3 letzter 

Satz GebAG 1975). 

Der Ausspruch überdie Unzulässigkeil eines Revisionsrekurses beruht 
auf § 528 Abs. 2 Z 5 ZPO. 

Allgemeiner Teil der Gebührenord­
nungen für Ziviltechniker - neuer 
Zeitgrundgebührensatz (ab 1. 10. 
1991) 
90. Verordnung der Bundes-Ingenieurkammer Vom 6. September 
1991, mit welcher Gebührensätze festgelegt werden. 

Aufgrund des§ 31 des lngenieurkammergesetzes, BGBI. Nr. 71/1969 in 
der Geltung ab 1. 10. 1991 in Entsprechung des Beschlusses des Verfas­
sungsgerichtshofes vom 3. 10. 1990 wird von der Bundes-Ingenieur­
kammer verordnet: 
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Entscheidungen + Erkenntnisse Berichte 

1. Die in § 4 des Allgemeinen Teiles der Gebührenordnungen {81. und 

89. Verordnung) enthaltene Zeitgrundgebühr wird unter Bezugnahme 
auf die 87., 88. und 89. Verordnurig wie folgt festgelegt: 

Je Stunde (und mindestens) öS 616,-

2. Dieser festgelegte Zeitgrundgebührensatz trägt nach gesetzmäßi­
ger Abwicklung des Verfahrens gemäß§ 31 des Ingenieurkammerge­
setzes der Leistung und dem Aufwand sowie den gesamtwirtschaftli­
chen Verhältnissen Rechnung. 

3. Es wird auf§ 6 (3) 2. Satz des Ingenieurkammergesetzes hingewiesen. 

4. Diese Verordnung tritt am 1. 10. 1991 in Kraft. 

Neue Stundensätze für Wirtschafts· 
treuhänder 
Verlautbart im Amtsblatt zur Wiener Zeitung vom 30. August 
1991. 

Hauptverband der allgemein beeideten 
gerichtlichen Sachverständigen Osterreichs 
1010 Wien, Dobthotlgasse 3/5 Tel. (0222) 42 45 46 

"Gemäß § 11 Abs. 2 der vom Kammervorstand am 6. Dezember 1985 
beschlossenen Autonomen Honorarrichtlinien (AHA) werden die ab 1. Juni 
1991 geltenden neuen Stundensätze wie folgt verlautbart: 

1. Die angemessene Zeitgebührfür die Leistung des Wirtschaftstreuhän­
ders beträgt 875 S pro Stunde(§ 1 Abs. 1 AHA). 

2. Das angemessene Honorarfür die geleistete Arbeitsstunde eines Revi­
sionsassistenten beträgt 550 S )§ 3 Abs. 1 AHA). 

3. Das angemessene Honorar fürdie geleistete Arbeitsstunde eines Revi­

sors beträgt 875 S (§ 3 Abs. 1 AHA). 

Die neuen Stundensätze gelten für alle Leistungen eines Wirtschaftstreu­
händers, die nach dem 1. Juni 1991 erbracht werden. 

Wien, am 22. August 1991. 43481 

Kammer der Wirtschaftstreuhänder." 

Liegenschaftsbewertungsgesetz 
Schon seit langer Zeit wird von Praktikern, Richtern und Rechtsgelehrten 
versucht, die gute alte Realschätzungsordnung aus dem Jahre 1897 dem 
zeitnahen Rechtsleben anzupassen. Alle Versuche sind bisher geschei­
tert. 

1977, nahezu vor 25 Jahren, hat das Amt der Steiermärkischen Landesre­
gierung im Kreise der Amtssachverständigen versucht, den allgemeinen 
anerkannten Stand des Fachwissens über die Ermittlung des Verkehrs­
wertes darzustellen, eine Begriffs- und Methodenvereinheitlichung aufzu­

zeigen, die Bewertung möglichst durchschaubar und nachvollziehbar zu 
machen und hat diese Arbeiten in den sogenannten "liegenschaftsbewer­
tungsrichtlinien" zusammengefaßt. 

Die Gerichtssachverständigen - unter engagierter Beteiligung des sei­

nerzeitigen Präsidenten des Hauptverbandes Baurat Dipl.-lng. Splett und 
des Syndikus Prof. Dr. Jäger- andererseits haben versucht, eine allge­

meine aber nicht zu eng gefaßte Ordnung in die Liegenschaftsbewertung 
einzubringen, die einerseits über den Anwendungsbereich der Realschät­
zungsordnung hinausgeht, das heißt, nicht nur für den Exekutions- und 
Konkursbereich gelten soll, und andererseits doch einwandfreie und 

unbedenkliche Ergebnisse gewährleistet, ohne den Sachverständigen in 
ein enges Reglement zu zwängen. Unter derwissenschaftlichen Anleitung 
von Herrn Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel, Vorstand des Institutsfür Zivilrecht 
an der Universität Linz, hat der Hauptverband der allgemein beeideten 
gerichtlichen Sachverständigen Österreichs 1984 einen Entwurf eines 

Liegenschaftsbewertungsgesetzes dem Bundesministerium für Justiz 
vorgelegt, der gleichsam diewesentlichen Begriffs-, Methoden- und Fach­
merkmale der Liegenschaftsbewertungsrichtlinien übernommen, aber 
auch den von der Praxis gewünschten notwendigen Freiraum des 
Gerichtssachverständigen, wie zum Beispiel bei der Wahl der Bewer­
tungsmethode, eingeräumt hat. 

1989 hat das Bundesministerium für Justiz einen Vorentwurf eines Liegen­

schaftsbewertungsgesetzes in einem kleinen Begutachtungsverfahren 
testen lassen. Obgleich alle wesentlichen Institutionen und Interessenver­
tretungen befaßt worden waren, war es doch im wissenschaftlichen Wett­
streit der Kreis der Amtssachverständigen um Hofrat Dr. 
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Brunner (Finanzprokuratur) und Hofrat Dipl.-lng. Tscheliessnig (Steier­
märkische Landesregierung) und zum anderen die im Hauptverband 
gruppierten Gerichtssachverständigen um Baurat Dipl.-lng. Rollwagen 
unter entscheidender Einflußnahme von Univ.-Prof. Dr. Rummel, die die 

Hauptarbeit geleistet haben. Aus dieser Vorarbeit ist letztendlich auch der 
offizielle Entwurf des Liegenschaftsbewertungsgesetzes des Bundesmi­
nisteriums für Justiz 5009/27-11/91 -versendet im August 1991 - ent­
standen. 

Erneut haben die Landesverbände des Hauptverbandes der allgemein 
beeideten gerichtlichen Sachverständigen Österreichs unter Beiziehung 

der lokalen lnter~ssenverbände Vorarbeit im Begutachtungsverfahren 
geleistet, um am 16. 9. 1991 im Sekretariat des Hauptverbandes unter 
Beteiligung der Spitzenvertreter aus Justiz, der Bundes-lngenieurkammer, 
des Realitätenwesens, der Landwirtschaftskammern, des Hauptverban­

des und seiner Landesverbände unter der wissenschaftlichen Anleitung 
von Herrn Professor Dr. Rummel die Stellungnahme zum ministeriellen 
Entwurf vom 23. 9. 1991 zu verfassen. Die breite Beteiligung der angeführ­
ten Institutionen und Kammern erfolgte vor allem, um deren Gedankengut 

bereits im Vorbereitungsstadium in den Entwurf einfließen zu lassen, aber 
auch um dem Bundesministerium für Justiz gegenüber einen größtmögli­
chen Gleichklang der Meinungen zu präsentieren. 

Der in neun Paragraphe gefaßte Entwurf sieht vor, daß "das Liegschaftsbe­
wertungsgesetz einen äußeren Rahmen darstellt, der dem aktuellen Stand 
der Bewertungswissenschaften gerecht werde, aber auch Platz für die 
künftigen Entwicklungen und Kenntnisse Jasse ... also ein zweigeteiltes 

Regelwerk sein solle, wobei im Gesetz die grundsätzlichen Regeln für die 
Wertermittlung normiert werden und in den Durchführungsverordnungen 
detailliertere Anordnungen für Bewertungsvorgänge, abhängig von den 
wirtschaftlichen Variablen, vorgesehen werden", so der Motivenbericht 
zum Entwurf. 

Der gesetzliche Geltungsbereich erstreckt sich auf (§ 1) 

a) Ermittlung des (Verkehrs-)Wertes von Liegenschaften - Liegen­

schaftsteilen, Überbauten (z. B. Baurecht, Superädifikate) - und von 
damit verbundenen Rechten und Lasten in 
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b) allen gerichtlichen Verfahren (nicht nur wie bisher Exekution und 
Konkurs) und in den vorgelagerten Verwaltungsverfahren (z. B. Ent­
eignungsverfahren). 

Nach der Definition des Verkehrswertes(§ 2) bestimmen die§§ 3 und 7 
die allgemeine Regelbewertung und die Wahl der Wertermittlungsver­
fahren. Das Gesetz überläßt dem Sachverständigen die Auswahl zwi­
schen allen, dem jeweiligen Stand der Wissenschaft entsprechenden 
Methoden, wie auch die Anwendung mehrerer Methoden gleichzeitig. 
Daran sollte auch die Ermächtigung des Bundesministers für Justiz 
nichts ändern, eine Durchführungsverordnung zu erlassen, mit der für 
verschiedene Arten von Sachen- gemeint Liegenschaften nach§ 1 -
und für Zeiträume, die der wirtschaftlichen· Entwicklung angemessen 
sind, die Anwendung bestimmter Wertermittlungsverfahren oder 
bestimmter Verbindungen von Wertermittlungsverfahren vorgesehen 
werden können. Es ist nicht anzunehmen, daß der Justizminister hier 
die Grenzen für die Tätigkeit des Sachverständigen wieder enger zieht, 
als das Gesetz es erlaubt. Daß aber zum Beispiel das Sachwertverfah­
ren bei Einfamilienhausbewertungen oderdie Kombination Vergleichs­
wert-/Ertragswertverfahren bei landwirtschaftlichen Liegenschaftsbe­
wertungen den Vorzug erhalten soll, stört nicht, da der Sachverständige 
in begründeten Fällen davon abgehen kann. Außerdem muß vor Erfas­
sung einer solchen Durchführungsverordnung neben den Präsidenten 
der Oberlandesgerichte, der Bundeskammern etc. auch der Hauptver­
band gehört werden. 

Hier stellt sich die Frage, die ein Teilnehmer der Beratungsrunde am 
16. 9. 1991 aufgeworfen hat: Warum bei der Bewertung von Liegen­
schaften überhaupt ein Bedürfnis nach einer gesetzlichen Regelung 
besteht, wo doch bei anderen Gutachtensarten keine Normen bestehen 
und gleichfalls einwandfreie und unbedenkliche Ergebnisse erzielt 
werden. Allein der hypokratische Eid der Mediziner oder die mathema­
tisch/physikalischen Formeln der Kraftfahrsachverständigen sind ein­
zuhalten und sonstkeine weiteren Normen. Da aber bei der Anwendung 
der verschiedenen Bewertungsmethoden neben den anzustellenden 
Berechnungen auch individuelle Einschätzungen und Gewichtungen 

der Bewertenden einfließen, glaubt der Gesetzgeber bei der Liegon­
schaftsbewertung rechtliche Regeln schaffen zu müssen, die diese 
subjektiven Komponenten in die erforderlichen Grenzen verweisen. 

Die§§ 4, 5 und 6 erklären das Vergleichs-, das Ertrags- und das Sach­
wertverfahren, wobei jeweils auch auf die geänderten Marktverhält­
nisse Bedacht zu nehmen ist. 

Im Anhang zum Ertragswertverfahren wird dem Justizminister wie­
derum die Ermächtigung eingeräumt, in einer Durchführungsverord­
nung Kapitalisierungszinssätze festzusetzen, ebenfalls wieder nach 
vorheriger Anhörung unter anderem auch des Hauptverbandes. 

Vermutlich aus prozeßökonomischen Gründen sieht § 8 in Zukunft in 
der Regel nur einen Sachverständigen vor; die Bewertung hat sich 
immer auf einen gegenwärtigen oder vergangenen Stichtag zu bezie­
hen und kann je nach Auftrag schriftlich oder mündlich erfolgen. 

Zum Schluß regelt § 9 die Erfordernisse eines Gutachtens: Zweck, 
Besichtigung, Befundnahme etc. 

Insgesamt kann der Gesetzesentwurf als gut gelungen bezeichnet wer­
den. Der Sachverständige kann zufrieden sein, erstreckt sich doch der 
Inhalt auf alle Rechtsbereiche, regelt die wesentlichen Bewertungskri­
terien, läßt ihm breite Grenzen für seine Tätigkeit und ermöglicht dem 
Richter ausreichende Kontrolle, die Bewertungsvorgänge zu durch­
schauen und nachzuvollziehen. Es wäre daherwünschenswert und ein 
großer Erfolg, würde das Liegenschaftsbewertungsgesetz und seine 
Durchführungsverordnungen im Jubiläumsjahr des Hauptverbandes, 
seines BOjährigen Bestandes, in Kraft treten können. Auch für unsere 
Kollegen aus dem Osten und deren Gerichtsbarkeit, speziell in Ungarn 
und in der CSFR, könnte es sinnvolles Vorbild sein. 

Zum Abschluß sei noch zwei aktiven Mitarbeitern für dasZustandekom­
men gedankt Herr Hofrat i. R. Dipl.-lng. Tscheliessnig für die Vorarbeiten 
im Rahmen der Liegenschaftsbewertungsrichtlinien und ganz beson­
ders Herrn Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel, dem geistigen Vater des Vor­
schlages zum gegenständlichen Entwurf. 

Dr. Oswald Kratochwil 

Eine neue Epoche der Unfallrekonstruktion ist angebrochen! 
Ab Frühjahr 1992 ist PC-CRASH, ein Simulationsprogramm für die Unfallrekonstruktion, verfügbar! 
Herr Dipl.-lng. Franz KERSCHE, Wien, hat mit seinem Simulationspro­
gramm CSP dem forensisch tätigen Sachverständigen erstmals die 
Möglichkeit gegeben, die Stoßanalyse mit einer Vorwärtsrechnung 
durchzuführen. Damit hat er richtungsweisend einen ganz neuen Weg 
der Unfallrekonstruktion aufgezeigt und beschritten. 

Dies hat den Obmann der Fachgruppe KFZ im Landesverband für 
Oberösterreich und Salzburg, lng.Adolf STUMPFL, und mich zu langen 
Gesprächen mit STUMPFLs Jugendfreund, Herrn Dr. techn. Hermann 
STEFFAN, nach Graz geführt, der in der Forschungsanstalt "AVL Ges. 
für Verbrennungskraftmaschinen und Meßtechnik mbH., Prof. Dr. Dr. h. c. 
Hans LIST" die Abteilung Strömungssimulation leitet. 

Im Oktober 1989 wurde zu diesen Gesprächen der Leiterder "PROFUR 
- PROgrammbibliothek Für UnfaiiRekonstruktion", Freiburg im Breis­
gau, Herr Dipi.-Phys. Adolf BURKARD, zugezogen. Das Ergebnis dieser 
Gesprächewar die Erkenntnis, daß es mit der heutigen Rechenleistung 
moderner PCs möglich ist, nicht nurdie Kollission, sondern den gesam­
ten Unfallablauf zu simulieren und dadurch eine wesentlich größere 
Genauigkeit in der Unfallrekonstruktion zu erreichen. Die Entwicklungs­
kosten eines solchen Programmes wurden auf etwa 1,5 Millionen Schil­
ling geschätzt. 

Im Frühjahr 1990 hat die Sachverständigenvereinigung "PROFUR", in 
der a,uch Österreichische Kollegen Mitglieder sind, auf einem Seminar 
in Schladming in der Steiermark nach intensiven Beratungen den Ent­
schluß gefaßt, die sehr aufwendige Entwicklung dieses Computerpro-
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grammes einzuleiten und die Kosten der Programmentwicklung zu tra­
gen. 

Nach fastzweijähriger Arbeit hat Dr. techn. Hermann STEFFAN die Alta­
Version dieses Programmes für IBM-kompatible PC mit beratender 
Unterstützung eines Arbeitskreises der "PROFUR" fertiggestellt Die 
Beta-Version wird bereits von 20 Sachverständigen getestet, um die für 
den Benutzer optimale Bedienbarkeit zu finden. Ab Frühjahr 1992 wird 
dieses Simulationsprogramm von der "PROFUR" in Seminaren vorge­
stellt und nach einer entsprechenden Einschulung den Sachverständi­
gen verfügbar gemacht werden. 

Das Programm deckt alle gängigen Unfallsituationen ab. Um dem 
Benutzer die Anwendung zu erleichtern, wurde das Programm unter 
MS-Windows 3.0 entwickelt. Da die Bedienung mitallen anderen Wind­
ows-Programmen konform läuft und eine interaktive Hilfstunktion ver­
fügbar ist, kann das Programm nach einer relativ kurzen Einlernzeit 
bedient werden. 

Eine derwichtigsten Eigenschaften von PC-CRASH Iiegtin der Verwen­
dungunterschiedlicher Berechnungsmodelle. Daher kann, ausgehend 
von einer einfachen kinematischen Simulation, jederzeit auf ein kompli­
zierteres Modell übergegangen werden. 

Alle vorher erfolgten Definitionen werden in diesem Fall automatisch 
übernommen. Um den Zeitaufwand für die Analyse des LJnfalles mög­
lichst gering zu halten, werden in PC-CRASH sämtliche Ergebnisse 
sofort graphisch und zahlenmäßig angezeigt. 
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Die Simulation zeigt das unterschiedliche Bremsverhalten eines PKWs 
bei einer Volbremsung in einer Linkskurve mit einem Kurvenradius von 
30m aus einer Geschwindigkeit von 60 km/h auf trockener Fahrbahn. 

Von oben nach unten: 

PKW1 
PKW2 
PKW3 
PKW4 

Vollbremsung ohne ABS 
Vollbremsung mit ABS 
Vollbremsung mit Bremsdefekt am linken Vorderrad 
Vollbremsung mit Bremsdefekt am rechten Vorderrad 

Die Fahrspur des abbiegenden PKWs wird durch die Stellzeit der Len­

kung, den Lenkeinschlag bzw. Spurkreis und die Verzögerung bzw. 
Beschleunigung während Kurvenfahrt definiert. Dadurch kann bei 
bekannter Kollisionsstellung (aus Schadensanalyse und Spurenver­
lauf) die vor Beginn des Abbiegans eingehaltene Fahrspur sehr genau 

ermittelt werden. 

Die wesentlichen Kennzeichen von PC-CRASH sind: 

-die graphische Oberfläche ermöglicht eine maßstäbliche und Win­
keltreue Darstellung der unfallbeteiligten Fahrzeuge während der 
Simulation am Bildschirm; 

-die Möglichkeit der Hinterlegung der Unfallskizze aus AutoCAD oder 
AutoSKETCH über DXF-Files am Bildschirm gestattet eine sofortige 

Plausibilitätsprüfung der Eingabeparameter; 
- bei einer Änderung der Eingabeparameter werden die Rechener­

gebnisse sofort graphisch dargestellt; 
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- die klassischen Rückwärtsrechenverfahren und die Vorwärts- sowie 

Rückwärtssimulation sind in einem Programm vereint und können 
daher jederzeit und gleichz~itig angewendet werden, wodurch alle 

Berechnungen mit Alternativmodellen überprüft werden können. 

Mit dem "PROFUR"-Simulationsprogramm "PC-CRASH" wird der von 
KERSCHE eingeleitete neue Weg der Unfallrekonstruktion ausgebaut 
und weitergeführt. Mit diesem Programm erhält der forensisch tätige 
Sachverständige ein Werkzeug für die Unfallanalyse, das ihm nicht nur 
ermöglicht, seine Unfallrekonstruktion durch eine Simulation zu über­
prüfen, sondern darüber hinaus erlaubt, auch solche Informationen, die 

er bisher noch nicht in seiner Unfallanalyse berücksichtigen konnte, in 
diese miteinzubeziehen und dadurch eine größere Genauigkeit seiner 

Rechenergebnisse zu erzielen. 

Das "PROFUR"-Simualtionsprogramm "PC-CRASH" wird am 23. Jän­
ner 1992 um 18.30 Uhr im Rahmen des Internationalen Fachseminars 
"Straßenverkehrsunfall und Fahrzeugschaden" in Badgastein erstmals 

in Österreich vorgestellt. 

lng. Dr. Robert Lipa 
Allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger für Verkehrs­

sicherheit 

Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. (0222) 42 45 46, Fax: 43 11 56 

ln der Vorstandssitzung des Landesverbandes Wien, Niederösterreich 

und Burgenland vom 25. 4. 1991 wurde mit mehrstimmigem Beschluß 
das Fachgebiet 42,70.01 (Orientteppiche, handgeknüpfte Teppiche 
und Tapisserien) gegründet. Am 24. 9. 1991 fand die konstituierende 

Sitzung statt, und es wurden als Obmann Herr Kari-Horst Lorenz sowie 
als Obmann-Stellvertreter Herr Rudolf-Peter Stieböck gewählt. 

Sachverständigen-Gutachten in der Orient­
teppichbranche 
An läßlich des letzten Orientteppich-Sachverständigen-Treffens am 18. 
März 1991 in der Hauptanstalt des Dorotheums wurde der einstimmige 
Beschluß gefaßt, einen Arbeitskreis zu bilden, der einen Musterrahmen 
für Gutachten des Fachgebietes 42,70.01 - Orientteppiche, handge­

knüpfte Teppiche, Tapisserien - erarbeitet. 

Anregung war das Sachverständigen-Gutachten und die Bewertungs­
richtlinien der Schmuckbranche von Prof. Waller MiCan. 

Bei der Zusammensetzung des Arbeitskreises wurde besonders dar­
auf geachtet, daß möglichst alle Bereiche der Branche vertreten sind. 
So betreibt Farzad Forghani-Arani ein Einzelhandels-Orientteppich­

Fachgeschäft, 
Gerhard Kulhanek ist Schätzmeister im Dorotheum, 
Kari-Horst Lorenz ist Verkaufsleiter eines Orientteppich-Fachgeschäf­
tes mit mehreren Filialen, 
Erich Rysavy ist Verkaufsleiter einer Orientteppich-Großhandelsfirma 
mit Einkaufstätigkeit im Orient, 
Dir. Gerhard M. Schafhauser ist Geschäftsführer einer Orientteppich­

Import-Großhandelsfirma mit weltweiten Niederlassungen 

Und Rudolf Peter Stieböck ist Ein- und Verkaufsleiterfür Orientteppiche 

eines Einrichtungshaus-Konzernes. 
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Der Arbeitskreis der sechs vorgenannten Sachverständigen kam zur 
Ansicht, daß ein Schätzgutachten für Orientteppiche mindestens fol­
gende Punkte enthalten sollte: 

1. Den Auftraggeber. 

2. Den Zweck des Gutachtens. 
Dieser sollte klar und unmißverständlich formuliert sein, um später 
Fehler bei der Zuordnung zur entsprechenden Handelsstufe zu ver­
meiden. 
Wie wesentlich dieser Punkt ist, zeigte sich in der Vergangenheit, als 
ein und derselbe Teppich bei mehreren Sachverständigen, mit unter­
schiedlichen Au_fträgen (von der Schätzung des Einzelhandelsver­
kaufspreises inklusive Mehrwertsteuer bis zur Bewertung im Verlas­
senschaftsfalle), vorgelegt wurde. 

3. Datum, Ort und Anwesende bei der Befundaufnahme. 

4. Beschreibung des Teppichs. 
Bereits bei der Befundnehme sollte sich der Sachverständige einer 
Checkliste bedienen, in der alle kennzeichnenden Merkmale sowie 
alle Abweichungen vom Soll-Zustand angeführt sind, die je nach Art 
und Umfang des Auftrages im Gutachten detailliert beschrieben wer­
den. 

Hier sollen die kennzeichnenden Merkmale eines handgeknüpften 
Orientteppichs angeführt werden: 

Art: 

Herkunftsland: 

Provenienz: 

Musterbeschrei­
bung oder Foto: 

Größe: 

Kette: ' 

Schuß: 

Material 
Farbe 

z. B. Handgeknüpfter 
Orientteppich 

z. B. UdSSR, Kaukasus, 
Armeoien 

z. B. Kasak 

z. B. roter Grund, durch­
gehende florale Muste­
rung, dunkelblaue Bor­
düre. Bis zu einer detail-

. reichen Beschreibung 
von Bordüre, Medaillon, 
Ecken etc. ist alles mög­
lich. Ein Foto erspart 
eine aufwendige 
Beschreibung 

Länge und Breite in cm, 
jeweils in der Mitte 
gemessen, jedoch ohne 
Kelim und Fransen 
(bereits in ÖNORM S 
1401) 

z. B. Schafwolle 
z. B. naturhellbraun 

Spinndrehungsrichtung z. B. Rechtsdrehung (Z) 
Fadenzahl der Zwirnungz. B. drei 
Zwirnung z. B. Linksdrehung (S) 

Material 
Farbe 
Spinnung 
Fadenzahl 
Zwirnung 
AnzahlderSchüsse 

z. 8. Baumwolle 
z. 8. naturelfenbein 
z. B. Rechtsdrehung (Z) 
z.B.zwei 
z. B. Linksdrehung (S) 
z.B.2-6 
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Flor: 

Seiten kanten: 

Oberkante: 

Unterkante: 

Alter. 

Erhaltungs­
zustand: 

Material 

Farben-Art: 

Farben-Anzahl 

Spinnung 
Knotenform 

Knotendichte 

Material 
Farbe 
Form 

antik 
semiantik 
alt oder älter 
neu 
oder Begriffe wie: 

z. 8. Wolle, kleine Teile 
Seide 
z. 8. natur oder synthe­
tisch 
z. 8. elfenbein, gelb, rot, 
hellblau, blau, dunkel­
braun (6) 
z. B. Rechtsdrehung (Z) 
z. B. Türkischer Knoten 
oder Gördes-Knoten 
nicht gestaffelt (olle), 
nach John Tompson 
z. 8. in Schußrichtung 28 
x in Keltrichtung 30 auf 
jeweils 10 cm, oder 
Angabe der Knotenzahl 
(Dichte) in m2, oder in 

::~~~c;,t~~~~!~~;ilea~~ (} 

einen Laufmeter in 
Schußrichtung 

z.B. Wolle 
z. 8. rot 
z. 8. um 2 x 3 Kettfäden 
geschlungen 

z. B. 2-4 cm Fransen 

z. B. 30 cm Kelim und 
1-2 cm Fransen 

über 100 Jahre 
ca. 50-100 Jahre 
ca. 25-50 Jahre 
bis 25 Jahre 
um 1900 
Zwischenkriegszeit 
30-40 Jahre 

1. Keine Gebrauchsspuren, neuwertig, perfekt 
2. Leichte Gebrauchsspuren 
3. Deutliche Gebrauchsspuren (teilweise abge-

treten) 
4. Stark abgetreten (Knoten sichtbar) 
5. Total abgetreten ( Grundgewebe sichtbar) 
Abweichungen vom ursprünglichen Zustand: 
Reparaturstellen, 
Fransen nicht original, 
geschnitten, 
gekürzt, Bordürenstreifen fehlen, 
Loch, 
morsch, 
wellig, 
verfärbt, 
sonstiges. 

Im Regelfall wird eine Beschreibung mit Art und Herkunftsland, 
Musterbeschreibung oder Foto, Größe, Knotendichte, Alter und 
Erhaltungszustand ausreichend sein. 
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5. Bewertung. 
ln diesem Aufsatz über Schätzgutachten in der Orientteppichbranche 
werden lediglich die wichtigsten Bewertungs- oder Handelsstufen 
angeführt. 
a) Durchschnittlicher europäischer Großhandelswert 

b) Detailhandelswert 
Der Einzelhandelsverkaufspreis ergibt sich aus dem Großhandels­
preis plus ortsüblicher Kalkulation zuzüglich Mehrwertsteuer. 
c) Verkehrswert zwischen Privaten. 
Auf dieser Ebene ist der Großhandelswert plus Einfuhrumsatzsteuer 
oder Mehrwertsteuer anzuwenden. 
d) Veräußerungswert 
Das ist der Wert eines Orientteppichs beim Verkauf von einem Priva­
ten an einen erwerbsmäßigen Wiederverkäufer. Dieser Wert liegt bei 
maximal 70% des Großhandelswertes. 
Auch bei Bewertung im Verlassenschaftsverfahren ist der Veräuße­
rungswert anzuwenden. 
e) Sicherstellungswert für Kredit. 
Dieser Wert liegt bei max. 50% des Großhandelswertes. 

f) Bewertung im Exekutionsverfahren. 
Hier ist der Großhandelswert einzusetzen, da bei eventueller Verwer­
tung der Rufpreis nur 50% davon beträgt. 

Diese ersten Ergebnisse des Arbeitskreises der Orienttappich-Sach­
verständigen sind der Beginn einer Publikationsreihe. 

Kari-Horst Lorenz 

Bewertung von Schäden an Holzfußböden 
Am Institut für Holzforschung der Universität für Bodenkultur hielt am 

18. September 1991 Norbert Strahle, Geschäftsführer des Institutes für 
Fußbodentechnik/Koblenz und selbst Sachverständiger, ein vielbe­
achtetes Seminar der Fachgruppe "Holz- und Holzverarbeitung" inner­
halb des Hauptverbandes der allgemein gerichtlich beeideten Sach­
verständigen. Organisiert wurde das Seminar durch Herrn Johann 
Amon, Obmann der Fachgruppe Holz- und Holzverarbeitung des Lan­
desverbandes Wien, Niederösterreich und Burgenland, unter Mithilfe 
von Dr. Manfred Vanek (Institut für Holzforschung/BOKU). Norbert 
Strahle ging von der besonderen Eigenart des Werkstoffes Holz aus, auf 
die auch der Sachverständige zu achten hat. 

Holz, die Herausforderung eines Naturwerkstoffes 

Holz ist der vielleicht komplexeste Baustoff, der im Bauwesen zum Ein­

satz kommt. Ausgezeichnet mit einzigartiger Schönheit und Vielfalt, 
zeigt es auch eine Fülle von Eigentümlichkeiten, die bei der Nutzung 

des Holzes berücksichtigt werden muß. Der "natürliche" Ursprung des 
Werkstoffes birgt auch die Gefahr, daß viele Eigenschaften und Kenn­
werte nicht exakt und normiert erfaßt und in Qualitätsstandards ver­
packt werden können. Für den Sachverständigen bedeutet dies bei 
Reklamationen und Streitfällen, beispielsweise bei Holzfußböden, eine 

besondere Herausforderung, die fachliche Wahrheit zu finden. Dabei 
stellt sich auch immer wieder die Frage, welcher Sachverständige dafür 
der richtige sei? Jener von der Industrie, vom Handwerk oder von der 
Wissenschaft. 

Beurteilung und Bewertung von Schäden an Holzböden 

Der Feind Nr. 1 für den Holzboden ist die immer kürzer werdende Bau­
zeit mit allen damit verbundenen Feuchteschäden. Auf der anderen 

Seite ist der Holzboden etwas Kostbares geworden. Der Konsument 
betrachtet ihn daher wie ein Möbelstück und vergißt, worauf er steht, 
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nämlich am meist getretenen, stärkst beanspruchten Bauteil im Haus. 
Industrie und Bodenverleger haben sich vielleicht zu lange der Illusion 
d_es fehlerfreien, fugenlosen und wasserdichten Holzbodens hingege­

ben (und diese an den Konsumenten weitergegeben). Dabei sollten 
neben der Schönheit des Holzes auch die Grenzen des Werkstoffes 
gezeigt und beachtet werden. Damit ergibt sich meist kein absolut meß­
bares Schadenskriterium. Eine Fuge im Boden ist beispielsweise dann 
ein Mangel, wenn sie von der Verlegerseite her vermeidbar gewesen 
wäre, nicht aber, wenn der Raum unnatürlich beheizt oder gelüftet wird. 
Um dies nachvollziehen zu können, liegt eine wesentliche Verantwor­

tung beim Verleger. Er muß alle Materialien, die er zum Gewerk "Fußbo­
den" zusammen führt, auch wirklich kennen und nachweislich kontrol­
lieren. 

Bei der Ermittlung einer Wertminderung bei Mängeln ist die anteilige 

Minderung des Gebrauchs- (technische Funktion) und des Geltungs­
nutzens (ästhetische Funktion) zu berücksichtigen. Asthatische und 
technische Funktion des Bodens sind wiederum im Falle eines Büros 
und eines Wohnzimmers unterschiedlich zu bewerten. Der Sachver­
ständige wird überwiegend mit Schadensfällen konfrontiert. Diese mit 
Fachwissen zu analysieren und zu bewerten, hilft auch, weitere Schä­

den zu vermeiden. Denn die Mehrzahl der Holzfußböden wird scha­
densfrei verlegt, um mit Schönheit und Natürlichkeit zur Freude des 
Benutzers beizutragen. 

Dr. A. Teischinger 
Versuchsanstalt für Holzindustrie der HTBLuVA Mödling 

Gerhard Rothbauer-Obermedizinalrat 

Kollegen Primarius Obermedizinalrat Dr. Gerhard Rothbauer, 
Obmann der Fachgruppe "Ärzte", wurde mit Entschließung des 
Herrn Bundespräsidenten der Titel "Obermedizinalrat" verliehen. 
Das Dekret wurde am 29. 10. 1991 durch den Herrn Bundesminister 
H. Ettl überreicht. Prim. OMA Dr. Gerhard Rothbauer ist seit 31 Jah­
ren selbständiger Facharzt, seit 1.3. 1964 Wiener Primararzt, seit 22 
Jahren allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger, seit vie­
len Jahren Gutachterreferent der Ärzte Wiens; er verfaßte über 60 
wissenschaftliche Publikationen. Wir gratulieren herzlich und freuen 
uns, daß das berufliche Wirken unseres Mitgliedes und 
Fachgruppenobmannes in dieser besonderen Weise gewürdigt 
wurde. 
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Seminare + VeranstaHungen 

Hauptverband der allgemein beeideten 
gerichtlichen Sachverständigen Österreichs 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. (0 22 2) 42 45 46, Fax (0 22 2) 43 11 56 

Internationales Fachseminar 1992 
Bauwesen für Sachverständige und Juristen 
Der Hauptverband der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverstän­
digen Österreichs veranstaltet von Sonntag, dem 12. Jänner, bis Sams­
tag, dem 18. Jänner 1992, zusammen mit der Vereinigung der Österrei­
chischen Richter, das Fachseminar 1992 "Bauwesen für Sachverstän­
dige und Juristen" in Badgastein (Salzburg). 

Neben den Vorträgen und Diskussionen sollen auch die persönlichen 
Kontakte und die Freizeit nicht zu kurz kommen. 

Vortragende und Themen: 

Dr. Wolfgang Felser, Vorstandsdirektor der Zürich-Kosmos-Versiche­
rungen AG: "Was erwartet die Versicherung von einem Sachverständi­
gen?" 

Univ.-Prof. Dr. techn. Hans Hart I, Zivilingenieur für Bauwesen: "Bautech­
nische Voraussetzungen und erforderliche Grundlagen für Beurteilung 
und Sanierung bestehender Holzkonstruktionen." 

Senatsrat Dipl.-lng. Dr. techn. Karl Miedler, Magistrat der Stadt Wien, 
Mag.-Abt. 39: "Neueste Erkenntnisse bei Betoninstandsetzungen." 

Dipl.-lng. Dr. Matthias Aant, Zivilingenieur für Wirtschaftsingenieurwe­
sen im Bauwesen, allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger: 
"Baukostenkontrolle und Analysen." 

Professor Dipl.-lng. Dr. techn. Rupert Schickl, Zivilingenieur für Bauwe­
sen: "Schadensvermeidung bei der Untertahrung von Gebäuden -
ausgewählte Beispiele aus dem Wiener U-Bahn-Bau." 

Dipl.-lng. Rudolf Schlauer, Zivilingenieur für Feuerungstechnik, allge­
mein beeideter gerichtlicher Sachverständiger: "Warum versotten 
Kamine? Was kann man dagegen tun?" 

Workshop zum Thema: "Der Sachverständige im Strafverfahren." 

Einführungsvortrag: Dr. Kurt Hörburger, Hofrat des Obersten Gerichts­
hofes, Arbeitskreisleiter: Dr. Gerhard Habl, Richter des Landesgerichtes 
für Strafsachen Wien, Dr. Friedrich Kicker, Richter des Oberlandesge­
richtes Graz, Dr. Ekkehard Planckh, Vorsteher des Bezirksgerichtes 
lnnsbruck. 

Perspektive Gastein 1993: Hofrat Dipl.-lng. Dr. techn. Erich Tschelfess­
nig, Komm.-Rat lng. Peter Mück, beide allgemein beeidete gerichtliche 
Sachverständige: "Lebens- und Nutzungsdauer von Bauten, Bauteilen 
und Ausstattungen", Direktor-Stellvertreter Dr. Oswald Kratochwill, all­
gemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger: "Bewertung von 
Dienstbarkeilen unbebauter Grundstücke." 

Der Beitrag für die Teilnahme an diesem Seminar beträgt inklusive 20% 
MehrwertsteuerS 3.800,-. 

Der Preis filr eine Begleitperson, gültig jedoch nur für die Teilnahme an 
der Eröffn· :1gsveranstaltung und am anschließenden Empfang im Kur­
und Sporthotel Miramonte (warmes und kaltes Buffet), beträgt S 250,-. 

Auf Grund des überaus starken Andrangs bei den internationalen Semi­
naren in den Vorjahren und des beschränkten Fassungsvermögensdes 
Austria-Saales wird darauf hingewiesen, daß die Anmeldungen aus­
schließlich in der Reihenfolge des Einlangans berücksichtigt werden 
können. 

Der Hauptverband der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverstän­
digen Osterreichs erlaubt sich ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß 
das Belegen von Einzelvorträgen aus organisatorischen Gründen nicht 
möglich ist. 

Programmänderungen vorbehalten. 
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Internationales Fachseminar 1992 
Straßenverkehrsunfall und Fahrzeugschaden 
Der Hauptverband der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverstän­
digen Österreichs veranstaltet von Sonntag, dem 19. Jänner, bis Sams­
tag, dem 25. Jänner 1992, zusammen mit der Vereinigung der Österrei­
chischen Richter, das Fachseminar 1992 "Straßenverkehrsunfall und 
Fahrzeugschaden" in Badgastein (Salzburg). 

Neben den Vorträgen und Diskussionen sollen auch die persönlichen 
Kontakte und die Freizeit nicht zu kurz kommen. 

Vortragende und Themen: 

Dipl.-lng. Wolfgang Eberhardt, Gesellschaft für Unfall- und Schadenfor­
schung Saarbrücken: "Fußgängerbewegungsgeschwindigkeiten". 

Univ.-Ass. Dipl.-lng. Dr. Horst Ecker, Technische Universität Wien: "Fahr­
und Unfalldynamik des Motorrades." 

Technischer Oberinspektor Gerhard Lippitsch, allgemein beeideter 
gerichtlicher Sachverständiger: "Motor- und Katalysatorschäden." 

Dr. Gerhard Lukas, Leiter der Rechtsberatung des OAMTC Wien, 
Schanzstraße, Otto Planer, Leiter der Abteilung technischer Informa­
tionsdienst und technische Standards des OAMTC Wien, Schanz­
straße, allgemein beeideter gerichtlicher Sachverständiger: "Die Aus­
sagekraft eines Gutachtens gemäß§ 57 a KFG." 

Dipl.-lng. Günther Menzel, Volkswagen AG Wolfsburg: ~Passive Sicher­
heit neuer VW-Fahrzeugkonzepte". 

DDr. Paul Nechvatal, Richter des Oberlandesgerichtes Wien: "Die 
Beweislast im Haftpflichtprozeß." 

Univ.-Dozent Dipl.-lng. Dr. Ernst Pfleger, allgemein beeideter gerichtli­
cher Sachverständiger: "Aufklärung von Verkehrsunfällen bei Unfall­
häufungsstellen nach den Verkehrssicherheitsrichtlinien RVS 1.21 
(Forschungsgesellschaft für das Verkehrs- und Straßenwesen) und 
Fallbeispiele aus der Praxis." 

Professor Dipl.-lng. Dr. Josef Plank, allgemein beeideter gerichtlicher 
Sachverständiger: "Energieumsatz bei Fahrzeugkollisionen im absolu­
ten und mitbewegten Koordinatensystem." 

o. Univ.-Prof. pr. Horst Seidler, Vorstand des Institutes für Humanbiolo­
gie der Universität Wien: "Evolution und Gehirn - das vorprogram­
mierte Unfallrisiko." 

Dr. Leopold Veig I, Richter des Landesgerichtes für Strafsachen Wien: 
"Die subjektive Tatseite bei Verkehrsunfällen - Verbesserung der 
Erweisbarkeit." 

Dr. techn. Hermann Steffan/Dipi.-Phys. Adolf Burkard/lng. Dr. Robert 
Lipa: Vorstellung des neuen PROFUR-Simulationsprogrammes für die 
Unfällerekonstruktion: "PC-Crash.u 

Der Beitrag für die Teilnahme an diesem Seminar beträgt inklusive 20% 
MehrwertsteuerS 3.800,-. 

Der Preis für eine Begleitperson, gültig jedoch nur für die Teilnahme an 
der Eröffnungsveranstaltung und am anschließenden Empfang im Kur­
und Sporthotel Miramonte (warmes und kaltes Buffet), beträgt S 250,-. 

Auf Grund des überaus starken Andrangs bei den internationalen Semi­
naren in den Vorjahren und des beschränkten Fassungsvermögensdes 
Austria-Saales wird darauf hingewiesen, daß die Anmeldungen aus­
schließlich in der Reihenfolge des Einlangans berücksichtigt werden 
können. 

Der Hauptverband der allgemein beeideten gerichtlichen Sachverstän­
digen Österreichs erlaubt sich ausdrücklich darauf hinzuweisen, daß 
das Belegen von Einzelvorträgen aus organisatorischen Gründen nicht 
möglich ist. 

Programmänderungen vorbehalten. 
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Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 • Tel. (0222) 42 45 46, Fax {0222) 43 11 56 

Grundseminar für Sachverständige 
Thema: Gerichts- und Privatgutachten - Schadensanalyse - Sche­
mata für Gutachten im Zivil- und Strafprozeß- Schiedswesen -Ver­
halten vor Gericht- Gebühren- Schadenersatzrecht- Beweissiche­
rung - Rechtskunde 

Termine: Mittwoch, 29. Jänner, und Donnerstag, 30. Jänner 1992, im 
Novatel Wien-West, Mittwoch, 25. März, und Donnerstag, 26.März 1992, 

Mittwoch, 29. April, und Donnerstag, 30. April1992, im Berghotel Tulbin­
gerkogel jeweils von 9 bis ca. 18 Uhr 

Vortragende: Dr. Harald KRAMMER, Senatspräsident des OLG Wien, 
Mag. Dr. Ernst SCHODL, Richter des ASG Wien. 

Tagungsorte: Novatel Wien-West, 1140 Wien, Autobahnstation Auhof, 
Berghotel Tulbingerhotel, 3001 Mauerbach bei Wien 

Preis: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten sowie der 
20%igen MWSt. 
S 4.000,- für Nichtmitglieder, 
S 3.300,- für Mitglieder des Hauptverbandes 

Wir möchten besonders darauf hinweisen, daß für Ärzte nur der erste 
Tag des Seminares von Interesse ist und daher auch jeweils nur der 
halbe Preis in Rechnung gestellt wird. 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das Sekreta­
riat des Landesverbandes zu richten. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit dem 
Novatel Wien-West, Tel. 97 25 42, bzw. mit dem Berghotel Tulbingerko­
gel, Tel. 02273/73 91, Verbindung aufzunehmen. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß wir gezwungen sind, einen 
Teilbetrag von S 500,- für Verwaltungskosten einzubehalten, falls 
jemand trotzAnmeldungund ohne vorherige Absage nicht am Seminar 
teilnehmen sollte. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gerichtliche Sach­
verständige offen, sondern auch für jene, die sich für diese Tätigkeit 
interessieren. 

Seminar über Gutachten in Haftpflichtversicherungs­
fällen (AHVB, EHVB): 8. Wiederholung 
Thema: Kurze Rechtseinführung - Umfang der Allgemeinen und 
Ergänzenden Allgemeinen Bedingungen für die Haftpflichtversiche­
rung (AHVB 1986 und EHVB 1986): sachliche (primäre und sekundäre 
Risikobegrenzung), zeitliche und örtliche Begrenzung. Besondere 
Bestimmungen über das Baugewerbe, Produktehaftpflichtrisiko (mit 
Überblick über den aktuellen Stand) und Gewässerschadenrisiko. Das 
Versicherungsgutachten - Gutachterfälle aus der Praxis 

Termin: Donnerstag, 7. Mai, und Freitag, 8. Mai 1992 

Vortragende: Mag. Dr. Ernst SCHÖDL, Richter des ASG Wien, SV Arch. 
Dipl.-lng. Ernst IRSIGLER, Werner ACHATZ, Abt.-Dir. Zürich Kosmos 

Tagungsort: Berghotel ,;Tulbingerkogel", 3001 Mauerbach bei Wien 

Preis: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten sowie der 
20%igen MWSt. 
S 4.000,- für Nichtmitglieder 
S 3.300,- für Mitglieder des Hauptverbandes 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das Sekreta­
riat des Landesverbandes zu richten. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit dem 
Berghotel "Tulbingerkogel", Tel. 02273/73 91, Verbindung aufzuneh­
men. 
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Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß der Landesverband gezwun­
gen ist, einen Teilbetrag von S 500,- für Verwaltungskosten einzube­
halten, falls jemand trotzAnmeldungund ohne vorherige Absage nicht 
am Seminar teilnehmen sollte. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gerichtliche Sach­
verständige offen, sondern auch für jene, die sich für diese Tätigkeit 
interessieren. 

Liegenschaftsschätzungs-Seminar 
Thema: Liegenschaftsschätzungen (Schätzung im allgemeinen, nach 
der Realschätzungsordnung, zu Enteignungszwecken sowie Festset­
zung des Nutzwertes nach dem Wohnungseigentumsgesetz 1975, 
mietrechtliche Bestimmungen) 

Termin: Donnerstag, 21. Mai, und Freitag, 22. Mai 1992, von 9.00 bis ca. 
17.00 Uhr 

VOrtragende: Mag. Dr. Ernst SCHÖDL, Richter des ASG Wien, SV Dr. 
Richard RAUSCHER, SV DDipl.·lng. Michel H. MÜLLER 

Tagungsort: Berghotel ,;Tulbingerkogel", 3001 Mauerbach bei Wien 

Preis: inklusive zweier Mittagessen, umfangreicher Skripten sowie der 
20%igen MWSt. 
S 4.000,- für Nichtmitglieder 
S 3.300,- für Mitglieder des Hauptverbandes 

Anmeldungen für dieses Seminar sind nur schriftlich an das Sekreta­
riat des Landesverbandes zu richten. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit dem 
Berghotel "Tulbingerkogel", Tel. 02273/73 91, Verbindung aufzuneh­
men. 

Es wird darauf aufmerksam gemacht, daß der Landesverband gezwun­
gen ist, einen Teilbetrag von S 500,- für Verwaltungskosten einzube­
halten, falls jemand trotzAnmeldungund ohne vorherige Absage nicht 
am Seminar teilnehmen sollte. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete gerichtliche Sach­
verständige offen, sondern auch für jene, die sich für diese Tätigkeit 
interessieren, jedoch hauptsächlich für den Personenkreis aus dem 
Baufach. 

Landesverband für Oberösterreich und Salzburg 
4020 Linz, Robert-Stolz-Straße 12 TeL (0732) 66 22 19 

Grundseminar für Sachverständige 
Themen: Gerichts- und Privatgutachten, Schadensanalysen, Sche­
mata für Gerichtsgutachten im Zivil- und im Strafprozeß, Schiedswe­
sen, Beweissicherung, Verhalten als SV vor Gericht, Schadenersatz­
recht. 

Tagungsort: Raiffeisen-Bildungshaus, 4040 Linz, St.-Magdalena­
Schatzweg 177, Tel. 0732/25 30 41·0 

Termin: Samstag, 14. März, und Sonntag, 15. März 1992,jeweils 9.00 bis 
ca. 17.00 Uhr 

Seminarleiter: Dr. Helmut HUBNER, Senatspräsident des OLG Linz 

Kosten: S 4.000,- inkl. MWSt., 2 Mittagessen und Skripten (für Mitglie­
der und Anwärter des LV: S 3.300,-) 

Anmeldung bitte nur schriftlich an das Büro des Landesverbandes, 
4020 Linz, Robert-Stolz-Straße 12. 

Die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt! Die Anmeldungen gelten ab 
Einzahlung des Seminarbeitrages und werden in der eingegangenen 
Reihenfolge berücksichtigt. 

Das Raiffeisen-Bildungshaus hat auch Gästezimmer. Wenn Sie dort 
übernachten wollen, wenden Sie sich bitte direkt an das Bildungshaus, 
Sekretariat Frau Zuschrader, Tel. 0732/25 30 41-0. 
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Wenn Sie nach Anmeldung ohne vorherige Absage am Seminar nicht 
teilnehmen sollten, würde der Landesverband für die Administration 
einen Betrag von S 500,- einbehalten. 
Oieses Seminar ist nicht nur für Sachverständige, sondern auch für 
Damen und Herren, die sich für diese Tätigkeit interessieren, offen. 

Liegenschaftsschätzungs-Seminar 
Themen: Liegenschaftsschätzungen-Schätzungen im allgemeinen, 
nach der Realschätzungsordnung, zu Enteignungszwecken sowie 
Ermittlungen des Nutzwertes nach dem Wohnungseigentumsgesetz 
1975 
Tagungsort: Raiffeisen-Bildungshaus, 4040 Linz, St.-Magdalena­
Schatzweg 177, Tel. 0732/25 30 41-0 

Termin: Montag, 16. März 1991,9.00 bis ca. 17.00 Uhr 

Seminarleiter: Dr. Helmut HUBNER, Senatspräsident des OLG Linz 

Kosten: S2.000,- inkl. MWSt., Mittagessen und Skripten inkludiert, Mit­
glieder und Anwärter bezahlen S 1.700,-

Anmeldung bitte nur schriftlich an das Büro des Landesverbandes, 
4020 Linz, Robert-Stolz-Straße 12. 

Die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt! Die Anmeldungen gelten ab 
Einzahlung des Seminarbeitrages und werden in der eingegangenen 
Reihenfolge berücksichtigt. 

Das Raiffeisen-Bildungshaus hat auch Gästezimmer. Wenn sie dort 
übernachten wollen, wenden Sie sich bitte direkt an das Bildungshaus, 
Sekretariat Frau Zuschrader, Tel. 0732/25 30 41-0. 

Wenn Sie nach Anmeldung ohne vorherige Absage am Seminar nicht 
teilnehmen sollten, würde der Landesverband für die Administration 
einen Betrag von S 500,- einbehalten. 

Dieses Seminar ist nicht nur für Sachverständige, sondern auch für 
Damen und Herren, die sich für diese Tätigkeit interessieren, offen. 

landesverband für Steiermark und Kärnten 
8020 Graz, Hanuschgasse 6 Tel. (0316) 91 10 18 

Seminar über Ertragswertermittlung 
Thema: Die Ertragswertermittlung im Sinne der Deutschen Wertermitt­
lungsverordnung 1988, umfassend: 
a) Einführung in die Bestimmungen der WertV; 
b) die theoretischen Grundlagen der Ertragswertermittlung, und zwar 

mathematische Hilfsmittel, Grundzüge der lnvestitionstheorie, 
Erfassung der Instandhaltungs- und lnstandsetzungskosten; 

c) Methodenkritik; 
d) praktische Fallbeispiele. 

Zielgruppe: Sachverständige und Anwärter für Liegenschaftsbewer­
tung 

Vortragender: Dipl.-lng. Dr. techn. Erich TSCHELIESSNIG, w. Hofrat i. 
R., Graz 

Termin: Samstag, 8. Februar 1992 

Tagungsort: Tennisparadies Graz, Straßgangerstraße 308 b 

Preis: Seminar einschließlich Skriptum, Mittagessen und 20% MWSt. 
S 2.000,- für Mitglieder 
S 2.500,- für Nichtmitglieder 

Anmeldung: Schriftlich an das Sekretariat des Landesverbandes, 8020 
Graz, Hanuschgasse 6, mit gleichzeitiger Überweisung des Seminar­
preises 

Grundseminar für Sachverständige 
Thema: Einführung in die Sachverständigentätigkeit, insbesondere bei 
Gericht (Eintragung in die Liste, Bearbeitung des Auftrages, Aufbau des 

Zielgruppe: Alle Interessenten an der Eintragung in die Liste der allge­
mein beeideten gerichtlichen Sachverständigen; alle Sachverständi­
gen, die ihr Wissen um die Themenkreise auffrischen oder vertiefen 
wollen 

Seminarleiter: Dr. Jürgen SCHILLER, Senatspräsident des OLG Graz 

Termin: Das Grundseminar beginnt am Samstag, dem 21. März 1992, 
9.00 Uhr, und endet am Sonntag, dem 22. März 1992, um ca. 16.00 Uhr 

Tagungsort: Schloß Seggau bei Leibnitz, Steiermark 

Seminarkosten: für Mitglieder des Verbandes S 3.000,- (inkl. 20% 
USt.), für Nichtmitglieder S 3.600,- (inkl. 20% USt.); im Preis enthalten 
sind Unterlagen sowie 2 Mittagessen am Tagungsort 

Anmeldungen: Schriftlich oder telefonisch an das Sekretariat des Lan­
desverbandes, 8020 Graz, Hanuschgasse 6, Tel. 0316/91 10 18 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, sich direkt mit der 
Gutsverwaltung des Schlosses Seggau, 8430 Leibnitz (Tel. 03452/ 
24 35) in Verbindung zu setzen. 

Liegenschaftsschätzungs-Seminar 6') 
Thema: Grundlagen fürdie Bewertung von Liegenschaften (Methoden, ......., 

Besonderheiten der Realschätzungsordnung sowie im Enteignungs­
veriahren etc.) sowie Einführung in die Nutzwertfestsetzung nach dem 
WEG 1975.Am 2. Seminartag besteht die Möglichkeit der Teilnahme an 
der Bearbeitung eines praktischen Bewertungsbeispieles. 

Zielgruppe: Alle Interessenten an der Eintragung in die Liste der allge-

mein beeideten gerichtlichen Sachverständigen für die Bewertung von 
Liegenschaften; praktisch tätige Sachverständige, die an einer derarti-

gen Veranstaltung noch nicht teilgenommen haben 

Seminarleiter: Dr. Jürgen SCHILLER, Senatspräsident des OLG Graz 

Termin: Samstag, 28. März 1992, 9.00 bis ca. 17.00 Uhr; praktische 
Übungen: Sonntag, 29. März 1992, 9.00 bis ca. 14.00 Uhr 

Tagungsort: Tennisparadies Graz, Straßgangerstraße 380b 

Seminarkosten: Mitglieder des Verbandes S 2.820,-
Nichtmitglieder S 3.260,-, jeweils inkl. 20% MWSt. 

Im Preis enthalten sind Unterlagen sowie 2 Mittagessen. 

Bei Teilnahme nur am 28. März 1992 ermäßigen sich diese Beträge 
umS 1.100,- für Mitglieder des Verbandes und 
um S 900,-·für Nichtmitglieder. 

Anmeldungen: Schriftlich oder telefonisch an das Sekretariat des Lan­

desverbandes, 8020 Graz, Hanuschgasse 6, Tel. 0316/91 10 18 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, sich direkt mit dem 
Tennisparadies Graz, Straßgangerstraße 380 b (Tel. 0316/28 21 56 und 

28 35 75), in Verbindung zu setzen. 

Sonstige Veranstaltungen 
21. Seminar der Ziviltechniker für Land-, Forst- und 
Holzwirtschaft 
vom 8. bis 10. Jänner 1992 in Windischgarsten, Oberösterreich 

Seminarprogramm 

Mittwoch, 8. Jänner 1992 
14.00 Uhr "Entwicklungsmöglichkeiten der Ökologiepolitik in Öster­

reich" 

15.00 Uhr 

Univ.-Prof. Dr. Pater GERUCH, Universität Wien 

"Forstgenetische Arbeitsergebnisse-Anwendung in der 
Praxis" 
HA Dipl.-lng. Leopold GÜNZL, Geschäftsführerder ARGE 

Gutachtens, Verhalten vor Gericht, Gebührenanspruch etc.); Grundbe- 16.30 Uhr 

für Waldveredelung und Flurholzanbau 

"Landwirtschaft und Wasserrecht" 
Reg.-Rat Dr. Alois BERNHART griffe des Schadenersatzrechtes, Schadensanalyse, Gerichtsorgani-

sation u. a. Amt der Stetermärkischen Landesregierung 
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Donnerstag, 9. Jänner 1992 
8.30 Uhr "Projekt Nationalpark Kalkalpen" - Planungsstand und 

Visionen" 
Wiss. OR Mag. Kurt RUSSMANN 
OÖ. Landesregierung 

10.00 Uhr "NaturschutzauflagenM 
Univ.-Doz. Dipl.-lng. Dr. Helmut HAIMBÖCK 
lng.-Kons. für Landwirtschaft, Wien 

11.00 Uhr "Nationalpark-Entschädigungenu (fachliche Seite der 
Entschädigungen) 
Dip1.-lng. Dr. Werner NIKODEM 
Ziv.-lng. für Forst- und Holzwirtschaft, Reichraming 

14.00 Uhr Exkursion Nationalparkforschungszentrum Molln 
Leitung: Wiss. OR Mag. Kurt RUSSMANN 

ab 16.30 Uhr "Die letzte Holztrift Europas" (Videofilm ca. 30 Minuten) 
Dipl.-lng. Franz WERL 

Freitag, 10. Jänner 1992 
8.30 Uhr "Enteignungsentschädigung: Höchstgerichtliche Recht­

sprechung einst und jetztM 
Dipl.-lng. Gerhard HIRMANN 
lng.-Kons. für Landwirtschaft, Ennsdorf 

10.00 Uhr "Aktuelle oberstgerichtliche Judikatur zur Enteignungs­
entschädigung" 
Dr. Günter SCHUBERT 
Senatspräsident des Obersten Gerichtshofes 

Im Laufe des Seminars wird der Forstminister der RSFSR (Russische 
Sowjetische Föderative Sozialistische Republik), Herr Walerij Aleksan­
drowitsch SCHUBIN, ein Kurzreferat halten. Er wird vom Leiter der 
Abteilung für Wirtschaftliche Außenhandelsbeziehungen, Herrn 
Andrey Y. MARTIROSOV. begleitet. 
Teilnahmegebühr: Die Teilnahmegebühr beträgt S 1.000,- + 20% USt. 
Fürweitere Anfragen und Auskünfte stehtihnen die Bundes-Ingenieur­
kammer, Bundesfachgruppe Land- und Forstwirtschaft, Karlsgasse 9, 
1040 Wien, Tel. (0222) 505 58 07 DW 35. gerne zur Verfügung 

Teilnehmerzahl auf jeweils 150 Personen begrenzt: 

PROBST-Bauschäden-Seminare 
Bitte beachten Sie die teilweise geänderten Termine: 
28./29. 1. 1992: Außengänge, Balkone, Dachterrassen, Garagen 
25./26. 2. 1992: Bäder und Naßräume/Baläge von Böden 
24./25. 3. 1992: Außenputz, lnnenputzi"Pilzschimmelseuche" 
Zeit: jeweils von 9.00 bis 12.00 und von 14.00 bis 17.00 Uhr 
Veranstaltungsort: Festsaal der Handelskammer Niederösterreich, 
1014 Wien, Herrengasse 10 (Änderungen vorbehalten) 
Preis für die einzelne Veransta~ung (pro Doppeltag): S 2.400,- (inkl. 
20%MWSt.) . 
Einzahlungen auf das Konto Nr. 0964-41472/00 bei der Creditanstalt­
Bankverein, Zweigstelle Rilkeplatz (BLZ 11000), der Zahlungsabschnitt 
gilt als Eintrittskarte! 
Bitte Namen und Adresse deutlich anführen! 
Wenn Sie mehrere Teilnehmer anmelden, überweisen Sie bitte einzeln, 
denn der Zahlungsabschnitt gilt als Eintrittskarte! 
Sichern Sie sich Ihre Teilnahme an den Veranstaltungen Ihrer Wshl 
durch ehestmögliche Anmeldung (Zahlschein wird Ihnen rechtzeitig 
zugesandt)! 
Für Rückfragen: BIK-Verlags-Gesellschaft m. b. H., Karlsgasse 9/2, 
1040 Wien, Tel. 0222/505 58 07-42, Frau Baumgartl 

Call for Papers zu einer Internationalen Tagung über 
die anerkannten Regeln der Technik in der Bauphyslk, 
19- bis 21- März 1992 in Mittenwald 
Im März 1992 soll die 1.1nternationale Tagung über die anerkannten 
Regeln der Technik in der Bauphysik stattfinden. Dabei sollen die tech­
nischen/juristischen Aspekte im Detail auf den verschiedenen Gebie­
ten der Bauphysik- Schallschutz, Wärmeschutz, Feuchtigkeitsschutz, 
Flachdächer- beleuchtet werden. Diese Tagung soll dazu dienen, fest­
zulegen, was anerkannte Regel der Technik ist, wozu es zum Teil kon­
träre Meinungen gibt. 
Teilnehmer, die interessiert sind, einen eigenen Beitrag beizusteuern, 
werden gebeten, Themenvorschläge und Autoren zu nennen bzw. 
Kurzfassungen ihrer geplanten Referate an folgende Anschrift zu sen­
den: BVS Forschungsinstitut GmbH, Geschäftsstelle, AreostraBe 5/0, 
D-8000 München 2. 
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Veranstaltungen 

The European Group of Valuers of Fixed Assets 
lädt ein zur 31. Konferenz TEGOVOFA vom 22. bis 24. April 1992 im 
Grand-Hotel Berlin. 
Anmeldungen bzw. nähere Auskünfte bei: Architekt Dipl.-lng. Karl 
Birkner, Vizepräsident TEGOVOFA 
Tulpenweg 4, W-8012 Ottobrunn, Tel.+ Fax 089/601 06 88 
Zweck der Vereinigung: 
1. Zur Wertermittlung von Anlagevermögen in den Bilanzen von 

Geschäftsunternehmen, bei Bewertungen von Immobilien, Maschi­
nen und Geräten für Beleihungen, Versicherungen und dem sonsti­
gen Geschäftsverkehr: Vereinbarung einheitlicher Richt- und Leitli­
nien und Fachbegriffe zum grenzüberschreitenden Verständnis von 
und Qualifikation der Sachverständigen im Europäischen Markt ab 
1993. 

2. Koordination dieser Bemühungen mit internationalen Vereinigungen 
wie IASC -International Accounting Standards Committee, Brüssel, 
New York; und TIAVSC - The International Assets Valuation Stan­
dards Committee, London, New York. 

3. Registrierung der vereinbarten Richt- und Leitlinien in der Admini­
straflon der EG, als Grundlage für einheitlkhe Gesetzgebungen in 
der Gemeinschaft. 

Erfolge: 
Bisher wurden 16 Richtlinien, 22 Leitlinien und 5 Fachinformationen 
gemeinsam verabschiedet und in einer Sammlung "Guide Bleu" in 
Englisch veröffentlicht. 
Deutsche Ausgaben erfolgten 1981, 1988 und 1990 durch den BVS­
Bundesverband öffentlich bestellter und vereidigter Sachverständi­
gere. V., 5300 Bann 2, Godesberger Allee 54. 

Geschichte: 
Die Gruppe besteht seit 14 Jahren. Sie tagt mit zweitägigen Arbeitssit­
zungen, im Frühjahr jeweils im Lande des amtierenden Präsidenten 
und im November in Brüssel, zur unmittelbaren Abstimmung mit der 
Administration der EG. 
Konferenzsprache ist Englisch. 
Die maßgeblichen Teilnehmer an den Arbeitstagungen sind hoch­
qualifizierte Sachverständige als Delegierte der nachstehenden Mit­
gliederverbände. 

Satzung: 
Dievereinbarte Satzung enthält Stimmengleichheitfür alle Staaten in 
der EG. 
Die Präsidentschaft wechselt mit jährlicher Wahl in die Staaten der 
Europäischen.Gemeinschaft. 
1991 Vorsitz Dänemark: Präsident Knud Pedersen, Stormgade 16, 
DK-1470 Kopenhagen. 
1992 Vorsitz Deutschland: Präsident Karl Birkner, Tulpenweg 4, 
D-8012 Ottobrunn, derzeitiger Vizepräsident 
Der für drei Jahre gewählte Generalsekretär ist CPM Champness, im 
Sekretariat 12, Great George Street, Parliament Square, London, 
SW1P 3AD. 

Einladung und Information zum V_ Internationalen Kol­
loquium für Sprengtechnik in Budapest vom 10_ bis 11-
September 1992 
Das Kolloquium umfaßt die Themengruppen der forensischen, gericht­
lichen Sachverständigentätigkeit im Zusammenhang mit der Sprang­
technik und Explosivstoffen. 
Die Sprachen des Kolloquiums sind: ungarisch, deutsch, englisch. 
Am Kolloquium können nicht nurtechnische und kriminalistische Sach­
verständige teilnehmen, sondern auch Kriminalisten, Entschärfer und 
Juristen (Richter), die aufdiesen Spezialgebieten tätig sind bzw.sich mit 
der Problematik dieser praktisch und theoretisch befassen, ebenso 
auch Toxikalogen und Gerichtsmediziner, die sich mit den Auswirkun­
gen der Sprangtechnik und der Explosivstoffe befassen. 
Anmeldungen sind zu richten an: 
Technisches Gerichtssachverständigeninstitut, H-1406 Budapest, 
Postfach 15. Telefax 36-1/1220-021 
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Literatur 

Bewertung von Liegenschaften 
Bmst.lng. Erich Wehinger, Leitfaden zur Liegenschaftsbewertung 
mit Formeln, Beispielen, Mustern und Tabellen. Reethis 1990, 
Elgenverlag, 265 Seiten, zuzüglich Tabellen, Musterformulare etc. 

Dieses Handbuch gliedert sich entsprechend der üblichen Vorgangs­

weise des bewertenden Gutachters in Vorbereitung, Befund und Gut­
achten. Diese klare Gliederung setztsich auch bei den einzelnen Unter­
abschnitten fort. Der Umfang de·s Buches mit 265 DIN-A4-Seiten 
zuzüglich Tabellen etc. sollte nicht abschrecken. Ganz im Gegenteil: 
Schrift und Zeilenabstände sind groß und es sind sinngemäße Absätze 

vorhanden, sodaß der Leser besonders rasch das jeweils Wesentliche 
erfassen kann. Diese auf Klarheit bedachte optische Gestaltung setzt 
sich auch in der verständlichen Darstellung der angeführten Formeln, 
für deren Anwendung Mittelschui-Mathematik völlig ausreicht, und in 

der klaren Textierung fort. 

Der Autor lebt in Vorarlberg, und das Buch ist aus der reichen Praxis 

eines Liegenschaftsschätzers im ländlichen Raum geschrieben. Es 
sind daher auch die Widmungsbezeichnungen nach den Vorarlberger 
Flächenwidmungsplänen angeführt, die bekanntlich in jedem Bundes­
land anders sind, da sich ja das kleine Österreich den Luxus erlaubt, in 
jedem Bundesland eine andere Bauordnung zu haben. Der denkende 
Sachverständige wird aber durch Analogieschluß die Ausführungen 
Wehingers auf ähnliche Widmungen des Bundeslandes, in dem er die 

Schätzung durchführt, übertragen können. Für den vorwiegend mit der 
Schätzung städtischer Liegenschaften befaßten Sachverständigen 

sind für den Fall, daß er einmal eine Schätzung im ländlichen Raum 
übernimmt, die Ausführungen über den Verkehrswert beeinflussende 
Rechte und Belastungen, wie Wege- und Leitungsrechte von besonde­
rem Interesse, sodaß das Buch auch als Nachschlagewerk beste Dien­
ste leisten kann. 

0 glückliches Vorarlberg! 

Das Mietrechtsgesetz wird nur ein einziges Mal mit Hinweis auf die 
Kategorieeinstufung erwähnt, was offensichtlich auf die fehlende 
Bedeutung des MAG in Vorarlberg zurückzuführen ist. Die für die 
Bewertung städtischer Liegenschaften in Ostösterreich, und hier vor 
allem in Wien, maßgebenden Fragen, ob und wann voraussichtlich ein 

Mietobjekt frei wird, was den Sachverständigen zwingt, sich mit der 
Frage nach Eintrittsberechtigten, einer möglichen Restlebensdauer 
des Hauptmieters, Problemen bei Geschäftsräumlichkeiten im Zusam­
menhang mit § 12 (3) MAG etc. eingehend zu beschäftigen, weil der 
Markt auf diesen Kriterien basiert, wodurch der Sachverständige wider 

Willen zum Propheten wird, bleiben dem Vorarlberger Liegenschafts­
schätzer erspart. Damit sind aber - jedenfalls solange, als auch die 
Marktgegebenheiten durch Zwangsgesetze unterbunden sind bzw. der 
Markt z. T. nur im Untergrund stattfindet (Ablösen)- auch die Grenzen 

dieses Buches aufgezeigt. 

Dies ändert aber nichts an dem Umstand, daß das vorliegende Buch 
jedem, der in irgendeiner Weise mit Liegenschaftsbewertungen zu tun 

hat, wärmstans empfohlen werden kann. Für den im ländlichen Bereich 
tätigen Liegenschaftsschätzer kann wohl das Buch mit dem Prädikat 

"unentbehrlich" versehen werden. 

Darauf hinzuweisen ist, daß für die EDV.gestützte Anwendung eine 
Diskette zur Verfügung steht, welche vom Autor bezogen werden 
kann. 

Dipl.-lng. Dr. Michel H. Müller 

Selektivschutz für 
Netze und Anlagen 

elektrische 

Von Bernhard Zube, erschienen 1990 im VDE.Verlag, 114Seiten, For­
mat A5, kartoniert, Preis S 250,-. 

Das vorliegende Büchlein wendet sich an Unternehmen und Industrie­
betriebe, damit Personen, die weniger mit der Planung von Schutzanla­
gen betraut sind, eine praxisnahe Einführung in den Selektivschutz 
erhalten. 

Die mathematische Behandlung ist auf das Äußerste z~rückgedrängt, 
jedoch werden dieverschiedenen Schutzarten mitihren Vor- und Nach­
teilen hinreichend beschrieben. Ferner werden Wandler,, die Kurzunter­
brechung, die Systeme zur Störwerterfassung und Batterien für die 
Hilfsspannungsversorgung besprochen. Fallstudien für den Leitungs­
schutz sind in Anhängen samt Rechenbeispielen für die Erstellung von 
Schutzstaffelplänen enthalten. 

Das vorliegende Buch richtet sich an Sachverständige, Betriebsingeni­
eure und Studierende. Diesem Personenkreis kann das vorliegende 
Büchlein auch wärmstans empfohlen werden. 

BR h. c. Dlpl.-lng. Dr. techn. Peter Stelzl 

Naturverträgliche Technologien 
Von Pieter van Donkelaar; erschienen im Expert-Verlag 1991, For­
mat A 5, 167 Seiten und 50 Abbildungen, S 343,-. 

Das vorliegende Buch geht davon aus, daß Wachstum erforderlich ist, 
jedoch ein Wirtschaftswachstum mit heutigen Produkttechnologien 
ökologisch unakzeptabel ist. 

So werden in den ersten vier Kapiteln dieses Buches die Notwendigkeit 
und die Grundsätze für naturverträgliche Produkttechnologien bespro­
chen.ln den folgenden vier Kapiteln werden einige konkrete Beispiele 
aufgeführt. Unter anderem wird dabei dargelegt, daß der Produzent für 
den ganzen Lebenszyklus seiner Produkte die Verantwortung auf sich 
nehmen sollte. 

Wesentlich ist, daß die notwendige umweltverträgliche Technologie mit 
effektiven Mitteln vorangetrieben werden soll, d. h., eine umweltverträg­
liche Technologie kann auch effizient sein. 

Das vorliegende Buch ist praxisnah und realistisch gestaltet, wird auf­
richtig begrüßt und jedem Kollegen wärmstans empfohlen. Es ist leicht 
lesbar und gibt viele Anregungen, die in der Praxis auch umsetzbar sind. 

BR h. c. Dipl.-lng. Dr. techn. Peter Stelzl 

Handbuch Umwelt-Technik, Recht 
Von Karl Schedler, erschienen 1991 Im Expert-Verlag, mit 298 Bil­
dern. 

Das vorliegende Buch gibt einen Überblick über den derzeitigen Stand 
des Umweltschutzes, wie er sich in Unternehmen und Genehmigungs­
behörden darstellt. Betriebsleiter, Aufsichtsbeamte und Studenten fin­
den hierein Nachschlagewerk. Technik und Rechtfließen beim Umwelt­
schutz in der Praxis ineinander. Das Buch beschränkt sich auf den 
Umweltschutz, der für die betriebliche Praxis notwendig ist. Natur­
schutz, Kerntechnik, Mikrobiologie und Energieeinsparung werden 
ausgeklammert. 

Natürlich bezieht sich das Buch rechtlich auf deutsche Gegebenheiten, 
doch ist vieles übertragbar. Dadurch, daß 785 Literaturstellen in dem 
gegenständlichen Buch vorhanden sind, wird es zu einem wertvollen 
Nachschlagewerk. Es ist leicht faßlich geschrieben und jedem 
Betriebsleiter, Richter oder behördlichen Sachbearbeiter, der mit dieser 
Materie zu tun hat, wärmstans zu empfehlen. 

BR h. c. Dipl.-lng. Dr. techn. Peter Stelzl 
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